Begriindung zum Artikel 1 des Gesetzes vom 29. Mai 2024 (Brem.GBI. Nr. 57 / S. 270) -
Neufassung der Bremischen Landesbauordnung (BremLBO-2024)

A. Allgemeiner Teil
1.  Einleitung

1.1 Europdische Kommission erzwingt ziigige Anpassung der Anforderungen an die
Bauvorlageberechtigung

Die Notwendigkeit einer erneuten ztgigen Novellierung der Bremischen Landesbauordnung
(BremLBO-22) in der Fassung vom 18. Oktober 2022 (Brem.GBI. S. 603) und des Bremischen
Ingenieurgesetzes (BremIngG) vom 25. Februar 2003 (Brem.GBI. 2003, S. 67), zuletzt gean-
dert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 14. Dezember 2021 (Brem.GBI. S. 910, 912) in Form
eines Artikelgesetzes ergibt sich insbesondere durch zwingende Anpassungen des Landes-
rechts an europarechtliche Vorgaben zur baldmdglichsten Beendigung des Vertragsverlet-
zungsverfahrens (VVV 2018/2291) der Europaischen Kommission (KOM) gegen die Bundes-
republik Deutschland wegen unzureichender Richtlinienumsetzung der Richtlinie EG 2005/36.
Betroffen sind die Anforderungen an die Bauvorlageberechtigung nach § 65 BremLBO und
§ 13 des BremIngG auf Grundlage von §§ 65 ff. der im September 2022 durch Beschluss der
140. Bauministerkonferenz in Abstimmung mit der KOM angepassten Regelungen in der Mus-
terbauordnung (MBO).

Da die Kommission den Landern den Landern hierfir im Sommer 2023 eine Frist spatestens
bis zum Ende des zweiten Quartals 2024 gesetzt hat, ist das Gesetzgebungsverfahren mit der
gebotenen Eile voranzutreiben, um ein Inkrafttreten der geanderten Vorschriften zum 1. Juli
2024 zu ermoglichen. Fur weitergehende Ausfihrungen zu diesem Themenkomplex wird auf
die Eckpunkteerlauterung unter Ziffer 2.1 verwiesen.

1.2 starke Beschleunigung im Bereich der bauordnungsrechtlichen Gesetzgebung in
den letzten Jahren

Die letzte ,groRRe Vollnovelle® der Bremischen Landesbauordnung (BremLBO) datiert vom

4. September 2018 (Brem.GBI.S. 320). Ein Blick in die Bremische Gesetzgebungshistorie
normiert bauordnungsrechtliche Anforderungen erstmals mit der Bauordnung von 1906, fort-
geschrieben durch die Staffelbauordnungen der Jahre 1917 und 1940. Die ,erste Bremische
Landesbauordnung® folgte im Jahr 1971 und wurde mit Novellen aus den Jahren 1979, 1983,
1990, 1995, 2003, 2009 und 2018 fortgeschrieben.

Durch die Gremien der Bauministerkonferenz (ARGEBAU) wurde erstmalig in der Fassung
von 2002 eine Musterbauordnung (MBO) erarbeitet und eine Umsetzung in das jeweilige
Landesrecht durch die Lander vereinbart. Hiermit wurde erstmals der Versuch einer weit-
mdglichsten Rechtsvereinheitlichung des ,féderalen“ Bauordnungsrechts zwischen den

16 Bundeslandern unternommen. Eine Umsetzung der Regelungssystematik der MBO-2002
in die BremLBO ist nach mehrjahrigem Abstimmungsprozess im Rahmen des Gesetzge-
bungsverfahrens schlief3lich mit der Novelle vom 6. Oktober 2009 (Brem.GBI.S.401) erfolgt.

Die Musterbauordnung unterliegt seit ihrer Einfihrung einer regelmafigen Fortschreibung
durch die Gremien der ARGEBAU, was wiederum regelmaBig eine méglichst zeitnahe Uber-
nahme in Landesrecht erforderlich macht, da sich das Land Bremen im Regelfall zu einer
,mustertreuen“ Ubernahme der materiellen bauordnungsrechtlichen Anforderungen bekannt
hat.

Eigentlich sollte unter Beibehaltung der Uber viele Jahre praktizierten Bremischen Rechtsset-
zungspraxis im Bauordnungsrecht ein Zeitraum von mindestens funf Jahren bis zur nachsten
»Vollnovelle* vergehen, um dazwischen eine ausreichend lange Zeit fir eine ,Rechtskontinui-
tat“ fir alle am bauaufsichtlichen Verfahren beteiligten Akteure zu schaffen.

Die Erfahrungen seit 2018 haben jedoch gezeigt, dass sich diese Vorgehensweise bis auf
Weiteres nicht mehr beibehalten Iasst, da samtliche Vorschriften mit Gebaudebezug zu den
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Rechtsbereichen gehéren, die sowohl aufgrund der krisenbedingten Entwicklungen in der
jungeren Vergangenheit als auch in der Zukunft von erheblichen Anpassungsbedarfen be-
troffen waren und betroffen sein werden (z.B. hinsichtlich Klimaanpassung, Energie- und
Warmewende, nachhaltiges Bauen, Bauen im Bestand u.a). Das Bauordnungsrecht spielt
dabei eine wesentliche Rolle. Hinzu kommt je nach Themenkomplex ein immer starker wer-
dender zeitlicher ,Umsetzungsdruck® durch eine entsprechende Erwartungshaltung der politi-
schen Akteure auf Europaischer, Bundes, Landes oder auch der kommunaler Ebene, der es
im Zusammenspiel flr die oberste Bauaufsichtsbehdrde der Freien Hansestadt Bremen im-
mer schwerer macht, verschiedene Themen zu evaluieren und zu sammeln, um diese dann
in einem ,sinnvollen Paket“ abgestimmt fur eine Vollnovelle der BremLBO zu biindeln. Aus
diesem Grund sind die Abstande der Anderungen der BremLBO seit 2018 derzeit auf einen
Zweijahresrhythmus geschrumpft.

Mit einer ,kleinen Anderungsnovelle“ der BremLBO vom 22. September 2020
(Brem.GBI.S.963) musste zunachst die rein politisch motivierte isolierte ,Holzbauédnderung®
vom 14. Mai 2019 (Brem.GBI.S.360) ,mustertreu“ nachgebessert werden. Im Zuge dessen
wurde neben der Einflhrung des qualifizierten Brandschutzplaners fir die Gebaudeklasse 4
auch die notwendige Anpassung der jeweiligen Ermachtigungsgrundlagen vorgenommen,
um flr beide Stadtgemeinden jeweils getrennte Novellen der Kinderspielflachenortsgesetze
(fur die Stadtgemeinde Bremen vom 24. November 2020 (Brem.GBI. S. 1473)) sowie an-
schlief3end fir das Mobilitats-Bau-Ortsgesetz (fur die Stadtgemeinde Bremen vom 20. Sep-
tember 2022 (Brem.GBI. S. 476)) beschlieen zu kénnen, welches flr Bremerhaven noch
aussteht.

Mit der ,Digitalisierungsnovelle“ der BremLBO vom 18. Oktober 2022 (Brem.GBI. S. 603)
wurde der ,mustertreue” Rechtsrahmen geschaffen, um die bauaufsichtlichen Verfahren zu-
kunftig im Sinne des Online-Zugangsgesetzes (OZG) digital abwickeln zu kdnnen und das
bisher erforderliche Schriftformerfordernis gréitenteils entbehrlich zu machen. Zur Férde-
rung der Energiewende wurden erganzend entsprechend des Beschlusses zur Anderung der
MBO vom 20. Dezember 2021 erstmals in § 32 Absatz 5 die Brandschutzabstande flr be-
stimmte Photovoltaikanlagen auf Dachflachen verkirzt. Als Erkenntnis aus der Corona-Pan-
demie und dem anhaltenden Zustrom gefliichteter Menschen wurde in § 61 Absatz 6 eine
.Nothilfevorschrift* eingefligt, um Gebaude zum Schutz von ,Leben und Gesundheit* in vo-
rubergehenden Notsituationen zu diesem Zweck kurzfristig umnutzen zu kdnnen, ohne daflr
ein ansonsten Ubliches, zeitaufwendiges bauaufsichtliches Verfahren durchlaufen zu mis-
sen.

1.3 weitere Anforderungen an die LBO-Novelle-2024

Neben dem zwar zwingenden, aber eher formaljuristisch gepragten Anpassungsbedarf hin-
sichtlich der Anforderungen an die Bauvorlageberechtigung setzt die LBO-Novelle-2024

a) Malknahmen des Bund-Lander-Paktes fir Planungs-, Genehmigungs- und Umset-
zungsbeschleunigung als Baustein des sog. “Bau-Turbo-Paktes” vom November 2023,

b)  Beschlisse der 142. Bauministerkonferenz vom 23./24. November 2023 zur Anpas-
sung an die fortgeschriebene Musterbauordnung (MBO) sowie,

c) teils gleichlautende Ziele des Koalitionsvertrages flr die Wahlperiode 2023 — 2027 der
Freien Hansestadt Bremen

um und ist dartuber hinaus
d) Baustein im Rahmen der Klimaanpassungsstrategie der Freien Hansestadt Bremen.

Bei beiden vorangegangenen ,kleinen Anderungsnovellen® aus den Jahren 2020 und 2022
konnte aufgrund des themenbezogenen besonderen Zeitdrucks jeweils nur eine ,isolierte®
Anpassung bestimmter Vorschriften an die sich durch die Gremien der Bauministerkonferenz
(ARGEBAWU) in dauerhafter Fortschreibung befindliche MBO erfolgen. Eine ganzheitliche An-

Seite 2



Begriindung zur BremLBO-2024 vom 29. Mai 2024

passung an die MBO-Fortschreibungen der letzten Jahre soll nun mit dieser Novelle nachge-
holt werden (z.B. im Bereich des Abstandsflachenrechts, des Brandschutzes, der Energiebe-
reitstellung, und Erleichterungen fir Bauen im Bestand).

Zwar wird auch diese Novelle vom anhangigen Vertragsverletzungsverfahren (VVV
2018/2291) der KOM gegen DEU zur Anpassung der Regelungen zur Bauvorlageberechti-
gung ,getrieben®, doch hatte sich bereits die damalige Senatorin fur Klimaschutz, Umwelt,
Mobilitat, Stadtentwicklung und Wohnungsbau im Frihjahr 2023 bewusst gegen eine ,iso-
lierte Bauvorlageberechtigungsnovelle® ausgesprochen. Infolgedessen hatte die Bremische
Regierungskoalition im Juni 2023 im Koalitionsvertrag flur die 21. Wahlperiode der Jahre
2023 -2027 in der Freien Hansestadt Bremen weitere Priufauftrage fur die laufende Novellie-
rung der BremLBO mit dem Ziel der Vereinfachung und Verbesserung der bauaufsichtlichen
Verfahrensablaufe festgeschrieben.

1.3.1 Bereits mit der ,Digitalisierungsnovelle“ 2022 wurden die rechtlichen Grundlagen fir
die Digitalisierung der bauaufsichtlichen Verfahren geschaffen. Bis zur vollstandigen
Inbetriebnahme aller notwendigen digitalen Antragstrecken und die Anbindung an
das Fachverfahren soll die Struktur des Verfahrensrechts der BremLBO jedoch
moglichst unverandert bleiben (sog. ,seit 2010 bestehender Verfahrensfrieden®), da
bereits durch die schrittweise Umsetzung der Digitalisierung im Gesetzesvollzug
eine Verfahrensbeschleunigung erwartet wird. Fur weitergehende Ausfuhrungen zu
diesem Themenkomplex wird auf die Eckpunkteerlauterung unter Ziffer 2.2 verwie-
sen.

Im Sinne des Koalitionsvertrages, unter Bericksichtigung des Bund-Lander-,Bau-Turbo-
Pakts“ und der Beschlisse der 142. Bauministerkonferenz im November 2023 schafft die
Novelle

1.3.2 mit dem Instrument der Typengenehmigung die Etablierung referenzieller Bauge-
nehmigungen,

1.3.3 Erleichterungen fur das Bauen im Bestand im Sinne einer ,Umbauordnung®, z.B. bei
der Umnutzung von Dachgeschossen zu Wohnzwecken sowie der Errichtung von
Dachgauben und

1.3.4  mit der EinfUhrung einer Experimentierklausel die Mdglichkeit zur Erprobung des
neuen ,Gebaudetyps E“.

Fir weitergehende Ausflihrungen zu diesen Themenkomplexen wird auf die Eckpunkteerlau-
terung unter Ziffer 2.7 und 2.8 verwiesen.

1.3.5 Die Novelle dient dartber hinaus auch als ein Baustein der Fortschreibung der
Klimaanpassungsstrategie der Freien Hansestadt Bremen', welche nach § 10 des
Entwurfes des Klimaanpassungsgesetzes des Bundes (KAnG) vom 13. Juli 2023
von den Landern nunmehr verpflichtend zu erstellen sind. Damit die thematisch
Ubergeordneten Regelungsziele der Klimaanpassung, des Klimaschutzes und der
Nachhaltigkeit auch im Bauordnungsrecht Berlicksichtigung finden, wird die Gene-
ralklausel des § 3 um diese Aspekte erganzt.

Fir weitergehende Ausfihrungen zu diesem Themenkomplex wird auf die Eckpunkteerlaute-
rung unter Ziffer 2.3 und 2.4 verwiesen.

1.4 Verzicht auf neue ,,bremsende Vorschriften* in dieser Novelle

Die amtierende Senatorin fur Bau, Mobilitat und Stadtentwicklung hat sich Ende November
2023 gemeinsam mit Vertretenden der Koalitionsfraktionen sowohl zum aktuellen Bund-Lan-
der-,Bau-Turbo-Pakt“ als auch zu dem Beschlissen der 142. Bauministerkonferenz am
23./24. November 2023 mit dem Ergebnis bekannt, dass in diese Novelle keine Aufnahme
von weiteren ,bremsend” wirkenden und kostensteigernden Vorschriften erfolgen soll.

1 Siehe https://www.klimaanpassung.bremen.de/ fiir weiterfihrende Informationen
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Vor diesem Hintergrund wird im Gesetzentwurf bewusst auf die Aufnahme der im Rahmen
der Anhdérung von der Senatorin fir Umwelt, Klima und Wissenschaft sowie der Landestier-
schutzbeauftragten bei der Senatorin flir Gesundheit, Frauen und Verbraucherschutz vorge-
brachten zusatzlichen Anforderungen fur folgende Themenbereiche verzichtet:

. Baustoffe und Kreislaufwirtschaft,

o Fassadenbegrinung,

° weitergehende Klimaanpassungs- und Nachhaltigkeitsaspekte sowie
J Tierschutz.

In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass sich der Umfang der Generalklau-
sel des § 3 BremLBO nur auf die Themenbereiche beschranken soll, die entweder zum Re-
gelungsinhalt des Bauordnungsrechts gehdéren und somit primar der bauordnungsrechtlichen
Gefahrenabwehr dienen oder bei fachibergreifenden Themen als Schnittstelle durch kon-
krete Vorschriften fir die Bauaufsichtsbehérden auch nachprifbar und vollziehbar sind (z.B.
im Hinblick auf Klimaanpassung und Energiewende mit den konkreten Anforderungen in § 8
Absatz 1 und 2 sowie in § 32 Absatz 10 und 11).

Ebenso soll die BremLBO nicht unzulassigerweise in Themenbereiche eingreifen, fir die be-
reits fachgesetzliche Regelungsmadglichkeiten bestehen. Aus diesem Grund kdnnen auch die
vorgetragenen Erganzungswuinsche im Hinblick auf eine stadtebauliche Gestaltungsprifung
von Gebauden ausschlieRlich im Rahmen von quartiersbezogenen Erhaltungssatzungen
nach § 172 BauGB berucksichtigt werden.

1.5 Ausblick

Da das vorgelegte Artikelgesetz zur Neufassung der Bremischen Landesbauordnung und
Anderung des Bremischen Ingenieurgesetzes mit dem Ziel der baldigen Beendigung des an-
hangigen Vertragsverletzungsverfahrens (VVV 2018/2291) fur die Freie Hansestadt Bremen
um keine weiteren Themen angereichert werden kann, sollen folgende Themenkomplexe
von der Senatorin fur Bau, Mobilitdt und Stadtentwicklung fir eine Nachfolgenovelle der
BremLBO geprift werden:

a) Evaluation und ggf. Nachsteuerung der mit dieser Novelle vorgenommen Rechtsande-
rungen, insbesondere Malinahmen der Verfahrensbeschleunigung,

b)  Aufnahme einer Vorschrift fur eine verpflichtende Fassadenbegrinung

Nach Prifung hat sich die Senatorin fir Bau, Mobilitat und Stadtentwicklung dazu ent-
schieden, gesetzliche Anforderungen an eine verpflichtende Fassadenbegrinung nicht
in die vorliegende LBO-Novelle 2024 zu Gbernehmen, weil es sich hierbei um eine
.bremsende” und kostensteigernde Vorschrift* handelt, die im Widerspruch zu den ak-
tuellen Bund-Lander- ,Bauturbo“-Beschlissen stehen wiirde.

Zudem bedarf die Entwicklung einer rechtssicheren, hinreichend bestimmten Vorschrift
unter der Berilicksichtigung der Verhaltnismafigkeit auf landesrechtlicher Ebene einer
Vorabstimmung mit den betroffenen Akteuren im Rahmen eines Anhérungsverfahrens.

Es wird den Stadtgemeinden Bremen und Bremerhaven deshalb bis auf Weiteres emp-
fohlen, hiervon auf kommunaler Ebene unter Ausnutzung der bereits vorhandenen Er-
machtigungsgrundlage des § 86 Absatz 1 Nummer 6 BremLBO Gebrauch zu machten,
um in értlichen Bauvorschriften unter konkreter Berticksichtigung der naheren Umge-
bung in Bebauungsplanen oder auch in stadtebaulichen Vertragen sachgerechte Anfor-
derungen an Fassadenbegrinungen festzulegen, um mit diesem Instrument die die As-
pekte des Klimaschutzes und der Klimaanpassung im Sinne der Generalklausel des

§ 3 BremLBO angemessen zu bertcksichtigen.
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c) Weitere Mdglichkeiten der Verfahrensbeschleunigung nach Evaluation des Verfahrens-
rechts der Bauordnungen der anderen Bundeslander

Zu den einzelnen Eckpunkten der LBO-Novelle 2024

2.1. EU-rechtskonforme Anpassung der Anforderungen an die Bauvorlageberechti-
gung wg. Vertragsverletzungsverfahren 2018/2291 KOM gegen DEU

betroffene Vorschriften: § 65

§ 66

§ 87 Absatz 5

§ 13 ff. BremIngG

Zwingender Regelungsinhalt der aktuellen Novelle ist die europarechtskonforme Anpassung
der Anforderungen an die Bauvorlageberechtigung zur baldméglichsten Beendigung des
Vertragsverletzungsverfahrens (VVV 2018/2291) der Europaischen Kommission (KOM) ge-
gen die Bundesrepublik Deutschland.

Die Regelungen zur Bauvorlageberechtigung in § 65 der Musterbauordnung (MBO) und
gleichlautend in der Landesbauordnung von Nordrhein-Westfalen waren im Jahr 2018 Aus-
gangspunkt eines von der Kommission gegen Deutschland angestrengten Vertragsverlet-
zungsverfahrens. Nachdem die Kommission Uber das Bundeswirtschaftsministerium im Ja-
nuar 2019 erganzende Informationen zu Regelungen in weiteren Landesbauordnungen erbe-
ten hatte, wurde das Verfahren auf mehrere Lander ausgedehnt. Das Land Bremen ist zwar
nicht direkt beklagt, durch die gleichlautende Umsetzung von § 65 MBO in Landesrecht aber
ebenfalls unmittelbar betroffen.

In Absprache mit dem Bundeswirtschaftsministerium haben im Anschluss mehrere Gespra-
che mit der KOM stattgefunden, als Landervertreter waren Bayern, Nordrhein-Westfalen und
Sachsen beteiligt, um sich mit der KOM Uber eine Anpassung von § 65 MBO zu verstandi-
gen.

Die Tatigkeit der Erstellung von Bauvorlagen wird von der KOM als Beruf nach EU-Berufsan-
erkennungsrichtlinie (Richtlinie 2005/36/EG) angesehen und nicht nach bisheriger deutscher
Sichtweise als Dienstleistung nach der Richtlinie 2006/123/EG.

Hauptkritikpunkt der Kommission war das Erfordernis der zweijahrigen Berufserfahrung fur
die Bauvorlageberechtigung (§ 65 MBO). Zudem riigte die KOM die bei der voribergehen-
den Dienstleistungserbringung in der MBO vorgesehene ex-ante Prifung der Qualifikation
(§ 65d MBO neu) und bislang die fehlende Wahlmaoglichkeit zwischen den vorgesehenen
AusgleichsmalRnahmen im Rahmen der Berufsanerkennung (§ 65¢ MBO neu).

Die von der Bauministerkonferenz auf ihrer 140. Sitzung im September 2022 unter TOP 8
beschlossene Anpassung des § 65 MBO entspricht der von der KOM im Sommer 2022 ak-
zeptierten Fassung.

Die KOM hat gegenuber dem Bundeswirtschaftsministerium erklart, dass bei einer baldigen
Umsetzung der Anderungen durch die Lander das Vertragsverletzungsverfahren beendet
werde. Sie erwarte ferner nach dem erfolgten Beschluss der 140. Bauministerkonferenz Gber
die Anderung zu § 65 MBO fiir jedes Land einen Zeitplan, wann die Umsetzung im jeweiligen
Land erfolge werde. Andernfalls stehe die Fortflihrung des Vertragsverletzungsverfahrens
mit ggf. entsprechenden Zwangsgeldern zu Lasten der Lander im Raum, die die Vorgaben
nicht zeitnah umsetzen.

Die Umsetzung der vorliegenden Regelung zu § 65 MBO in Landesrecht ist jedoch umfang-
reich, weil sie dem Wunsch der Kommission Rechnung tréagt, die notwendigen Anderungen
zentral in der MBO vorzunehmen. Zudem konnte die fehlende Begriindung zu § 65 MBO von
einer Landerarbeitsgruppe erst im Februar 2023 fertiggestellt werden. Die nunmehr mit die-
sem Artikelgesetz vorgelegte inhaltlich mustertreue landesrechtliche Umsetzung fur das
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Land Bremen ist im Rahmen einer Arbeitsgruppe unter Mitarbeit der Architekten- / Ingenieur-
kammer und der flr das Bauberufsrecht zustandigen Stelle bei der Senatorin fir Bau, Mobili-
tat und Stadtentwicklung erarbeitet worden.

Unter Berilcksichtigung der landesrechtlichen Besonderheiten soll § 65 BremLBO-2024 wie
bisher nur die Grundanforderungen an die Bauvorlageberechtigung enthalten. Weiterge-
hende Regelungen an die Anforderungen / Qualifikation / Studieninhalte der Bauvorlagebe-
rechtigten sowie die erforderliche Listenfuhrung der Ingenieurkammer sollen wie bisher im
Bremischen Ingenieurgesetz (BremingG) verbleiben. Erganzend ist deshalb im Rahmen ei-
nes Artikelgesetzes eine korrespondierende Anpassung des § 13 BremIingG hinsichtlich der
weitergehenden Regelungsinhalte an ,Bauvorlageberechtigte“ mit den neuen § 13a bis d er-
forderlich, worin die erweiterten Inhalte der § 65a bis d MBO-2022 inhaltlich unverandert
Ubernommen werden sollen.

Desweiteren kann der im Rahmen der Anhérung vom Bund Deutscher Landschaftsarchitek-
ten (BDLA) und der Deutschen Gesellschaft fur Gartenkunst und Landschaftskultur e.V.,
Landesverband Bremen/ Niedersachsen-Nord (dggl) vorgetragenen Forderung, auch die
Landschaftsarchitektinnen und Landschaftsarchitekten in die beschrankte Bauvorlagebe-
rechtigung nach § 65 Absatz 3 Nummer 2 BremLBO-2024 unter Buchstabe b) neu aufzuneh-
men, gefolgt werden, weil insbesondere bei den Aufgabenbereichen

a) Entsiegelung / Begrunung / Freiflachengestaltung nach § 8 BremLBO-2024,

b)  Flachdachbegrinung, auch in Kombination mit Photovoltaik auf Dachflachen nach § 32
Absatz 10 und 11 BremLBO-2024 in Verbindung mit dem Bremischen Solargesetz so-
wie

c) freiwilliger Fassadenbegrinung

eine rechtzeitige Verknipfung mit anderen Gebaudeplanungen bauvorlagerberechtigter Per-
sonen oder Fachplanenden notwendig ist. Der Gesetzentwurf ist in § 65 Absatz 3 Nummer 2
mit dem Buchstaben b) um diese Personengruppe erweitert worden.

2.2, Fortsetzung der Digitalisierung der bauaufsichtlichen Verfahren

betroffene Vorschriften: § 72 Absatz 2
§ 84 Absatz 3

Verfahrenserlass vom 28. November 2022
(Brem.ABI.S. 992)

Die notwendige Anpassung des Rechtsrahmens war bereits Gegenstand der letzten ,Digitali-
sierungsnovelle“ vom 18. Oktober 2022 (Brem.GBI.S.603). Mit dieser Novelle soll die qualifi-

Zierte elektronische Signatur als klarstellende Alternative zur weiterhin moéglichen Schriftform
der Baugenehmigung in § 72 Absatz 2 ausdrucklich genannt werden.

Die Entwicklung und Implementierung der nachfolgenden digitalen Antragstrecken konnte
mittlerweile abgeschlossen werden:

Anzeige zur Beseitigung einer Anlage gemal § 61 Absatz 3 Satz 2 BremLBO
Genehmigungsfreistellung gemaf § 62 BremLBO

Vereinfachtes Baugenehmigungsverfahren gemaf § 63 BremLBO
Baugenehmigungsverfahren gemaf § 64 BremLBO

Abweichungen, Ausnahmen, Befreiungen gemaf § 67 BremLBO
Baubeginnanzeige gemal § 72 Absatz 7 BremLBO

Teilbaugenehmigung gemaf § 74 BremLBO

©® N o o bk w0 Db~

Bauvoranfrage gemaR § 75 BremLBO
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9. Einmalige Verlangerung der Baugenehmigung gemaf § 73 Absatz 2 BremLBO
10. Einmalige Verlangerung des Bauvorbescheids gemal § 75 Absatz 4 BremLBO

11. Anzeige sonstiger Bauzustande oder der Nutzungsaufnahme gemaf § 81 Absatz 2
BremLBO

12. Universelle Antragstrecke fir sonstige bauaufsichtliche Entscheidungen

Im Laufe des Jahres 2024 ist die Anbindung der Fachverfahren der unteren Bauaufsichten
an die Antragstrecken und den Vorgangsraum geplant.

Nach Abschluss der Testungen wird ein Ubergang in den Echtbetrieb angestrebt. Die regel-
hafte Inbetriebnahme der digitalen Antragstrecken wird mit Fortschreibung des ,Verfah-
renserlasses zur Einreichung von Unterlagen nach der Bremischen Bauvorlagenverordnung
fur die Durchflhrung digitaler bauaufsichtlicher Verfahren“ vom 28. November 2022
(Brem.ABI.S. 992) rechtzeitig bekanntgegeben.

2.3. Uberfiihrung des Ortsgesetzes iiber die Begriinung von Freiflichen und Flach-
dachflachen in der Stadtgemeinde Bremen (Begriinungsortsgesetz Bremen)
vom 28.03.2023 (Brem.GBI. S. 282) in die BremLBO als Baustein der Klimaan-
passung

betroffene Vorschriften: § 2 Absatz 18 bis 20 (neu)

§ 8 Absatz 1 und 2

§ 32 Absatz 11 (neu)

§ 83 Absatz 1 Nummer 18 und 19 (neu)
§ 87 Absatz 6 (neu)

Mit Bezug auf die um die Aspekte des Klimaschutzes und der Klimaanpassung erganzten
Generalklausel in § 3 soll das in der Fassung vom 28. Marz 2023 ,nachgescharfte* Begrui-
nungsortsgesetzes fur die Stadtgemeinde Bremen (Brem.GBI.S. 282) zum 1. Juli 2024 in die
BremLBO Uberflihrt werden, um damit als landesrechtliche Regelung auch fiir die Stadtge-
meinde Bremerhaven Anwendung zu finden.

Mit Anwendung der Ermachtigungsgrundlage gemaf § 86 Absatz 1 Nummer 6 der Bremi-
schen Landesbauordnung (BremLBO) hat das Begriinungsortsgesetz (BegrinungsOG) vom
14. Mai 2019 (Brem.GBI. S. 313) erstmals eine das gesamte Gebiet der Stadtgemeinde Bre-
men betreffende rechtliche Verpflichtung zur Erhéhung des Anteils an begrunten Flachdach-
flachen und zu begrinenden Freiflachen geschaffen, die sich als wirksames Instrument im
Sinne des Klimaschutzes herausgestellt hat.

Die mit der Novelle des BegriinungsOG-2023 nachgescharften Regelungen werden derge-
stalt in die BremLBO Uberfuhrt, dass in § 2 mit den Absatzen 18 bis 20 die Begriffsdefinitio-
nen Ubernommen werden, in den angepassten § 8 Absatzen 1 und 2 die Entsiegelung und
Freiflachenbegriinung geregelt und das ,Schottergartenverbot® aufgenommen wird sowie im
neuen § 32 Absatz 11 die verpflichtende Begriinung von Flachdachflachen von mehr als

50 m? eingeflgt wird.

Der Ordnungswidrigkeitenkatalog in § 83 wird im Absatz 1 mit den neuen Nummern 18 und
19 um die entsprechenden BuRgeldtatbestande erganzt.

Der Gesetzentwurf tragt damit inhaltlich unverandert den Forderungen der Enquete-Kommis-
sion aus dem ,Aktionsplan Klimaschutz* (siehe hierzu Mitteilung des Senats vom 28.03.2023
/ Drs. 20/1838) mit Umsetzung der MaRnahme 189 (Flachenversiegelung vermeiden) und
MaRnahme 190 (Stadtgriin ausweiten, Schottergarten verbieten) Rechnung. Die Regelungen
der Freiflachen- und Flachdachbegriinung sollen dazu beitragen, perspektivisch eine
~>chwammstadt’ zu entwickeln, um Regenwasser in der Stadt zuriickzuhalten und es mdg-
lichst vor Ort zu versickern und verdunsten zu lassen.
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Aus diesem Grund stellt die neue Ubergangsvorschrift des § 87 Absatz 6 das Anpassungs-
verlangen der Entsiegelung und Begriinung auch fiir bestehende Freiflachen spatestens bis
zum 31. Dezember 2026 klar.

Im Rahmen der Anhérung ist von der Senatorin fur Umwelt, Klima und Wissenschaft kritisiert
worden, dass der Regelungsinhalt des § 3 Absatz 2 BegriinungsOG nicht in die BremLBO
Uubernommen worden sind. Dies wird von Seiten der Senatorin fir Bau, Mobilitdt und Stadt-
entwicklung damit begriindet, dass es sich im Wesentlichen um einen bauplanungsrechtli-
chen Regelungsinhalt handelt, dessen Befreiungsermessen bei der Zulassigkeit von bauli-
chen Anlagen auf nicht Gberbaubarer Grundstlicksflache im Rahmen einer Dienstanweisung
geregelt werden soll.

24, Verkniipfungen zum Bremischen Gesetz zur Beschleunigung des Ausbaus von
Anlagen zur Stromerzeugung aus solarer Strahlungsenergie (Bremisches So-
largesetz) vom 2. Mai 2023 (Brem.GBI.S. 443)

betroffene Vorschriften: § 32 Absatz 5
§ 32 Absatz 10 (neu)
§ 32 Absatz 11 (neu)

Zur Beschleunigung des Ausbaus von Anlagen zur Stromerzeugung aus solarer Strahlungs-
energie (Photovoltaikanlagen) sind in § 32 Absatz 5 die aus Brandschutzgriinden einzuhal-
tenden Abstande auf Dachflachen entsprechend der MBO-2022 nunmehr dreigeteilt einzu-
stufen?.

Zur Férderung der Umsetzung der notwendigen Energie- und Warmwende werden die not-
wendigen Verknlpfungen zum Bremischen Solargesetz ermittelt und hergestellt. Die Anfor-
derungen an Dacher werden mit dem neuen § 32 Absatz 10 dergestalt erganzt, dass bei der
Errichtung oder wesentlichen Anderung von verfahrenspflichtigen Gebauden die betroffene
Tragkonstruktion so zu bemessen ist, dass auf deren Dachflachen Anlagen zur Erzeugung
von Strom aus erneuerbaren Energien errichtet werden kénnen. Die BremLBO normiert
hierzu keine weitergehende Verpflichtung, sondern diese ergeben sich aus dem BremSolarG
oder abweichend aus o6rtlichen Bauvorschriften (Bebauungsplanen).

Erganzend stellt der ebenfalls neu hinzugefiigte § 32 Absatz 11 Satz 6 korrespondierend zu
§ 3 Absatz 3 des BremSolarG klar, dass wenn eine Flachdachflache auf Grund einer 6ffent-
lich-rechtlichen Vorschrift zu begriinen ist (neu geregelt in § 32 Absatz 11 Satze 1 bis 4),

50 Prozent der zu begrinenden Dachflache bei der Flachenberechnung unberiicksichtigt
bleiben, um damit eine Kombination aus Begriinung Photovoltaiknutzung zu erreichen.

2 Diese Regelung ist bereits im Vorgriff auf die gesetzliche Regelung mit Erlass der Senatorin fiir Klimaschutz,
Umwelt, Mobilitat, Stadtentwicklung und Wohnungsbau vom 10. Mai 2023 fiir anwendbar erklart worden.
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2.5. Anpassungen der Vorschriften zum barrierefreien Bauen

betroffene Vorschriften: § 2 Absatz 14

§ 6 Absatz 7 Nr. 2

§ 39 Absatz 4

§ 50 Absatz 5

§ 50 Absatz 6

§ 61 Absatz 1 Nr. 11

Im Rahmen der Vorbereitung der Deputationsbefassung ist durch die Senatorin flir Bau, Mo-
bilitdt und Stadtentwicklung entschieden worden, auch den ,zweiten Anlauf‘ zur geplanten
Streichung der Offnungsklausel mit den Satzen 4 und 5 in § 50 Absatz 1 BremLBO, wonach
bestimmte Teile des Gemeindegebiets von der Pflicht zur Herstellung von R-Wohnungen
ausgenommen werden konnen ,nicht umzusetzen, da die Datengrundlage, die das Vorgehen
der Streichung begriindet, von Vertretenden der Wohnungswirtschaft nach wie vor als unzu-
reichend angesehen wird. Die Vorschrift bleibt somit gegeniber der BremLBO-2022 unver-
andert, obwohl sich im Rahmen der Gremiendiskussion herausgestellt hat, dass die seit

1. Oktober 2021 geltende Quote fur R-Wohnungen nach § 50 Absatz 1 Satz 3 inzwischen
eine allgemeine Akzeptanz gefunden hat und die Erteilung einzelfallbezogener Abweichun-
gen nach § 67 i.V.m. § 50 Absatz 5 als ausreichend angesehen wird, da es derzeit in beiden
Stadtgemeinden keine Teile der Gemeindegebiete gibt, die eine flachendeckende Riickaus-
nahme rechtfertigen.

Um insbesondere im vorhandenen Bestand die barrierefreie Zuganglichkeit zu verbessern,
wird nach § 6 Absatz 7 Nummer 2 die Errichtung von auch nachtraglichen AuRenaufziigen
bis zu bestimmten Ausmalen abstandsprivilegiert und nach § 61 Absatz 1 Nummer 11 die
Errichtung von Rampen zur Herstellung einer barrierefreien Zuganglichkeit bis zu einer Hohe
von 2 Metern verfahrensfrei gestellt.

Die weiteren Vorschriften werden im Kontext der ,Umbauordnung® geringfiigig modifiziert
und es wird in § 50 Absatz 6 auf das Bremische Behindertengleichstellungsgesetz
(BremBGG) hingewiesen, welches als spezialgesetzliche Regelung die Vorschriften der
BremLBO zum barrierefreien Bauen bei bestimmten Vorhaben Gberlagert.

2.6 Erweiterung des Kataloges der verfahrensfreien Vorhaben

betroffene Vorschriften: § 6 Absatz 8 Nr. 1
§ 61 Absatz 1 Nr. 1 a) und b)
§ 61 Absatz 1 Nr. 17 a) und g)

Zur Anpassung an veranderte Wohnbedurfnisse und zur Férderung der Verkehrswende sol-
len Gartengeratehauser im Innenbereich zukuinftig bis zu einer Bruttogrundflache von 12 m?
verfahrensfrei errichtet werden durfen, um dort neben Gartenmdbeln und Gartengeraten u.a.
auch ausreichenden Platz zum sicheren Abstellen von Fahrradern hausnah auf dem eigenen
Grundsttick zu ermdglichen.

Im Rahmen ortlicher Bauvorschriften zu berdachende Fahrradabstellanlagen sollen zuktinf-
tig analog zu Garagen, Carports und Stellplatzen fir Kraftfahrzeuge bis zu einer Bruttogrund-
flache von 50 m? verfahrensfrei errichtet werden durfen.

Diese baulichen Anlagen sind gleichzeitig abstandsprivilegiert nach § 6 Absatz 8.

Zum Umgang mit stadtebaulichen Ermessensentscheidungen bezuglich der Zulassigkeit von
baulichen Anlagen auf nicht Gberbaubarer Grundstiicksflache sollen vorhandene Dienstan-
weisungen durch die Senatorin fur Bau, Mobilitat und Stadtentwicklung evaluiert und sachge-
recht fortgeschrieben werden.
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2.7 Anpassungen an die fortgeschriebene Musterbauordnung (MBO) / Fortschrei-
bungen aus den Jahren 2021 bis 2023

Im Rahmen der vorausgegangenen ,kleinen LBO-Novellen® in den Jahren 2018 und 2020
war nur flr bestimmte ausgewahlte Themenkomplexe eine Anpassung an die sich in dauer-
hafter Fortschreibung befindliche Musterbauordnung (MBO) der Bauministerkonferenz
(ARGEBAU) mdglich. Mit dieser Novelle sollen nun alle erforderlichen und bisher ausgeblie-
benen Rechtsanpassungen an die MBO aus den letzten Jahren nachgeholt werden.

Besonders hervorzuheben ist, dass die 138. Bauministerkonferenz im November 2021 die
Gremien der ARGEBAU um Untersuchung gebeten hatte, ob zugunsten des Bauens im Be-
stand Fortschreibungsbedarfe der Musterbauordnung bestehen und ihr zu berichten.

Dies vor dem Hintergrund, dass die Landesbauordnungen der Lander bislang im Wesentli-
chen auf den Neubau ausgerichtet gewesen sind. Bestandserhalt und nachhaltige Bauwei-
sen wurden nur unzureichend berlcksichtigt. Im Sinne einer ,,Umbauordnung‘ sind hierbei
auch die Forderungen der Architects for Future (A4F) und der Bundesarchitektenkammer
vom 15. Mai 202332 gewiirdigt worden. Zuklinftiges Ziel soll moglichst der Erhalt bestehender
Gebaude anstatt deren Abriss im Sinne einer nachhaltigen Nutzung natirlicher und beste-
hender Ressourcen sein.

Weiterhin soll die Nachverdichtung in Bestandsquartieren erleichtert und in diesem Zuge
auch ein starkerer Fokus auf ,grine Infrastruktur® gelegt werden. Zusammen mit den Instru-
menten des Planungsrechts wird eine kompakte Stadt- und Siedlungsstruktur mit qualitativen
Freiraumen bei moglichst viel Erhalt von Bausubstanz angestrebt.

In Umsetzung dieses Auftrags hat die Fachkommission Bauaufsicht in ihrer 330. Sitzung am

13./14. Juli 2022, der 333. Sitzung am 19./20. Juli 2023 sowie in der 334. Sonder-Sitzung am
19. September 2023 (iber die einzelnen MBO-Anderungen beraten, die von der 142. Baumi-

nisterkonferenz (BMK) am 23./24. November 2023 ,geblindelt* beschlossen wurden.

Ein Teil der Beschliisse ist auch Inhalt des am 7. November 2023 vereinbarten Bund-Lander-
Paktes fur Planungs-, Genehmigungs- und Umsetzungsbeschleunigung als. sog. ,Bau-
Turbo-Pakt".

2.71 Folgende Anderungen der MBO werden nach Beschluss der 142. BMK
,mustertreu” in die BremLBO-2024 {ibernommen

auch Inhalt des Bund-Lander-,,Bau-Turbo-Pakts*

2.7.1.1  Verzicht auf den Mobilitatsnachweis bei Bestandsgebauden, wenn eine Woh-
nung geteilt oder Wohnraum durch Nutzungsanderung, Aufstockung des Ge-
baudes oder durch Ausbau des Dachraums geschaffen wird (siehe zu § 49 Ab-
satz 1 Satz 3 BremLBO-2024)

2.7.1.2 Genehmigungsfreistellungsverfahren flir Dachgeschossausbau im Bereich nach
§ 34 BauGB (siehe zu § 62 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 BremLBO-2024)

2.7.1.3 Ermdglichung des Gebaudetyps E (siehe zu § 67 Absatz 1 Satz 3 BremLBO-
2024 und weitergehende Ausfiihrungen zum Eckpunkt 2.8)

2.7.1.4 Einfihrung einer Genehmigungsfiktion fiir den Wohnungsbau im vereinfachten
Baugenehmigungsverfahren (siehe zu § 72 Absatz 1a)

2.7.1.5 Einfuhrung des Instruments der Typengenehmigung zur Férderung des seriellen
Bauens (siehe zu § 72a BremLBO-2024)

2716 Anpassung des Anwendungsbereichs der MBO fiir Windenergieanlagen, die
nach der Richtlinie 2006/42/EG (Maschinenrichtlinie — MRL) in Verkehr gebracht

3 Vgl. https://www.dabonline.de/2023/05/24/mehr-umbaukultur-umbauordnung-bak-vorschlag-musterbauordnung/
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2.71.7

2.7.1.8

2.71.9

2.7.1.10

2.7.1.11

2.7.1.12

2.7.1.13

2.7.1.14

2.7.2

2.7.21

2.7.2.2

Begriindung zur BremLBO-2024 vom 29. Mai 2024

werden (siehe zu § 1 Absatz 2 Nummer 8 BremLBO-2024) und flankierenden Re-
gelungen

Erleichterung von Nutzungsanderungen bei der Umnutzung von Aufenthaltsrau-
men in legal bestehenden Gebauden in Wohnraum (siehe zu § 48 Absatz 5
BremLBO-2024)

Erweiterung der genehmigungsfreien Anlagen um Anlagen zur Erzeugung und
Nutzung von Wasserstoff (siehe zu § 61 Absatz 1 Nummer 3 Buchstabe d) und
e) BremLBO-2024)

Abstandsflachenrechtliche Privilegierung von Antennen einschlie3lich deren Mas-
ten bis zu einer Mastbreite von 1,50 m und einer Gesamthéhe von nicht mehr als
50 m im Aulenbereich (siehe zu § 6 Absatz 1 Satz 3 BremLBO-2024) und Aus-
weitung der Verfahrensfreiheit von Antennenanlagen nach § 61 Absatz 1 Num-
mer 5 Buchstabe a) und f) BremLBO-2024

Genehmigungsfreistellung zur Umsetzung des Artikels 16 Absatz 6 der RED-II-
Richtlinie (EU) 2018/2001 zur Férderung der Nutzung von Energie aus erneuer-
baren Quellen, wonach das Repowering bestehender Anlagen zur Erzeugung er-
neuerbarer Energien durch ein vereinfachtes, zligiges Verfahren erleichtert wer-
den soll (siehe zu § 62 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 €) BremLBO-2024)

Ermdglichung des vereinfachten Baugenehmigungsverfahren auch fur Anlagen
i. S. d. der RED-II-Richtlinie (EU) 2018/2001, die Sonderbauten sind. Das betrifft
vorrangig Windenergieanlagen mit einer Hohe von mehr als 30 m (siehe zu § 63
Absatz 2 BremLBO-2024)

Einfuhrung eines intendierten Soll-Ermessens fur Vorhaben zur Erprobung neuer
Bau- und Wohnformen (,Gebaudetyp E* / siehe zu § 67 Absatz 1 Satz 3)

Einrichtung einer einheitlichen Stelle nach § 71a des Bremischen Verwaltungs-
verfahrensgesetzes zur Umsetzung von Artikel 15 Absatz 1 Unterabsatz 2 Buch-
stabe a) und Artikel 16 Absatz 1 bis 3 der RED-II-Richtlinie (EU) 2018/2001
(siehe zu § 69 Absatz 4 BremLBO-2024)

Neustrukturierung und Erganzung des Katalogs der Fliegenden Bauten, fir die
keine Ausfiihrungsgenehmigung erforderlich ist (siehe zu § 76 BremLBO-2024)

Folgende geplante MBO-Anpassungen wurden nicht von der 142 BMK be-
schlossen und haben deshalb zu einer nachtraglichen Anpassung des Ge-
setzentwurfes der BremLBO-2024 gefuhrt:

Die geplante Anderung von Brandschutzvorschriften in § 29 Absatz 6, § 34 Ab-
satz 3, § 35 Absatz 8, § 35 Absatz 9 (neu) und § 36 Absatz 3 werden nach Be-
schluss der 142. BMK ausgesetzt, da die konkreten Kostenauswirkungen unklar
sind. Die Regelungen bleiben deshalb bis auf Weiteres gegenuber der BremLBO-
2022 unverandert. Die geplanten Rechtsanderungen werden jedoch informativ in
der Begriindung aufgefuihrt und die geanderten Anforderungen kdénnen auf frei-
williger Basis bertcksichtigt werden.

Die Neustrukturierung des Abstandsflachenrechts nach § 6 MBO ist auf der 330.
Sitzung der FK Bauaufsicht im Juli 2022 erdrtert und auf der 334. Sitzung der FK
Bauaufsicht am 19. September 2023 beschlossen worden. Jedoch ist der The-
menkomplex nicht fir die finale Beschlussfassung an die 142. BMK weitergeleitet
worden. Mit Ausnahme der gegentber der BremLBO-2022 in § 6 Absatz 5 unver-
anderten Ermittlung der Abstandsflachen soll die Neustrukturierung der Vorschrift
jedoch schon vorab in die BremLBO-2024 tGbernommen werden.
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2.8 Einfiihrung einer Experimentierklausel fiir den ,,Gebaudetyp E*

betroffene Vorschriften: § 67 Absatz 1 Satz 3 (neu)

Insbesondere aus Sicht der Architektenschaft wird Bauen immer komplizierter, langsamer,
teurer und gleichférmiger. Dabei sollte es aus ihrer Sicht einfacher, schneller, glinstiger und
auch architektonisch abwechslungsreicher werden. Doch mit der Einhaltung aller im Einzel-
fall erforderlichen o6ffentlich-rechtlichen Vorschriften sind aus lhrer Sicht architektonische In-
novationen immer schwerer umsetzbar. Gegen dieses Dilemma schlagen die Architekten-
kammern einen neuen ,Gebaudetyp E* vor, der Gegenstand der aktuellen Diskussion in ver-
schiedenen Fachgremien ist.

Das Planen und Bauen findet in einem zunehmend engeren Geflecht von gesetzlichen Vor-
schriften und untergesetzlichen Normen statt, die zu einem groRen Teil die technische Um-
setzung von Gebauden, aber auch deren Dimensionen und Ausstattungsstandards bestim-
men. Architektur spielt dabei oft eine nur noch untergeordnete Rolle.

Da die Entwurfsverfasserinnen und Entwurfsverfasser auf diese Situation nicht mehr mit ei-
genen Ideen reagieren kdnnen, verbleibt Einsparpotenzial oft nur noch an der Qualitat und
Nachhaltigkeit von Materialien sowie an rdumlicher und gestalterischer Qualitat. In vielen
Stadten ist mittlerweile eine Neubauroutine sichtbar, die zwar hochste Standards einhélt,
aber architektonisch eine qualitatsarme Gleichférmigkeit erreicht hat.

Neben dem bestehenden System der Gebaudeklassen in den Landesbauordnungen soll es
deshalb zukiinftig moglich werden, Bauvorhaben dem neuen Gebaudetyp ,E*, im Sinne von
,Einfach Bauen“ oder ,Experimentelles Bauen* zuzuordnen. Fir diese Projekte sollen die
nach § 85 BremLBO als Technische Baubestimmung eingefiihrten Normen, aber auch di-
verse Richtlinien nicht mehr zwingend gelten. Die grundsatzlichen Schutzziele der General-
klausel des § 3 BremLBO sowie die Anforderungen an Standsicherheit und Brandschutz sol-
len dabei weiterhin unangetastet bleiben. Ziel ist, mit der Einordnung in den ,,Gebaudetyp E*
fur Neubauten die Anwendung innovativer Konstruktion zu ermoglichen, aber auch mehr be-
zahlbaren Wohnraum bei gesunkenen Baukosten zu schaffen

Zu Beginn eines ,E“-Projekts soll eine sorgfaltige, gemeinsame und transparente Festlegung
zwischen der Planerin oder dem Planer und der Bauherrin oder dem Bauherrn zu den Zielen
und Qualitaten stehen, die frei vereinbart werden, sich aber auch an gangigen Standards ori-
entieren kénnen. Dadurch soll es in Abstimmung mit der Bauaufsichtsbehérde im Rahmen
eines neuen in § 67 Absatz 1 Satz 3 Nummer 3 BremLBO herausgehobenen Abwei-
chungstatbestandes moglich werden, mit einem reduzierten Regelwerk zu arbeiten, das es
der Bauherrschaft und den Planenden ermdglicht, Standards, Materialien und Ausfiihrungs-
details aufeinander anzupassen, sodass sinnvolle und nachhaltige Gebaude zu bezahlbaren
Kosten entstehen kdnnen.

Korrespondierend ist hierzu allerdings eine Anderung des Biirgerlichen Gesetzbuches erfor-
derlich, welche die privatrechtlichen Anspriiche auf die genormten Standards I6st und der
Bauherrschaft diesbezlglich freie Hand gibt.

Am 15. September 2022 hat die Versammlung der Bundesarchitektenkammer eine ,Erkla-
rung flr mehr Spielraum flr Innovationen beim Planen und Bauen** beschlossen, der den
neuen Planungsweg des ,Gebaudetyp E* als Vorschlag beinhaltet.

Die neue BremLBO-2024 soll deshalb mit der Aufnahme einer ,Experimentierklausel” in

§ 67 Absatz 1 Satz 3 die Mdglichkeit bieten, den ,Gebaudetyp E* fur ausgewahlte Pilotpro-
jekte zu erproben und setzt damit ein bedeutsames Ziel des Koalitionsvertrages fir den Bau-
sektor um.

4 Vgl. Bundeskammerversammlung Verabschiedet Erklarung fir mehr Spielraum und Innovation beim Planen und
Bauen — Bundesarchitektenkammer e.V. (bak.de)
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2.9 Kleinere Verfahrensrechtliche Anpassungen (Bremensien)

betroffene Vorschriften: § 60
§ 61 Absatz 6

Mit den Erfahrungen aus der Genehmigungspraxis sollen mit der LBO-Novelle geringfiigige
verfahrensrechtliche Anpassungen beim Vorrang anderer Gestattungsverfahren (§ 60) und
mit der im Rahmen der LBO-Novelle 2022 mit § 61 Absatz 6 eingeflhrten ,Nothilfevorschrift®
vorgenommen werden.

Wahrend die in § 60 geplanten Anderungen im Rahmen der Anhérung auf Akzeptanz gesto-
Ren sind, erweist sich eine konkretisierende Nachsteuerung der Nothilfevorschrift direkt in

§ 61 Absatz 6 BremLBO-2024 aufgrund unterschiedlicher behdrdlicher Interessenlagen als
schwierig, so dass eine weitere Feinsteuerung des zusammenwirkenden Behdrdenhandelns
lediglich in der Begrindung zur BremLBO erfolgen soll.

Die Vorschrift wird im Gesetz lediglich in Satz 1 dergestalt erganzt, dass die Anzeige der Ge-
meinde vor Baubeginn, spatestens aber vor Nutzungsaufnahme in Textform mit Nachweis
der fachbehdrdlichen Beauftragung zur Kenntnis zu bringen ist, die den Eingang unverzig-
lich bestatigt.

Fir weitergehende Ausflihrungen zu den jeweiligen Themenkomplexen wird auf die Einzel-
begrindung der jeweiligen Vorschrift im Teil B. verwiesen.

Seite 13



Begriindung zur BremLBO-2024 vom 29. Mai 2024

B. Zu den einzelnen Vorschriften

Zu § 1 — Anwendungsbereich

Absatz 1 legt den Anwendungsbereich der Bremischen Landesbauordnung (BremLBO) fest.

Nach Satz 1 gilt die BremLBO grundsatzlich fiir alle baulichen Anlagen und Bauprodukte, die
unter die jeweilige begriffliche Legaldefinition nach § 2 Absatz 1 bzw. § 2 Absatz 15 fallen.

Satz 2 stellt klar, dass die BremLBO auch fir Grundstiicke sowie fur andere Anlagen und
Einrichtungen gilt, an die in diesem Gesetz oder in Vorschriften aufgrund dieses Gesetzes
Anforderungen gestellt werden.

Absatz 2 nimmt im Satz 1 mit den Nummern 1 bis 8 verschiedene Anlagen aus dem Gel-
tungsbereich der BremLBO aus, obwohl sie die Definition der baulichen Anlage erfillen. Es
handelt sich dabei um Anlagen, die einem Fachplanungsprivileg unterfallen oder bei denen
teilweise die Anwendung des materiellen Bauordnungsrechts keinen Sinn machen wirde.

Nummer 1 betrifft unverandert Anlagen des 6ffentlichen Verkehrs, einschlieRlich Zubehdr,
Nebenanlagen und Nebenbetrieben. Die bereits vorhandene Riickausnahme wurde von Ge-
bauden auch auf bauliche Anlagen gebaudegleicher Wirkung erweitert, um sicherzustellen,
dass z.B. grof¥flachig Uberdachte Fahrgastunterstande oder Fahrradabstellanlagen zumin-
dest im vereinfachten Baugenehmigungsverfahren auf ihre planungsrechtliche Zulassigkeit
zu prufen sind oder eine Prifung der Standsicherheit maglich wird.

Eine gebaudegleiche Wirkung kann immer dann angenommen werden, wenn die Kubatur
der baulichen Anlage, die aufgrund der Art der Nutzung kein Gebaude ist, bauordnungs-
rechtliche Auswirkungen hat, die einem Gebaude im Sinne dieses Gesetztes gleichzusetzen
ist und erkennbar bautechnische (insbesondere Standsicherheit) oder brandschutztechni-
sche Belange betroffen sind.

Nummer 7 wurde entsprechend dem Beschluss zu TOP 10 der 327. Sitzung der Fachkom-
mission Bauaufsicht (ARGEBAU) im September 2021 zur Anpassung der Musterbauordnung
(MBO) klarstellend erganzt.

Anders als Regale, die im Freien errichtet werden und die nach § 61 Absatz 1 Nummer 15
Buchstabe c unter bestimmten Voraussetzungen verfahrensfrei sind, sind Regale und Regal-
anlagen, die in Gebauden errichtet werden, keine baulichen Anlagen, sondern Einrichtungs-
gegenstande. Mangels Qualifizierung als bauliche Anlage ist der Anwendungsbereich der
BremLBO nach § 1 Absatz1 Satz 1 insoweit nicht eréffnet. Der ausdrickliche Ausschluss von
Regalen und Regalanlagen in Gebauden aus dem Anwendungsbereich dient somit lediglich
der Klarstellung.

Auf Regale und Regalanlagen in Gebauden findet somit das Bauordnungsrecht keine An-
wendung. Davon unberuhrt bleibt die Bertcksichtigung der Regale und Regalanlagen ein-
schlie3lich Lagergut beim Nachweis der Standsicherheit (Bemessung der Fundamente und
gegebenenfalls der tragenden Bauteile, auf die die Regallasten einwirken) und des Brand-
schutzes (Brandlasten, Léschmdglichkeiten, Bemessung der Rettungswege).

Die Ausnahme vom Anwendungsbereich gilt nicht, wenn die Regale Teil der Gebaudekon-
struktion sind, wie Geschosse wirken oder ErschlieBungsfunktion haben. Sie sind Teil der
Gebaudekonstruktion, wenn die Regalstander gleichzeitig tragende Teile des Gebaudes sind;
in diesem Fall ist nicht die Regal- sondern die Gebaudefunktion mafigeblich. Regale wirken
wie Geschosse, wenn sich Aufenthaltsflachen oder -raume auf ihnen befinden. Regale mit
Bediengangen haben ErschlieRungsfunktion, wenn einzelne Regalebenen nicht mehr vom
Boden aus bedient werden.

Die Behandlung von Regalen im Freien als bauliche Anlagen sowie von Regallagern mit ei-
ner Oberkante Lagerguthéhe von mehr als 7,50 m als Sonderbau nach § 2 Absatz 4 Num-
mer 18 bleibt hiervon unberthrt.
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Nummer 8 ist neu und wird entsprechend der Synopse zur MBO-Fortschreibung vom
14.03.2023 (siehe TOP 14 der 332. Sitzung der FK Bauaufsicht) nach Beschluss der 142.
BMK vom 23./24.11.2023 zu TOP 11 neu hinzugefugt.

Windenergieanlagen und andere Maschinen konnen teilweise dem Anwendungsbereich der
Richtlinie 2006/42/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 17. Mai 2006 Uber
Maschinen und zur Anderung der Richtlinie 95/16/EG (Maschinenrichtlinie — MRL) bzw. deren
nationaler Umsetzung durch die Neunte Verordnung zur Durchfiihrung des Produktsicherheits-
gesetzes (Maschinenverordnung — 9. ProdSV) und dem Bauordnungsrecht unterliegen. So-
weit dies der Fall ist, kbnnen Anforderungen des Bauordnungs- oder sonstigen 6ffentlichen
Rechts unzulassig sein.

Da die Errichtung von Windenergieanlagen nur insoweit einem nationalen Genehmigungsver-
fahren nicht unterworfen werden darf, als es um die Vorabprifung von Aspekten geht, die
Gegenstand der CE Kennzeichnung und der Konformitatserklarung einschlieflich Spezifikati-
onen geht, sind Genehmigungsverfahren zulassig, die sich auf nicht von der Maschinenricht-
linie abgedeckte Risiken beziehen, also insbesondere solche, die naturschutzrechtliche und
planungsrechtliche Aspekte erfassen.

Damit kann im Baugenehmigungsverfahren nach § 64 BremLBO zumindest das Bauplanungs-
recht und das sog. aufgedrangte Recht geprift werden, die regelméaRig keine Anderung der
nach der Maschinenrichtlinie in Verkehr gebrachten Teile verlangen. Aus dem Bauordnungs-
recht kann z. B. die Einhaltung der Abstandsflachen oder die Erreichbarkeit durch die Feuer-
wehr geprtft werden.

Da der Nachweis Uber die Erflllung der grundlegenden Sicherheits- und Gesundheitsschutz-
anforderungen einer Maschine bereits Gber die Konformitatsvermutung von Konformitatserkla-
rung und CE-Kennzeichnung nach Art. 7 Absatz 1 der MRL gefuhrt ist, ist ohne weitere Prifung
davon auszugehen, dass die Anforderungen der Maschinenrichtlinie — einschlief3lich der
Standsicherheit — erflllt sind. Ein zusatzlicher bautechnischer oder bauproduktrechtlicher
Nachweis kann nicht verlangt werden, soweit Konformitatserklarung und CE-Kennzeichnung
reichen.

Fragen der Standsicherheit und der Verwendung von Bauprodukten kdénnen flr die Teile der
Anlage uberpruft werden, die nicht nach der Maschinenrichtlinie in Verkehr gebracht wurden.
Dazu gehort insbesondere auch die Prifung, ob die nach Bauordnungsrecht zu behandelnden
Teile die vom Hersteller des Maschinenteils in der Konformitatserklarung zu benennenden
Spezifikationen fir die tragende Konstruktion erfllen.

Hinsichtlich des Inverkehrbringens und der daraus abgeleiteten Zustandigkeiten sind daher
folgende Kombinationen denkbar:

Nach MRL in Verkehr | Zustiandigkeit der Markt- | Bauaufsichtlich zu behandeln

gebracht aufsicht fiir die MRL
Gondel Gondel Fundament und Turm
Gondel und Turm Gondel und Turm Fundament

Gondel, Turm und Fun- | Gondel, Turm und Funda- | ./.
dament ment

Im bauaufsichtlichen Verfahren kénnen keine Anforderungen gestellt werden, die eine Ande-
rung der nach der Maschinenrichtlinie in Verkehr gebrachten Teile erfordern wirden. So
kénnte z. B. nicht verlangt werden, dass eine Windenergieanlage mit Einrichtungen zur selb-
standigen Loschung von Branden ausgestattet werden muss.

Zulassig waren dagegen Anforderungen, die Auswirkungen auf die Auswahl méglicher Wind-
energieanlagen haben. So ist die Forderung denkbar, dass einer Ausbreitung eines Brandes
auf Flachen aulerhalb der Anlage vorgebeugt werden muss. Wie der Hersteller das sicher-
stellt, ist ihm Uberlassen (bzw. dem Bauherrn bei der Auswahl des Anlagentyps oder ggf. er-
ganzender Malinahmen).
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Durch Satz 1 Nummer 8 werden Windenergieanlagen aus dem Anwendungsbereich der
BremLBO ausgenommen, soweit sie dem Anwendungsbereich der Maschinenrichtlinie unter-
liegen. Damit kommt es fur die Anwendbarkeit der BremLBO darauf an, welche Teile der Ge-
samtanlage — bestehend aus Gondel, Turm und Fundament — nach der Maschinenrichtlinie in
Verkehr gebracht werden (siehe vorstehende Tabelle).

Unterfallen Windenergieanlagen der Ausschlussregelung, kénnen nach Satz 2 gleichwohl Re-
gelungen der BremLBO fur anwendbar erklart werden, die nicht im Widerspruch zur Behand-
lung nach der Maschinenrichtlinie stehen.

Das Abstandflachenrecht wird nach § 6 flr anwendbar erklart, da von Windenergieanlagen
Auswirklungen wie von Gebauden ausgehen kénnen und dies nicht davon abhangig ist, auf
welcher Grundlage die Anlage in den Verkehr gebracht wird.

Die Regelung ist zulassig, da nach Artikel 15 der Maschinenrichtlinie den Mitgliedstaaten frei-
gestellt ist, Installation und Verwendung in Ubereinstimmung mit den einschldgigen Bestim-
mungen des EU-Rechts zu regeln, vorausgesetzt, diese Regelungen fihren nicht dazu, dass
der freie Verkehr von Maschinen, die die Bestimmungen der Maschinenrichtlinie erfillen, be-
hindert wird. § 139 des Leitfadens ,fur die Anwendung der Maschinenrichtlinie 2006/42/EG*
der Europaischen Kommission nennt als Beispiel Vorschriften tGber die ,Installation von Ma-
schinen in bestimmten Gebieten, beispielsweise Installation von Kranen in Stadtgebieten oder
Installation von Windkraftanlagen in landlichen Gebieten®.

Daher sind auch bauplanungsrechtliche Regelungen zu Standorten fur Windenergieanlagen
zulassig und kénnen in einem Genehmigungsverfahren geprift werden.

Da Genehmigungsverfahren angeordnet werden kénnen, werden die Vorschriften fur ent-
sprechend anwendbar erklart, die zur Uberpriifung von nicht durch die Maschinenrichtlinie
abgedeckten oder gesperrten Anforderungen erforderlich sind. Dazu gehért auch § 2 Ab-
satz 4, aus dem sich ergibt, ob es sich bei der Windenergieanlage um einen Sonderbau han-
delt, fir den das reguldre Baugenehmigungsverfahren Anwendung findet.

Satz 2 stellt deshalb mit Bezug auf Satz 1 Nummer 8 klar, dass des Weiteren die verfahrens-
rechtlichen Vorschriften nach § 6, §§ 57 bis 64a und 67 bis 75, die Anordnung der Einstel-
lung von Arbeiten nach § 78, die Bauzustandsanzeigen nach § 81 und die Ahndung von Ord-
nungswidrigkeiten nach § 83 entsprechende Anwendung finden.

Zu § 2 - Begriffe

§ 2 enthalt die notwendigen bauordnungsrechtlichen Begriffsdefinitionen. Sofern die jeweils
genannten Tatbestandsmerkmale vorliegen, finden die nachfolgenden Vorschriften jeweils
entsprechende Anwendung.

Absatz 1 enthalt in Satz 1 die Legaldefinition fir bauliche Anlagen. Satz 2 legt in einem Auf-
zahlungskatalog mit den Nummern 1 bis 11 auch die dort genannten Anlagen als bauliche
Anlagen im Sinne der BremLBO fest. Satz 3 stellt mit Bezug auf § 1 Absatz 1 den bauord-
nungsrechtlichen Anlagenbegriff klar.

Absatz 2 enthalt den Gebaudebegriff.

Absatz 3 legt die Abgrenzungskriterien fir die Einteilung in die Gebaudeklassen 1 bis 5 fest
und enthalt mit den Satzen 4 und 5 die Rickausnahmeklausel fur ,Bremer Hauser”.

Absatz 3a ist neu und wurde zur Umsetzung der ,Umbauordnung“ neu eingefligt, um Er-
leichterungen in diversen Vorschriften flir den vorhandenen Gebaudebestand ermdglichen
zu kénnen.

Insbesondere die Weiterentwicklung des Gebaudebestands bietet die Chance, graue Ener-
gie (bereits gebundenes CO2) und oft auch goldene Energie (baukulturelle Werte) zu binden
und zu bewahren. In der konkreten Umsetzung am Gebaude zeigt sich jedoch oft, dass der
Bestand schwierig zu handhaben ist — denn das Bauordnungsrecht in Deutschland folgt in
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weiten Teilen dem Leitbild des Neubaus. Zur Schaffung von zusatzlichen Wohneinheiten im
Bestand werden deshalb der MBO-2023 folgend im neuen § 48 Absatz 5 direkt ablesbare Er-
leichterungen festgeschrieben. Fur dariiber hinausgehende Erleichterungen zur Schaffung
von zusatzlichem Wohnraum bzw. bei Bestandsveranderungen im Nichtwohnungsbau be-
steht Gber den Abweichungstatbestand des § 67 Absatz 1 Satz 1 die Mdglichkeit, vertretbare
Einfallldsungen auch fir den gesamten vorhandenen ubrigen Gebaudebestand zu finden.

Die Bundesarchitektenkammer hat mit Fassung vom 15.05.2023 Vorschldge zur Anpassung
der MBO im Sinne einer ,Umbauordnung“ vorgelegt, die in den Gremien der ARGEBAU kri-
tisch diskutiert worden sind. Einige Vorschlage werden nach Abwagung mit Schutzziel der
bauordnungsrechtlichen Gefahrenabwehr als sinnvoll erachtet und sollen deshalb in die Bre-
mische Landesbauordnung ibernommen werden.

Satz 1 definiert in Anlehnung an § 56 Absatz 2 der neuen Bauordnung Baden-Wirttemberg
in der ab dem 25.11.2023 geltenden Fassung das "bestehende Gebaude" als ein Gebaude
nach den Absatzen 2 und 3, dessen Aufnahme der Nutzung seit Inkrafttreten des Gesetzes
am 1. Juli 2024 mindestens funf Jahre zurlickliegt. Der Verweis ist statisch. Abzustellen ist
hier auf den Zeitpunkt der Aufnahme der Nutzung entsprechend § 81 Absatz 2, da zwischen
Erteilung der Baugenehmigung, Errichtung und Nutzungsaufnahme des Gebaudes als ,tat-
sachlicher Bestandsbeginn® eine gewisse Zeitspanne liegt. Bislang fehlte in der BremLBO
eine solche Definition. Diese ist jedoch erforderlich, um Ausnahmetatbestande fir beste-
hende Gebaude in ausgewahlten nachfolgenden Vorschriften festzulegen. Wird die Nut-
zungsaufnahme nicht entsprechend § 81 Absatz 2 angezeigt, wird fur die Berechnung zulas-
ten der Bauherrin oder des Bauherren hilfsweise auf den Zeitpunkt des Baubeginns abge-
stellt, der ebenfalls nach § 72 Absatz 7 anzeigepflichtig ist, ansonsten ist hilfsweise auf den
Zeitpunkt der Erteilung der Baugenehmigung abzustellen.

Nach Satz 2 liegt eine geringfligige Anderung bestehender Geb&ude im Sinne des Satzes 1
insbesondere vor, wenn

nach Nummer 1 durch den Ausbau des Daches oder der obersten Geschosse nach Ab-
satz 7 eine Aufstockung um bis zu zwei Vollgeschosse erfolgt. Es kann also entweder ein
Ausbau des Dachgeschosses zu Wohnzwecken, ein Umbau als Staffelgeschoss oder eine
Aufstockung um bis zu zwei Vollgeschossen erfolgen. Wurde von der Mdglichkeit des Aus-
baus um bis zu zwei Vollgeschossen Gebrauch gemacht, sind zusatzliche oberste Ge-
schosse nach Absatz 7 nur Uber die Erteilung einer Abweichung nach § 67 zulassig, da an-
sonsten bei entsprechend stral’enseitiger Staffelung der optische Eindruck einer vierge-
schossigen Aufstockung entstehen wiirde.

Nach Nummer 2 ist alternativ eine Erweiterung der Grundflache um nicht mehr als 25 Pro-
zent zulassig.

Sofern sich die Anderung von Bestandsvorhaben in Rahmen des neuen Absatzes § 3a be-
wegt, soll dies im Rahmen der Ermessensaustibung sowohl fir die Erteilung von im Regelfall
erganzend notwendigen bauordnungsrechtlichen Abweichungsentscheidungen im Sinne des
§ 67 Absatz 1 Satz 3 Nummer 1 als auch fiir planungsrechtliche Befreiungen nach § 31 Ab-
satz 2 BauGB als Positivkriterium Berticksichtigung finden.

Der Sonderbaukatalog in Absatz 4 wurde wie folgt angepasst:

Nummer 2 wird entsprechend der Synopse zur MBO-Fortschreibung vom 14.03.2023 (siehe
TOP 14 der 332. Sitzung der FK Bauaufsicht) nach Beschluss der 142. BMK vom
23./24.11.2023 zu TOP 11 dergestalt modifiziert, dass zwar weiterhin bauliche Anlagen mit
einer Hohe von mehr als 30 Metern grundsatzlich Sonderbauten sind, jedoch Anlagen die in
den Anwendungsbereich der RED-II-Richtlinie (EU) 2018/2001 des Europaischen Parla-
ments und des Rates vom 11. Dezember 2018 zur Férderung der Nutzung von Energie aus
erneuerbaren Quellen (Neufassung) (ABI. L 328 vom 21.12.2018, S. 82) fallen, von diesem
Anwendungsbereich ausgenommen sind.
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Durch die Erganzung in § 2 Absatz 4 Nummer 2 werden Anlagen, die im Sinne der RED-II-
Richtlinie (EU) 2018/2001 aus der Sonderbaudefinition herausgenommen. Das betrifft vor-
rangig Windenergieanlagen mit einer Hohe von mehr als 30 m. Damit wird ohne ausdrtckli-
che Aufnahme eines Sonderbaus in den § 63 Absatz 2 die bestehende rechtssystematische
Struktur gewahrt und gleichzeitig die Durchfiihrung des vereinfachten Baugenehmigungsver-
fahren nach § 63 fUr diese Windenergieanlagen ermdglicht.

Die Streichung der sonstigen Einrichtungen zur Unterbringung von Personen in Nummer 11
und die Aufnahme in Nummer 12 erfolgt aus systematischen Griinden. Dabei wird das Wort
.sonstige“ gestrichen, da nicht klar ist, gegenliber welchen Einrichtungen dadurch eine Ab-
grenzung erfolgen soll. Diese Anpassung erfolgt entsprechend dem Beschluss zu TOP 10
der 327. Sitzung der Fachkommission Bauaufsicht (ARGEBAU) im September 2021 zur An-
passung der Musterbauordnung (MBO)

Die Abséatze 5 bis 13 bleiben unverandert.

In Absatz 14 dient die Erganzung des Tatbestandsmerkmals der ,Auffindbarkeit* der Anpas-
sung an die Anforderungen nach § 4 des Behindertengleichstellungsgesetzes (BGG) des
Bundes und § 5 des Bremischen Behindertengleichstellungsgesetzes (BremBGG) an die
Barrierefreiheit baulicher Anlagen.

Absatz 17 definiert den Begriff der Einfriedung als bauliche oder sonstige Anlage nach Ab-
satz 1, die ein Baugrundstiick erkennbar zur &ffentlichen Verkehrsflache oder anderen Bau-
grundsttcken abgrenzt.

Anlagen sind als Einfriedigung im Sinne dieses Gesetzes einzustufen, wenn sie dazu be-
stimmt sind, ein Grundstlick vollstandig oder teilweise zu umschlief3en und nach aufien mit
dem Ziel abzuschirmen, unbefugtes Betreten, Verlassen oder sonstige stérende Einwirkun-
gen (z.B. Larm, Wind, StraRenschmutz) abzuwehren?®.

Einfriedungen kdnnen zum Beispiel ein Zaun, eine Mauer oder auch eine Hecke sein. Wah-
rend Mauer und Zaun geschlossene bauliche Anlagen sind, ist die Hecke eine natrliche Ein-
friedung und damit als ,sonstige Anlage” einzustufen, die aufgrund der Verbundenheit mit
dem Erdboden zwar nach § 2 Absatz 1 Satz 2 in den Anwendungsbereich der Bremischen
Landesbauordnung fallt, an die aber in diesem Gesetz keine weiteren bauordnungsrechtli-
chen Anforderungen gestellt werden.

Eine planvoll angebrachte Hecke als Grundstlickseinfriedigung, die das Bild einer deutlichen
Abgrenzung nach aufen ergibt, ist somit von einem jahrelangen, ungeordneten wilden Pflan-
zenwachstum von Badumen und Blschen zu unterscheiden.

Diese Auffassung wird von mehreren Gerichtsurteilen bestéatigté. Ob eine Anlage die funktio-
nalen Eigenschaften einer Einfriedigung erflllt, richtet sich nicht nach den subjektiven Ab-
sichten des Bauherrn, sondern allein nach objektiven Kriterien.

Streitigkeiten Uber die H6he von Einfriedungen an der Grundstlicksgrenze in Form von le-
benden Hecken, bleiben unverandert ausschlief3lich dem privaten Rechtsweg nach BGB vor-
behalten.

Bauordnungsrechtliche Relevanz besteht nur fir Stutzmauern und bauliche Einfriedungen.
Sie sind bis zu einer Hohe von 2 Metern sowohl nach § 6 Absatz 8 Nummer 3 abstandsprivi-
legiert als auch nach § 61 Absatz 1 Nummer 7 a) verfahrensfrei.

Sofern diese Einfriedungen héher als 2 Meter sind, werden sie sowohl abstands- als auch
baugenehmigungspflichtig, es sei denn, das Vorhaben liegt in einem Gewerbe oder Indust-
riegebiet, im Aulenbereich oder eine drtliche Bauvorschrift nach § 86 Absatz 1 Nummer 6
BremLBO trifft eine abweichende Anforderung an die zulassige Héhe von Einfriedungen.

Die Begriffsdefinitionen der Nummern 18 bis 20 wurden unverandert aus dem Ortsgesetz
Uber die Begriinung von Freiflachen und Flachdachflachen in der Stadtgemeinde Bremen

5 Vgl. VGH Hessen vom 17.05.2008, Az: 4 TG 510/90., VG Neustadt, Urteil vom 24.11.2003, Az: 5 K 1106/03.NW
8 Vgl. VGH Baden-Wiirttemberg vom 24.11.1993, Az: 5 S 178793, VGH Baden-W rttemberg vom 18.12.1995, Az: 3 S 1298/94.
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(Begriinungsortsgesetz Bremen) vom 28. Marz 2023 (Brem.GBI. Nr. 41 vom 17. April 2023,
S. 282) iUbernommen, welches mit Inkrafttreten dieses Gesetzes auller Kraft tritt und in die
BremLBO Uberflihrt wird.

Absatz 18 entspricht unverandert § 2 Absatz 1 BegriinungsOG-2023 und enthalt die Le-
galdefinition des Begriffes ,Schottergarten®, der im Sinne dieses Gesetzes als liberwiegende
Freiflache auf Baugrundstiicken, die mit festem Material wie gebrochenen Steinen oder Kie-
seln bedeckt ist, bezeichnet wird. Bei den beispielhaft genannten festen Materialien wie ge-
brochenen Steinen oder Kieseln kommt es auf die Festigkeit des Materials an, welches von
z.B. dem Naturproduckt Rindenmulch oder Holzhackschnitzeln abzugrenzen ist.

Die Legaldefinition ist notwendig, um auf dieser Grundlage eine rechtssichere Beurteilung
vornehmen zu kdnnen, ob es sich um eine Uberwiegend unzulassiger Weise mit Befesti-
gungsmaterial bedeckte, unbegriinte Freiflache handelt, die erkennbar nicht mehr den Cha-
rakter einer Grinflache hat. Eine nur untergeordnete Bepflanzung, die im Wesentlichen von
,umschotterter* Freiflachen umgeben ist, andert nichts an der Einstufung als Schottergarten
im Sinne dieses Gesetzes. Wird der Tatbestand festgestellt, stellt dies eine Ordnungswidrig-
keit nach § 83 Absatz 1 Nummer 18 dar und es kann nach § 58 Absatz 2 eine Entsiegelung
und Begrunung der Freiflachen im Sinne dieses Gesetzes gefordert werden.

Klarstellend sei darauf hingewiesen, dass gepflasterte oder betonierte Vollversiegelungen
und ggf. betonierte Fugen bereits nach § 8 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 aufgrund fehlender
Wasserdurchlassigkeit i.V.m. dem Begriinungsgebot nach § 8 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2
unzulassig sind und daher nicht unter die Begriffsdefinition des Schottergartens im Sinne die-
ses Gesetzes fallen.

Absatz 19 entspricht unverandert § 2 Absatz 2 BegriinungsOG-2023 und enthalt die Definition
der Flachdachflache fir den Anwendungsbereich dieses Gesetzes. Demnach werden als
Flachdachflachen nicht nur Flachdacher, sondern auch flach geneigte Dacher mit einer Dach-
neigung bis zu 15 Grad bezeichnet. Durch die Begrenzung der Dachneigung soll eine Uber-
mafige Kostenbelastung vermieden werden. Bei Dachflachen mit héherer Neigung (steilere
Déacher) ist zwar auch eine Begriinung maoglich, allerdings ist diese mit einem deutlich héheren
Aufwand verbunden, da ab einer Dachneigung von mehr als 15 Grad regelmafig konstruktive
MafRnahmen zur Schubsicherung des Griindachaufbaus zu treffen sind.

Absatz 20 entspricht unverandert § 2 Absatz 3 BegrinungsOG-2023. und bestimmt den Be-
griff der Dachbegrinung als Bepflanzung des Gebdudedaches. Im Rahmen der Begriffsbe-
stimmung gehéren hierzu bei ganzheitlicher Betrachtung eine ordnungsgemafle Ausfiihrung
des Unterbaus, sowie des Aufbringens der Substratschicht (Vegetationstragschicht) und der
eigentlichen Bepflanzung. Gegebenenfalls kommen Dran-, Filter-, Vlies- und Speicherele-
mente hinzu.

Zu § 3 — Allgemeine Anforderungen

Die bauordnungsrechtliche Generalklausel legt in Satz 1 unverandert fest, dass Anlagen so
anzuordnen, zu errichten, zu andern und instand zu halten sind, dass die offentliche Sicher-
heit oder Ordnung, insbesondere Leben und Gesundheit nicht gefahrdet sowie die natirli-
chen Lebensgrundlagen geschont und keine unzumutbaren Belastigungen verursacht wer-
den.

Zu bertucksichtigen ist, dass sich der Umfang der Generalklausel des § 3 BremLBO nur auf
die Themenbereiche beschranken soll, die entweder im Sinne des Satzes 1 zum Regelungs-
inhalt des Bauordnungsrechts gehéren und somit primar der bauordnungsrechtlichen Gefah-
renabwehr dienen oder bei fachiibergreifenden Themen als Schnittstelle durch konkrete Vor-
schriften fir die Bauaufsichtsbehérden auch nachprifbar und vollziehbar sind.

Die Generalklausel wird in Satz 2 um die Berucksichtigung der Aspekte der Nachhaltigkeit,
des Klimaschutzes und der Klimaanpassung erweitert. Eine Konkretisierung dieser Anforde-
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rungen erfolgt in diesem Gesetz lber die entsprechend dem Uberfiihrten Begrinungsortsge-
setz iUbernommenen Entsiegelungs- und Begriinungsvorschriften des § 8 Absatz 1 und 2,
der Verknlpfung zum Bremischen Solargesetz in § 32 Absatz 10, den neuen Anforderungen
an die Begrinung von Flachdachflachen in § 32 Absatz 11 sowie der Ermachtigung in § 86
Absatz 1 Nummer 5 und 6 zum Erlass o6rtlicher Bauvorschriften fir abweichende quartiersbe-
zogene Begrinungsfestsetzungen in Bebauungsplanen, in denen tber den aktuellen Rege-
lungsinhalt der BremLBO hinaus auch verpflichtende Anforderungen an Fassadenbegrinun-
gen festgeschrieben werden kdnnen.

Weitere mégliche konkrete Anforderungen an diesen Themenkomplex sollen jedoch bis auf
Weiteres nicht in die BremLBO aufgenommen werden, da diese zusammen mit der notwen-
digen Konkretisierung und sich daraus ergebenen Vollzugsfragen noch Gegenstand der ak-
tuellen Gremiendiskussion der ARGBAU ohne einheitliches Meinungsbild sind. Dies betrifft

auch Anforderungen an eine verpflichtende Fassadenbegrinung.

Far die weitere Hintergrundvertiefung der Thematik wird auf den Zwischenbericht der Pro-
jektgruppe Nachhaltigkeit verwiesen, der als TOP 22 auf der 332. Sitzung der FK Bauauf-
sicht diskutiert wurde und folgende wesentliche Aussagen enthalt:

Deutschland ist bestrebt, gemaR des Bundes-Klimaschutzgesetzes bis 2045 Klimaneutralitat
erreichen. Auf dem Weg dorthin sollen die Treibhausgasemissionen bis 2030 um 65 % und
bis 2040 um 88 % gemindert werden.

In Anlehnung an DIN EN 15643 ,Nachhaltigkeit von Bauwerken — Bewertung der Nachhaltig-
keit von Gebauden® sowie dem Leitfaden Nachhaltiges Bauen des Bundes kdnnen die Di-
mensionen und Prinzipien des nachhaltigen Bauens Uber die drei Sdulen der Nachhaltigkeit:
Okologie, Okonomie und Soziokultur beschrieben werden. Erganzt werden die drei S3u-
len/Dimensionen der Nachhaltigkeit in Bezug auf das Nachhaltige Bauen um die technische
Qualitat, die Prozessqualitat eines Gebaudes sowie um Standortmerkmale

Der Grad der Nachhaltigkeit eines Gebaudes richtet sich nach diesen sechs Nachhaltigkeits-
qualitaten. Alle genannten Qualitaten stehen dabei in Wechselbeziehung zueinander und
werden Uber den gesamten Lebenszyklus betrachtet.

Das bedeutet, dass nicht allein der Beitrag zum Treibhauspotential Uber die Nachhaltigkeit
eines Gebaudes entscheidet. Vielmehr ist das Gesamtbild entscheidend, bei dem u. a. auch
der Energie- und Ressourcenverbrauch, der Flachenverbrauch und die Auswirkungen auf die
lokale Umwelt betrachtet werden mussen.

Nachhaltigkeit zielt auf Ganzheitlichkeit in Zielen und Methoden ab. Dies entzieht sich struk-
turell der deutschen Rechtssystematik, die aus einzelnen Fach-Rechtsgebieten besteht. Die
abschlieltende Regelung ,der Nachhaltigkeit” im Bauordnungsrecht ist daher grundsatzlich
nicht moglich. Es ware ein Ubergreifendes ,Nachhaltigkeitsrecht* erforderlich, welches das
Zusammenwirken verschiedenster Bereiche insbesondere bei einer so komplexen Sache wie
der Errichtung, dem Betrieb, dem Abbruch und der Bewirtschaftung von Gebauden (ber ei-
nen (unbekannt langen) Zeitraum durch einen (unbekannt gro3en) Nutzerkreis regelt. Ein-
zelne im Bauordnungsrecht regelbare Komponenten kdnnen fiir sich allein nicht ,nachhaltig*
sein, da es auf den Gesamtzusammenhang ankommt.

Aus dem System der Gefahrenabwehr nach der bauordnungsrechtlichen Generalklausel
gem. § 3 Satz 1 Halbsatz 1 lassen sich gegenwartig keine Anforderungen an bauliche Anla-
gen oder Bauprodukte im Hinblick auf den Klimaschutz und die Nachhaltigkeit stellen. Des-
sen nachbarschaftliche Konzeption ist zu eng gefasst, indem streng an die einzelne bauliche
Anlage oder das einzelne Bauprodukt angeknlpft wird. Es werden nur solche Auswirkungen
erfasst, die zeitlich und raumlich einem spezifischen Vorhaben zugerechnet werden kdnnen.
Jedoch tragen die Errichtung einer einzelnen baulichen Anlage oder die Verwendung eines
einzelnen Bauprodukts kaum messbar zur Gefahrdung des globalen Klimas und den daraus
entstehenden schadlichen Folgen bei. Der globale Klimawandel entsteht aus einer Summe
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von weltweiten Treibhausgasemissionen aller Emittenten, dessen schadliche Folgen indivi-
duell nicht genau zurechenbar und vorhersehbar sind. Dies ware aber fiir eine hinreichend
wahrscheinliche Schadensprognose im Sinne der Gefahrenabwehr erforderlich.

Anforderungen an Nachhaltigkeit und Klimaschutz kénnten jedoch in der Bauordnung auch
aulerhalb der in § 3 Satz 1 Halbsatz 1 festgeschriebenen ,engen“ Systematik der Gefahren-
abwehr nicht grundsétzlich ausgeschlossen sein. Die BremLBO erweist sich mit inren Rege-
lungsinhalten bereits seit langerem als inkonsistent, indem diese auch Vorschriften enthalt,
die nicht originar der Gefahrenabwehr, sondern auch sozio6konomischen Aspekten dienen
(bspw. Regelungen zum Abstandsflachenrecht, der Schaffung hausnaher Kinderspielflachen,
der Begriunung baulicher Anlagen, der Deckung des vorhabenbezogenen Mobilitdtsbedarfes
oder zur Herstellung baulicher Barrierefreiheit).

Bereits mit der LBO-Novelle 1995 wurde die bauordnungsrechtliche Generalklausel in § 3
Satz 1 deshalb um den Halbsatz 2 wonach ,insbesondere Leben und Gesundheit nicht ge-
fahrdet sowie die natlrlichen Lebensgrundlagen geschont und keine unzumutbaren Belasti-
gungen verursacht werden“ und den Satz 2 ,Dabei soll auf die Belange von Menschen mit
Behinderungen Rucksicht genommen werden® erganzt.

Die Ergénzung in Satz 2 um Rucksichtnahme auch auf Aspekte der Nachhaltigkeit, des Kii-
maschutzes sowie der Klimaanpassung soll deshalb indirekt auch die nachhaltige Nutzung
natlrlicher Ressourcen anregen oder eine kreislauffahige Bauwirtschaft férdern.

Diese Erganzung stellt hinsichtlich dieser Themenfelder bis auf Weiteres jedoch nur eine
abstrakte Absichtserklarung dar und wird noch nicht mit konkreten VVorgaben hinterlegt, da
diese entweder in anderen Fachgesetzen verankert oder durch Anforderungen in weiteren
Vorschriften der BremLBO oder durch Technische Baubestimmungen (MVV TB) konkretisiert
werden muissten, um auch Uberprifbar zu sein. Dies betrifft zum Beispiel

a) Okobilanzangaben von Bauprodukten zur Erstellung von Okobilanzen fiir Gebaude
b) Den Abfalleinsatz bei der Herstellung von Bauprodukten und
c) Die Wiederverwendung von Bauprodukten und Bauteilen

Es kann im Rahmen dieser Novelle nur der appellative Versuch unternommen werden, alle
am Bau Beteiligten Personen im Rahmen ihrer Verantwortlichkeiten fir Schnittstellen und
positive Wechselwirkungen zu den anderen betroffenen Themenkomplexen zu sensibilisie-
ren.

Satz 3 stellt wie bisher ausdrucklich klar, dass die Anforderungen nach den Satzen 1 und 2
auch bei der vollstandigen oder teilweisen Beseitigung von Anlagen zu beachten sind.

Zu § 4 — Bebauung der Grundstiicke mit baulichen Anlagen

Absatz 1 Satz 1 enthalt die unveranderte Vorgabe, dass Gebaude durfen nur errichtet oder
geandert werden durfen, wenn das Grundstlick in angemessener Breite an einer befahrba-

ren offentlichen Verkehrsflache liegt oder wenn das Grundstiick eine befahrbare, 6ffentlich-
rechtlich gesicherte Zufahrt zu einer befahrbaren 6ffentlichen Verkehrsflache hat.

Satz 2 nimmt mit der Erganzung um Bestandsgebaude Erleichterungen aus der ,Umbauord-
nung“ auf, indem nicht nur flir Wohngebaude der Gebaudeklassen 1 und 2, sondern auch fiir
Bestandsgebaude statt der bisherigen Wohnwege auch nicht befahrbare Zugange von nicht
mehr als 50 m Lange zulassig sind. Satz 3 wird dergestalt angepasst, dass es einer o6ffent-
lich-rechtlichen Sicherung diese Zufahrten oder Zugange nicht bedarf, wenn die Benutzung
durch Miteigentumsanteile, die im Bestandsverzeichnis des Grundbuchblatts unter der Num-
mer des Baugrundstlicks eingetragen sind, gesichert ist.

Regelungsziel ist, Bestandsgebaude, die nur Uber eine fulRlaufige ErschlieBung verflgen,
bauordnungsrechtliche hinsichtlich ihrer Erschlielung nicht in Frage zu stellen. Zugangsvo-
raussetzungen fur die Feuerwehr sind unverandert in § 5 geregelt, wonach die Entfernung
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einer geeigneten Feuerwehraufstellflache bis zum Gebaude nicht mehr als 50 Meter betra-
gen darf.

Absatz 2 bleibt unverandert gegenuber der BremLBO-2022, weist jedoch als redaktionelle
Anpassung nunmehr auf die Anforderungen des Gebaudeenergiegesetzes hin.

§ 5 - Zugange und Zufahrten auf den Grundstiicken

Unverandert gegeniiber der BremLBO-2022.

Zu § 6 — Abstandsflachen

Die Neustrukturierung des Abstandsflachenrechts nach § 6 MBO waren Gegenstand einer
umfanglichen Diskussion ,die mit TOP 12 der 330. Sitzung der FK Bauaufsicht im Juli 2022
auf Arbeitsebene inhaltlich abgeschlossen werden konnte (siehe MBO-Synopse vom
19.07.2022). Der Beschluss zur diesbeztiglichen Fortschreibung der MBO ist auf der

334. Sitzung der FK Bauaufsicht am 19. September 2023 erfolgt. Jedoch ist der Themen-
komplex ,Abstandsflachen mit Ausnahme der Erganzung in Absatz 1 Satz 3 nicht fur die fi-
nale Beschlussfassung an die 142. BMK im November 2023 weitergeleitet worden. Mit Aus-
nahme der gegenuber der BremLBO-2022 in § 6 Absatz 5 unveranderten Ermittlung der Ab-
standsflachen soll die Neustrukturierung der Vorschrift jedoch schon vorab in die BremLBO-
2024 ibernommen werden, da von einem spateren ,Nachholbeschluss® der BMK ausgegan-
gen wird.

Die Regelungsinhalte zu Abstandsflachen in § 6 erhalten deshalb gleichlautend dem MBO-
Entwurf-2022/23 folgende Struktur:

Absatz 1: Schutzziel, Uberbauungsverbot, gebaudegleiche Wirkung

Absatz 2: Vorrang des Planungsrechts
Absatz 3: Erstreckungsverbot mit Ausnahmen
Absatz 4: Uberdeckungsverbot mit Ausnahmen

Absatz 5: Ermittlung der Abstandsflachen
Absatz 6: Tiefe der Abstandsflachen

Absatz 7: Bei der Bemessung der Abstandsflachen auf3er Betracht bleibende unterge-
ordnete Bauteile

Absatz 8: Bauliche Anlagen, die keine Abstandsflachen haben und in (auf) Abstandsfla-
chen liegen durfen

Absatz 9: Abstandsflachen im Gebaudebestand
Absatz 10:  Abweichungen; Atypik nicht erforderlich

Zu Absatz 1: Schutzziel, Uberbauungsverbot, gebidudegleiche Wirkung

In Satz 1 werden die Schutzziele des Abstandsflachenrechts (Belichtung, Belliftung und aus-
reichender Sozialabstand) nunmehr im Gegensatz zu Absatz 1 a.F. ausdricklich genannt.
Diese Schutzziele werden durch die folgenden Absatze des § 6 konkretisiert. Werden die da-
rin enthaltenen Anforderungen eingehalten, sind im Hinblick auf die Schutzziele keine weiter-
gehenden Prufungen erforderlich.

Im Sinne der Sicherstellung einer ausreichenden Belichtung ist auch zu bertcksichtigen, ob
auf den angrenzenden Nachbargrundstiicken Photovoltaikanlagen errichtet sind oder zu zu-
kinftig errichtet werden kénnen und ob durch eine Unterschreitung der Abstandsflachen Ver-
schattungen dieser Anlagen eintreten kdnnen, welche nachbarliche Belange negativ beruh-
ren warden.
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Die Sicherstellung eines ausreichenden Brandschutzes im Sinne des § 14 ist hingegen kein
ausdrickliches Schutzziel des Abstandsflachenrechts mehr, sondern dieses ergibt sich zu-
kiinftig im Wesentlichen aus den materiellen Vorschriften des §§ 26 bis 37 i.V.m. der Gebau-
deklasseneinstufung oder der Sonderbaueigenschaft des Vorhabens.

Die Verankerung der abstandsflachenrechtlichen Schutzziele in der BremLBO kann im Ein-

zelfall helfen, diesbezligliche Abweichungsentscheidungen nach § 67 zu begriinden. Ferner
beschreiben die Schutzziele die Wirkungen, die von einem Gebaude ausgehen kénnen und

nach Satz 2 dazu fihren kénnen, dass auch andere Anlagen, von denen Wirkungen wie von
Gebauden ausgehen Abstandsflachen einhalten muss.

Abstandsflachen bei Windenergieanlagen (in Anlehnung an die Priifregel vom
28.03.2014)

Mast und Gondel, die fur sich genommen abstandspflichtige Gebaude sein kénnen, bilden
mit dem Rotor eine bauliche Einheit, von der insgesamt Wirkungen wie von Gebauden i. S.
von § 6 Absatz 1 Satz 2 BremLBO ausgehen.

Die Tiefe der Abstandsflache im Sinne von § 6 Abs. 5 BremLBO bemisst sich deshalb bei
Windenergieanlagen nach deren Gesamthdhe (H = Nabenho6he plus Rotorradius).

Die Abstandsflache ist ab einem Kreis um die Mittelachse der Anlage einzuhalten, dessen
Radius durch den Abstand des senkrecht stehenden Rotors vom Mastmittelpunkt bestimmt
wird (fiktive Aulenwand).

Nur in Gewerbe- und Industriegebieten gentgt abweichend von der Regeltiefe (0,4 H) eine
Tiefe von 0,2 H. Dabei ist zur Vermeidung einer nach § 4 Absatz 2 BremLBO unzulassigen
Uberbauung mehrerer Grundstiicke jedoch mindestens ein Grenzabstand einzuhalten, der
dem Rotorradius gemessen vom Mittelpunkt des Mastes entspricht.

Geringere als die so bestimmten Abstandsflachentiefen kdnnen unter Berlcksichtigung der
Tatbestandsmerkmale des § 67 BremLBO (Abweichungen) werden, die jedoch nicht in der r
besonderen Eigenart einer Windenergieanlage selbst begriindet sein darf. Besonderheiten,
die eine Abweichung rechtfertigen kdnnen sich hinsichtlich des Grundstiickszuschnitts, der
Topographie oder einer besonderen stadtebaulichen Situation ergeben, z.B. wenn bei einer
Aulenbereichslage das betroffene Nachbargrundstick unbebaut ist.

Satz 3 wird entsprechend der Synopse zur MBO-Fortschreibung vom 14.03.2023 (siehe
TOP 14 der 332. Sitzung der FK Bauaufsicht) nach Beschluss der 142. BMK vom
23./24.11.2023 zu TOP 11 erganzend hinzugeflgt. in dem mit Verweis auf Satz 2 eine Ab-
standspflicht nicht gilt fuir Antennen im Aul3enbereich einschlief3lich der Masten mit einer ma-
ximalen Breite des Mastes von 1,50 m und einer Gesamthéhe von nicht mehr als 50 m ge-
genlUber anderen Grundsticken im Aul3enbereich.

Von Antennen einschlielich ihrer Masten gehen regelmafiig allenfalls geringe gebaudeglei-
che Wirkungen aus. Sie sind dartber hinaus nach § 35 Absatz 1 Nummer 4 BauGB im Au-
Renbereich mit der Folge privilegiert, dass von lhnen ausgehende Wirkungen grundsatzlich
hinzunehmen sind. Die Gesamthéhe von 50 m wurde gewahlt, da ab dieser Hohe regelma-
Rig breitere Masten erforderlich werden und haufig eine gréRere Zahl von Antennen ange-
bracht wird, die die Breite der Anlage vergréRern. Sind im Einzelfall nicht hinnehmbare Be-
eintrachtigungen der Umgebung zu erwarten, reicht das bauplanungsrechtliche Ricksicht-
nahmegebot als Korrektiv.
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Zu Absatz 2: Vorrang des Planungsrechts

Dem bisherigen Recht nach § 6 Absatz 1 Satz 3 BremLBO-2022 folgend, sind unverandert
nach Nummer 1 keine Abstandsflachen erforderlich, wenn nach planungsrechtlichen Vor-
schriften an die Grenze gebaut werden muss. Darf nach planungsrechtlichen Vorschriften an
die Grenze gebaut werden, steht es dem Bauherrn bauplanungsrechtlich — grundsatzlich —
frei, ob er von dieser Moglichkeit Gebrauch macht oder nicht, sich etwa fir eine (an die
Grenze zu bauende) Doppelhaushalfte oder fir ein freistehendes Gebaude entscheidet. Die-
ses planungsrechtliche Wahlrecht des Bauherrn findet in Nummer 1 wie bisher ein bauord-
nungsrechtliches Pendant, indem der Bauherr von der Einhaltung einer Abstandsflache frei-
gestellt wird.

Dem modifizierten Wortlaut der Musterbauordnung folgend, werden nach Nummer 2 Ab-
standsflachen ebenfalls entbehrlich vor Auflenwanden, die an Grundstlicksgrenzen errichtet
werden, wenn das Vorhaben nach § 34 Absatz 1 oder 3a BauGB zulassig ist.

Die Regelung bewirkt die Abschaffung des Abstandsflachenrechts innerhalb der im Zusam-
menhang bebauten Ortsteile i.S.d. § 34 BauGB. Dies ist gerechtfertigt, da durch die in § 34
BauGB enthaltene Anforderung, dass gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse gewahrt blei-
ben missen sowie durch die erforderliche Beachtung des Rucksichtnahmegebots den in Ab-
satz 1 formulierten Schutzzielen ausreichend Rechnung getragen ist. Es ist nicht erforderlich,
aus Gruinden der Gefahrvermeidung héhere Anforderungen zu stellen. Allerdings ist anzura-
ten, die nach § 6 gestellten Anforderungen auch fur die Ermittlung der Zulassigkeit von Vor-
haben nach § 34 BauGB hilfsweise anzuwenden, da bei Einhaltung der ansonsten erforderli-
chen Abstandsflachen keine Rucksichtslosigkeit unterstellt werden kann.

Zu Absatz 3: Erstreckungsverbot mit Ausnahmen
Wesentliche Regelungsinhalte von Absatz 2 a.F. flieRen in Absatz 3 n.F. ein.

Satz 1 stellt unverandert klar, dass Abstandsflachen auf dem Grundstlick selbst liegen mus-
sen. Jedoch werden die bisherigen Verweise auf die Brandschutzabstéande nach § 30 Ab-
satz 2 Nr. 1 und § 32 Absatz 2 gestrichen. Im Gegenzug wird nun umgekehrt, zur besseren
Auffindbarkeit der Regelungen, in den brandschutztechnischen Abstandsbestimmungen der
§§ 30 Absatz 2 Nr. 1 und § 32 Absatz 2 Satz 3 neu auf § 6 Absatz 3 n.F. verwiesen, der die
Anforderungen Uber die Lage der Abstandsflachen und ggdfls. deren 6ffentlich-rechtliche Si-
cherung auf anderen Grundstiicken enthalt. Diese Regelungen sind fur Brandschutzab-
stdnde sinngemak anzuwenden.

Die Anderungen in Satz 2 zielen zunachst darauf ab, Doppelregelungen zu beseitigen. So ist
das in Satz 3 Halbsatz 1 a.F. enthaltene Uberbauungsverbot der Abstandsflachen bereits in
Absatz 1 Satz 1 geregelt. Ferner konnte Satz 3 Halbsatz 2 a.F. entfallen, weil Abstandsfla-
chen sich bereits nach Absatz 4 n.F. nicht Uberdecken dirfen.

Durch Streichung der Doppelregelungen konnten die Satze 2 und 3 a.F. in einem neuen
Satz 2 leichter verstandlich zusammengefasst werden, demnach dirfen Abstandsflachen
auch liegen

nach Nummer 1 auf 6ffentlichen Verkehrs-, Griin- und Wasserflachen liegen, jedoch nur bis
zu deren Mitte und

nach Nummer 2 auf anderen Grundstlicken, wenn dies offentlich-rechtlich durch Baulastein-
tragung nach § 82 gesichert ist.

Zu Absatz 4: Uberdeckungsverbot mit Ausnahmen

Absatz 4 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen Absatz 3. Satz 1 Halbsatz 1 regelt das
grundsatzliche Uberdeckungsverbot flr Abstandsflachen, welches nach Halbsatz 2 nicht gilt

Nach Nummer 1 fir AuRenwande, die in einem Winkel von mehr als 75 Grad zueinanderste-
hen und
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Nach Nummer 2 fir Aulienwande zu einem fremder Sicht entzogenen Gartenhof bei Wohn-
gebauden der Gebaudeklassen 1 und 2,

Der neue Satz 2 lasst, abweichend von Absatz 1 Satz 1, die Bebauung der Abstandsflachen
in den Grenzen des Satzes 1 zu. Die Regelung macht Abweichungsentscheidungen entbehr-
lich, weil AulRenwande, die in einem Winkel von 75 Grad bis weniger als 90 Grad zueinan-
derstehen, bewirken, dass Gebaudeteile gegen das Uberbauungsverbot des Absatzes 1
Satz 1 verstoRRen (a), soweit die AuRenwande nicht voneinander entsprechend abgeriickt
werden (b).

Nr. 3 a.F. (Gebaude und andere bauliche Anlagen, die in den Abstandsflachen zulassig sind)
kann entfallen, weil Absatz 7 neu abschlie3end beschreibt, welche baulichen Anlagen keine
Abstandsflachen haben und in (auf) Abstandsflachen liegen dirfen. Wenn Anlagen keine Ab-
standsflachen haben, muss fiir sie keine Ausnahme vom Uberdeckungsgebot geregelt wer-
den.

Zu Absatz 5: Ermittlung der Abstandsflachen

Die Ermittlung der Abstandsflachen entspricht unverandert § 6 Absatz 4 BremLBO-2022 und
wird zunachst nicht an die MBO-Fortschreibung angepasst. Dies vor dem Hintergrund, dass
die Vorlage 4.1 der 334. Sitzung der FK Bauaufsicht vom 19. September 2023 zum Ab-
standsflachenrecht (Stand 19.07.2022) ,aus Grunden der Themenfllle* nicht an den Aus-
schuss fur Stadtentwicklung, Bau und Wohnungswesen am 28./29.09.2023 und die 142.
Bauministerkonferenz Ende November 2023 zur finalen Beschlussfassung weitergeleitet
worden ist und es damit im Gegensatz zu den anderweitigen MBO-Fortschreibungen bei ei-
nem Anderungsbeschluss auf Arbeitsebene eines Gremiums der Bauministerkonferenz ge-
blieben ist.

Die Vorschrift zur Berechnung der Abstandsflachen nach der MBO-2002 hat sich seit Umset-
zung in Landesrecht mit der BremLBO-2010 bewahrt und ist bei den Bauaufsichtsbehdrden
und den Entwurfsverfassern bekannt. Um maogliche Rechtsunsicherheiten zu vermeiden soll
die Vorschrift bis auf Weiteres unverandert bleiben.

Nach Satz 1 bemisst sich die Tiefe der Abstandsflache nach der Wandhohe; sie wird nach
Halbsatz 2 senkrecht zur Wand gemessen. Wandhdéhe ist nach Satz 2 das Maf3 von der Ge-
landeoberflache bis zum Schnittpunkt der Wand mit der Dachhaut oder bis zum oberen Ab-
schluss der Wand. Die H6he von Dachern mit einer Neigung von weniger als 70 Grad wird
nach Satz 3 zu einem Drittel der Wandhohe hinzugerechnet. Andernfalls wird nach Satz 4
die H6he des Daches voll hinzugerechnet. Satz § enthalt den Verweis, dass die Satze 1 bis
4 fur Dachaufbauten entsprechend gelten. Satz 6 stellt klar, dass das sich aus der Berech-
nung ergebende Mal} als H bezeichnet wird.

Zu Absatz 6: Tiefe der Abstandsflachen
Absatz 5 a.F. wird Absatz 6 neu.

Satz 1 regelt unverandert, dass die Tiefe der Abstandsflachen 0,4 der nach Absatz 5 ermit-
telten Hohe H betragt, mindestens 3 m. Nach Satz 2 genlgt in Gewerbe- und Industriegebie-
ten eine Tiefe von 0,2 H, mindestens 3 m. Nach Satz 3 genligt vor den AuRenwanden von
Gebauden der Gebaudeklassen 1 und 2 mit nicht mehr als drei oberirdischen Geschossen
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als Tiefe der Abstandsflache 3 m. Im Satz 3 findet jedoch eine begriffliche Umstellung von
.Wohngebauden* auf ,Gebduden“ statt, wodurch auch andere als Wohnnutzungen von der
pauschalisierten Abstandsflache von 3 m in den Gebaudeklassen 1 und 2 profitieren. Da
schlechte Erfahrungen mit der pauschalen Abstandsflache bei Wohngebauden der Gebau-
deklassen 1 und 2 nicht gemacht wurden, ist eine Ausweitung auf alle Gebaude vertretbar.
Sowohl Wohngebaude als auch Nichtwohngebaude der Gebaudeklassen 1 bis 2 kénnen ge-
gen das Rucksichtnahmegebot verstof3en, wenn die Gebaude zu hoch sind.

In Satz 4 wird abweichend von der Musterbauordnung die Bremische Klarstellung beibehal-
ten, dass nachbarschitzende Wirkung nur Dreiviertel der Tiefe der nach Satz 1 bis 3 erfor-
derlichen Abstandsflache zukommt, mindestens jedoch einer Tiefe von 2,50 m.

Satz 5 regelt wie bisher den Vorrang kommunaler Satzungen, wird jedoch sprachlich an die
Regelung der Musterbauordnung angepasst, in dem die Satze 1 bis 3 keine Anwendung fin-
den, wenn von einer stadtebaulichen Satzung oder einer Satzung nach § 86 AulRenwande
zugelassen oder vorgeschrieben werden, vor denen Abstandsflachen gréRerer oder geringe-
rer Tiefe als nach den Satzen 1 bis 3 liegen, es sei denn die Satzung ordnet die Geltung die-
ser Vorschriften an.

Die mit § 6 Satz 6 im Rahmen der BremLBO-2018 eingefuhrte landesrechtliche Erleichte-
rung, wonach eine von Satz 1 abweichende Abstandsflachentiefe nach § 67 in innerstadtisch
dicht bebauten Gebieten zugelassen werden kann, wenn die Abstandsflache in Bezug zur
geplanten Gebaudehdhe stadtebaulich vertretbar und mit den nachbarlichen Belangen ver-
einbar ist, wird gestrichen, da die abstandsprivilegierten Tatbestande zur Erleichterung des
Bauens im Bestand musterkonform nun Uber Absatz 9 abgebildet werden.

Zu Absatz 7: Bei der Bemessung der Abstandsflachen auRer Betracht bleibende un-
tergeordnete Bauteile

Absatz 6 der BremLBO a.F. wird Absatz 7 neu und nennt mit dem abschlieBenden Aufzah-
lungskatalog mit den Nummern 1 bis 5 die Bauteile, die bei der Bemessung der Abstandsfla-
chen grundsatzlich aul3er Betracht bleiben. Dies sind:

Nach Nummer 1 entsprechend Absatz 6 Nummer 1 a.F. vor die Auflenwand vortretende
Bauteile wie Gesimse und Dachuberstande.

Nach Nummer 2 in Anlehnung an Absatz 6 Nummer 4 a.F. Vorbauten, die im Einleitungs-
satz beispielhaft aufgezahlt werden. So wird klargestellt, dass auch Erker (der Musterbauord-
nung folgend auch mehrgeschossig vom Erdboden aufsteigend), Treppenraume und Auf-
zuge Vorbauten sind. Auf eine funktionale Unterordnung kommt es nicht an. Keine Vorbau-
ten sind wie bisher Anbauten, die hoher als die dahinterliegende Wand sind, da dies dem
Begriff des Vorbaus widersprechen wirde.

Die alte Regelung, wonach die drei Kriterien der Nummer 4 (Drittelregelung, max. 1,50 m
Vortritt und 2 m Grenzabstand) kumulativ zu betrachten waren, wird dahingehend geandert,
dass die seitlichen und vorderen Vorbauseiten fir sich und unabhangig von den anderen
Vorbauseiten geregelt werden.

Buchstabe a) regelt die seitlichen Seiten der Vorbauten.

Unabhangig davon, ob das Gebaude an die Grundstiicksgrenze gebaut ist (geschlossene
Bauweise) oder nicht (offene Bauweise), haben diese Seiten keine Abstandsflache, wenn die
Vorbauten nicht mehr als 1,60 m vor die die Auf’enwand vortreten. Wird das Mal} Gberschrit-
ten, erzeugen die Vorbauten Abstandsflachen. Der Regelung der alten Nr. 3 alt bedarf es fiir
Vorbauten nicht mehr. Das entsprechend der Musterbauordnung um 0,10 m erweiterte Mal}
von 1,60 m stellt sicher, dass auch barrierefreie Balkone abstandsflachenrechtlich zulassig
sind.

Buchstabe b) regelt die vorderen Seiten der Vorbauten. Weiterhin wird die abstandsflachen-
rechtliche Privilegierung an ein maximales Vortreten der Vorbauten von 1,60 m geknUpft.
Wird das Mal} Uberschritten, erzeugen die Vorbauten Abstandsflachen, was sich auf die zu-
Iassige Hohe der Vorbauten auswirkt.
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Nummer 5 a.F. (... bei Gebauden an der Grundstlicksgrenze die Seitenwande von Vorbau-
ten und Dachaufbauten, auch wenn sie nicht an der Grundstlicksgrenze errichtet werden)
entfallt und wird durch Nummer 3 n.F. ersetzt.

Fur die geschlossene Bauweise bedarf es nicht mehr einer speziellen Regelung tber die
Seitenwande von Vorbauten, weil diese nunmehr in Nummer 2a abschlielRend geregelt und
die Dachaufbauten nun in Nummer 5 miterfasst sind.

Klarstellend wird an dieser Stelle darauf hingewiesen, dass die Regelung des § 30 Absatz 10
Vorbauten nach § 6 Absatz 7 Nummer 2 explizit von dem Brandwanderfordernis ausnimmt,
so dass z.B. fur Seitenwande von Balkonen keine Brandwande erforderlich sind.

Mit der flachenmafligen Beschrankung sollen ,grof¥flachige Aufldentreppen® vermieden wer-
den, die nicht die Funktion einer Rettungstreppe oder der ErschlieBung des Hochparterres
bzw. des Souterrains haben.

Nummer 3 n.F. bewirkt, dass untergeordnete Dachaufbauten keine Abstandsflachen auslo-
sen. Die beispielhafte Aufzahlung nennt Schornsteine, Abgasanlagen oder Antennen und ist
Malstab flr die Beurteilung, ob ein Dachaufbau untergeordnet ist. Unter Dachaufbauten im
Sinne dieser Vorschrift sind insbesondere alle untergeordneten technischen Anlagen zu ver-
stehen, auch wenn sie sich unterhalb der Dachhaut Gber mehrere oder alle Geschosse er-
strecken.

Die Regelung der neuen Nummer 4 bestimmt, dass Dachaufbauten, wie z. B. Gauben, un-
tereinander keine Abstandsflachen haben. Klargestellt wird auch, dass Seitenwande von
Dachausschnitten, die Dachterrassen bilden, keine seitlichen Abstandsflachen haben.

Ob Umwehrungen von Dachausschnitten sich auf die Abstandsflache auswirken, hangt von
deren Ausbildung und Hbhe ab.

Dachausschnit

Die in nebenstehender

Skizze dargestellten Ab-

standsflachen entfallen

klinftig

OO

Die Regelung der neuen Nummer 5 stellt klar, dass in der geschlossenen Bauweise gegen-
Uber der seitlichen Grundstlicksgrenze zurtickspringende

- Seitenwande (a) und
- Dacher (b)

auler Betracht bleiben. d. h., dass die in dieser Zeichnung dargestellten Abstandsflachen
nicht entstehen.

Dies umfasst auch die Seitenwande und Dacher von Dachgauben (c).
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Absatz 7 a.F. entfallt. Die Regelung zur abstandsrechtlichen Privilegierung von MaRnahmen
zum Zwecke der Energieeinsparung (nachtragliche Warmedammung) und Solaranlagen fin-
det Eingang in Absatz 9 Nr. 7 neu (Abstandsflachen im Gebaudebestand).

Nummer 2 a. F. (mind. 2.50 Meter Grenzabstand) diente dem Schutz des Bauherrn, damit
nicht unabsichtlich ein Brandwanderfordernis entsteht. Die Regelung ist im Interesse der
Ruickfihrung auf das Wesentliche entbehrlich. Es besteht kein Regelungsbedarf, weil sich
die Brandschutzanforderungen aus § 30 ergeben.

Wegen der Regelung des Absatz 9 n.F. kann die Unberuhrtheitsklausel des Absatz 7 Satz 2
mit Bezug auf § 67 BremLBO entfallen, weil, wenn gut begriindet, nun alle abstandsflachen-
rechtlichen Anforderungen einer Abweichungsentscheidung zuganglich sind.

Zu Absatz 8: Bauliche Anlagen, die keine Abstandsflachen haben und in (auf) Ab-
standsflachen liegen diirfen

Absatz 8 regelt in einem Aufzahlungskatalog mit den Nummern 1 bis 6 entsprechend Absatz
8 a.F. die baulichen Anlagen, die in den Abstandsflachen eines Gebaudes sowie ohne ei-
gene Abstandsflachen, auch wenn sie nicht an die Grundstiicksgrenze oder an das Gebaude
angebaut werden, zuldssig sind. Dies sind:

Nach Nummer 1 Garagen, Carports, Stellplatze fur Kraftfahrzeuge, Gberdachte Fahrradab-

stellplatze und Gebaude ohne Aufenthaltsraume und Feuerstatten mit einer mittleren Wand-
héhe an der Grenze bis zu 3 m und einer Gesamtlange je Grundsticksgrenze von 9 m, wo-

bei abweichend vom Muster klarstellend Dachuberstande und Gesimse von insgesamt nicht
mehr als 0,50 m unberiicksichtigt bleiben;

Nummer 1 wird begrifflich um Carports, Stellplatze fur Kraftfahrzeuge und tberdachte Fahr-
radabstellplatze erweitert, um mit Bezug auf § 23 Absatz 5 Satz 2 BauNVO ausdrucklich
klarzustellen, dass auch diese baulichen Anlagen landesrechtlich in den Abstandsflachen
auch auf nicht Gberbaubarer Grundstlcksflache zugelassen werden kénnen. Die Klarstellung
ist vertretbar, da bereits die Garage als versigelte, umbaute bauliche Anlage in den Ab-
standsflachen zulassig war und die Erweiterung auf Carports, Stellplatze und Uberdachte
Fahrradabstellplatze hinsichtlich des Bauvolumens ein ,rechtliches Minus® zur Garage dar-
stellen. Vor allem die Mdglichkeit, in den Abstandsflachen auch Gberdachte Fahrradabstell-
platze realisieren zu kénnen, dient der Umsetzung der Verkehrswende im Rahmen ortlicher
Bauvorschriften nach § 86 Absatz 1 Nummer 4.

Nummer 2 privilegiert wie bisher gebaudeunabhangige Solaranlagen mit einer Hohe bis zu
3 m und einer Gesamtlange je Grundstlicksgrenze von 9 m. Die seit der BremLBO-2022 be-
stehende Privilegierung fur Warmepumpen und Geothermieanlagen wird in die neue Num-
mer 4 verschoben.

Nummer 3 nennt unverandert Stitzmauern und geschlossene Einfriedungen in Gewerbe-
und Industriegebieten, auerhalb dieser Baugebiete mit einer Héhe bis zu 2 m, stellt aber er-
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ganzend klar, dass nur bauliche Einfriedungen (z.B. Zaune oder Mauern) von der Ab-
standsprivilegierung erfasst sind, wahrend an nattrliche Einfriedungen (z.B. durch lebende
Hecken) nach diesem Gesetz keine Anforderungen gestellt werden.

Mit der neuen Nummer 4 wird der MBO folgend eine abstandsflachenrechtliche Privilegie-
rung von Warmepumpen einschlieRlich ihrer Fundamente und Einhausungen mit einer Héhe
bis zu 2 m und einer Gesamtlange je Grundstiicksgrenze von 3 m eingeflgt. Das Bremische
Landesrecht erweitert die Privilegierung der BremLBO-2022 folgend weiterhin auch auf Ge-
othermieanlagen und technische Anlagen zur gebaudebezogenen Warmeversorgung durch
erneuerbare Energien, um damit ,technologieoffen® zu bleiben.

Die Bedeutung dieser Anlagen zur Heizung von Gebauden und anderen Einrichtungen ist
bereits heute ein wichtiger Baustein der Energiewende und wird in Zukunft weiter zunehmen.
Durch die Festlegung einer maximalen Hohe und einer maximalen Gesamtlange je Grund-
stlicksgrenze sollen grof3e Anlagen von der Privilegierung ausgeschlossen werden. Durch
die Regelung einer Gesamtlange je Grundstticksgrenze von 3,0 m kann die Regelung grund-
satzlich auch mehrere nebeneinanderstehende Warmepumpen erfassen, die zusammen die
maximale Gesamtlange je Grundstlicksgrenze einhalten. Trotz der abstandsflachenrechtli-
chen Privilegierung und der bauordnungsrechtlichen Verfahrensfreiheit nach § 61 Absatz 1
Nummer 3 Buchstabe b), wird die Zulassigkeit dieser Anlagen aber auch weiterhin im Einzel-
fall nach den Anforderungen durch das Bauplanungsrecht und das Immissionsschutzrecht zu
beurteilen sein.

Die bisher in Absatz 6 Nummer 2 a.F. enthaltene Privilegierung von nicht Uberdachten Ter-
rassen wird musterkonform in die neue Nummer 5 verschoben und wie bisher um die Gelan-
deaufschittung erganzt, die unter Wahrung des Nachbarfriedens nicht héher als 1 Meter
Uber der naturlichen Gelandeoberflache von der Rechtsprechung als noch vertretbar ange-
sehen wird. GréRere Hohenunterschiede I6sen unter Berlicksichtigung der Schutzziele des
Absatzes 1 eine Abstandspflicht aus.

Nummer 6 enthalt unverandert entsprechend Absatz 6 Nummer 3 a.F. Uberdachte Terras-
sen sowie untergeordnete eingeschossige Wintergarten, die nicht zum dauernden Aufenthalt
geeignet sind, nicht in offener Verbindung zu einem Aufenthaltsraum stehen und von der ge-
genuberliegenden Nachbargrenze mindestens 2,50 Meter entfernt bleiben mussen.

In Satz 2 stellt neben dem Bezug auf Satz 1 Nummer 1 und 2 auch die Einbeziehung der
neuen Nr. 4 und Nummer 6 sicher, dass die Lange der die Abstandsflachentiefe gegentiber
den Grundstiickgrenzen nicht einhaltenden Bebauung dieser Anlagen auf einem Grundstiick
unverandert gegenuber BremLBO-2022 18 Meter nicht tUberschreiten darf, wobei Anlagen
nach Nummer 6 zusatzlich einen Grenzabstand von 2,50 Metern zur gegeniberliegenden
Nachbargrenze einhalten missen.

Zu Absatz 9: Abstandsflachen im Gebaudebestand

Absatz 9 dient insbesondere der musterkonformen Umsetzung der ,Umbauordnung“ und lis-
tet mit den Nummern 1 bis 7 Tatbestande auf, fir die Erleichterungen im Bestand Anwen-
dungen finden sollen.

Die Einleitungsformulierung des Satzes 1 hebt auf rechtmallig bestehende Gebaude im
Sinne des § 2 Absatz 3a ab und nicht auf rechtmafig errichtete, denn es kommt nur darauf
an, dass das Gebaude materiell zu irgendeinem Zeitpunkt rechtmafig war und deswegen
Bestandschutz genieldt, die erteilte Baugenehmigung also noch Giiltigkeit hat (siehe hierzu

§ 73). Fur ,untergegangene“ Gebaude oder Gebaudeteile nach erloschener Baugenehmi-
gung findet die Regelung des Absatz 9 neu keine Anwendung, sondern nur auf die Gebaude,
die zum Zeitpunkt ihrer Anderung oder des Neubaus bestehen. Fiir diese bestehenden Ge-
baude werden Falle aufgelistet, in denen Veranderungen abstandsflachenrechtlich unbeacht-
lich bleiben, auch dann, wenn bereits das bestehende Gebaude gegen das aktuelle Ab-
standsflachenrecht verstéRt. Werden auf Grundlage des Absatzes 9 Anderungen vorgenom-
men oder Gebaude als Ersatzbau neu errichtet, genieRen die dadurch entstandenen Anla-
gen weiterhin bzw. erneut Bestandsschutz.
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Nummer 1 stellt klar, dass Anderungen innerhalb eines Gebaudes keine abstandsflachen-
rechtlichen Auswirkungen haben.

Nummer 2 ermdglicht Nutzungsanderungen bestandsgeschitzter Gebaude, ohne dass sich
die Frage der Abstandsflachen neu stellt. Das ist grundsatzlich gerechtfertigt, da eine even-
tuelle Beeintrachtigung nachbarlicher Interessen im Wesentlichen bereits besteht und sich
nicht andert.

Die Regelung reagiert damit auf die Rechtsprechung: Werden an bestehenden Gebauden,
deren Abstandsflachen sich nach geltendem Recht auf das Nachbargrundstiick erstrecken
wulrden, Vor- und Anbauten errichtet, kann der Bestandsschutz des Gebaudes untergehen.
Nummer 3 ermoglicht nun in diesen Situationen die Errichtung von Vor- und Anbauten,
wenn deren Abstandsflachen nicht auf das Nachbargrundstiick tbergreifen.

AF Gebaudebestand AF Gebaudebestand

friher kiinftig AF neuer Balkon
- Reel liegt auf dem
unzulass& zulassi Grandetick
) _r\.\
| N
A A
Grundstiicksgrenze Grundstiicksgrenze

Die Regelung in Nummer 4 reagiert ebenfalls auf die Rechtsprechung: Werden an beste-
henden Gebauden, deren Abstandsflachen sich nach geltendem Recht auf das Nachbar-
grundstuick erstrecken, Aufbauten errichtet, geht der Bestandsschutz des Gebaudes unter.

Die neue Privilegierung nach Nummer 4 ermdglicht in diesen Situationen die Errichtung von
Aufbauten, wenn deren Abstandsflachen nicht Gber die Abstandsflache des bestehenden
Gebaudes hinausgehen. Die Regelung ermoglicht die nachtragliche Errichtung von Dach-
oder Staffelgeschossen (Aufbauten), weil der Nachbar abstandsflachenrechtlich nicht zusatz-
lich beeintrachtigt wird.

Aufstockung

AF Aufstockung

~

AF Gebaudebestand

~

AN
Grundstlicksgrenze

Nummer 5 privilegiert den Ersatz von Gebauden oder Gebaudeteilen bis zu den bisherigen
Abmessungen: Nach Beseitigung bestehender Dachraume, Dach- oder Staffelgeschosse
war deren Neuerrichtung in vielen Fallen abstandsflachenrechtlich nicht mdglich, weil der Be-
standschutz des Gebaudes unterging. In der Praxis wurde deshalb die Gebaudehllle erhal-
ten und kostenintensiv von innen nach auf3en saniert (inclusive der Auswechselung der ma-
roden Dachkonstruktion). Das Sanierungsprivileg gilt auch, wenn das gesamte Gebaude er-
setzt werden soll.
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Nummer 6 schafft die abstandsflachenrechtlichen Erschlielungsvoraussetzungen fir die
Nachverdichtung durch Aufstockungen und Dachraumausbauten. Zusatzliche Nutzungsebe-
nen ermoglichen der Feuerwehr oftmals nicht die Herstellung des zweiten Rettungswegs
Uber Leitern oder Hubrettungsfahrzeuge. In diesen Fallen muss der zweite Rettungsweg im
Sinne des § 33 nachtraglich baulich hergestellt werden, wodurch Konflikte mit dem Ab-
standsflachenrecht entstehen kdnnen. Gleichzeitig ermdglicht es die Vorschrift, Barrieren fur
Menschen mit Mobilitatseinschrankungen zu verringern, da auch die nachtragliche Errich-
tung von Aufziigen und damit die Schaffung einer baulichen Barrierefreiheit im Sinne des

§ 50 leichter moglich wird und.

In Verbindung mit Nummer 5 wird damit die Nachverdichtung (Bestandssanierung) auch au-
Rerhalb des Gebaudes unterstiitzt, mit der Nummer 6 da flr Aufzlige, Treppen und Treppen-
raume abstandsflachenrechtliche Erleichterungen vorgesehen werden.

Die Erleichterungen sind jedoch an Voraussetzungen geknipft. Der Entwurfsverfasser muss
im Sinne der Schutzziele nach Absatz 1 priufen, ob eine wesentliche Beeintrachtigung an-
grenzender oder gegentiberliegender Aufenthaltsraume zu beflirchten ist (Sozialabstand).
Dies betrifft sowohl die Raume auf dem eigenen Grundstiick als auch die RGume auf dem
Nachbargrundstick. Ob die Schwelle der wesentlichen Beeintrachtigung erreicht wird, ist von
einer Einzelfallbeurteilung abhangig. Hierbei ist die Unterschreitung der Abstandsflachenbe-
stimmungen nach Absatz 5 nicht ausschlaggebend, denn geringere Tiefen der Abstandsfla-
chen sind nach Nummer 5 zulassig. Eine Rolle spielt immer die Aufenthaltsraumqualitat der
beeintrachtigten Raume. Beurteilungskriterium ist auch die Nahe der Aufziige, Treppen und
Treppenraume zu Gebaudeecken, weil hier erdrickende Wirkungen entstehen kénnen.
Letztlich findet die Dichte der Vorbauten ihre Grenze in den zu wahrenden (planungsrechtli-
chen) gesunden Wohn- und Arbeitsverhaltnissen.

Die Reduzierung der Mindestabstandsflachentiefe von 3 m auf 2 m entspricht Absatz 6 Nr. 2
Buchst. b.

Um einen effektiven Warmeschutz und eine effektive Energieerzeugung nicht zu behindern,
in Nummer 7 die Starke von 0,25 in Absatz 7 Nummer 1 a.F. m auf 0,40 m angehoben. An

den von der MBO auch an anderer Stelle verwendeten Begriffen ,Mallnahmen zum Zwecke
der Energieeinsparung und Solaranlagen® und ,Starke“ satt ,Dicke” wird festgehalten.

Satz 2 verhindert, dass Nebengebaude oder andere bauliche Anlagen nach Absatz 8 Num-
mer 1, wie z. B. Grenzgaragen zu Hauptgebaude werden. Der Ausschluss der Beglnstigun-
gen soll ausdrticklich nicht fiir MaRnahmen zum Zwecke der Energieeinsparung und Solar-
anlagen nach Satz 1 Nummer 7 gelten. Auch bei Nebengebauden ohne Aufenthaltsraume
kann eine Dammung sinnvoll sein (z. B. wenn dort frostempfindliche Gegenstande aufbe-
wahrt werden, die eine Beheizung erfordern). Ebenfalls moglich bleiben soll die Anbringung
oder Aufbringung von Solaranlagen, da bei diesen MalRnahmen kein Risiko besteht, dass
aus einem Neben- ein Hauptgebaude wird.

Zu Absatz 10: Abweichungen; grundstiicksbezogene Atypik nicht mehr erforder-
lich

Mit Absatz 9 neu wird auf die gangige Rechtsprechung reagiert, die bislang nur bei atypi-
schen Grundstuckssituationen Voraussetzungen fur Abweichungsentscheidungen nach § 67
vom Abstandsflachenrecht gegeben sieht. Hauptanwendungsfall atypischer Grundstuckssitu-
ationen sind Grundstiicksgrenzen, die in der geschlossenen Bauweise nicht recht-, sondern
spitzwinklig zur Stral3e verlaufen, wodurch bei klassischen LickenschlieRungen die Ab-
standsflachen der rickwartigen Gebaudewande regelmafig auf die Nachbargrundstiicke fal-
len.

Die bauaufsichtliche Genehmigungspraxis hat jedoch zu der Erkenntnis gefuihrt, dass es da-
von abgesehen eine Vielzahl von Sondersituationen gibt, die eine Abweichung vom Ab-
standsflachenrecht rechtfertigen, aber nicht im Einzelnen im Gesetz benannt werden kon-
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nen. So soll unter Bericksichtigung der Schutzziele des Abstandsflachenrechts (vgl. Ab-
satz 1) kinftig der Zugang zu abstandsflachenrechtlichen Abweichungsentscheidungen er-
leichtert werden.

Zu § 7 — Teilung von Grundstiicken
§ 7 bleibt unverandert gegentiber der BremLBO-2022.

Zu § 8 — nicht lUiberbaute Flachen der bebauten Grundstiicke, Kinderspielflachen

Die Anforderungen in den Abséatzen 1 und 2 dienen der Umsetzung der in der Generalklau-
sel des § 3 Absatz 1 verankerten Aspekte der Klimaanpassung und des Klimaschutzes.

In Absatz 1 werden die bisherigen Regeln zum Umgang mit Grundstiicksflachen von Bau-
grundstucken, die nicht fur bauliche Anlagen genutzt werden (Freiflachen) mit den Rege-
lungsinhalten nach § 3 Absatz 1 des Begrlinungsortsgesetzes vom 28. Marz 2023
(Brem.GBI. S. 282) zusammengefiihrt, um die Rechtsanwendung anwenderfreundlicher zu
gestalten, dabei soll die Ausgestaltung der Vorschrift auch an die MBO-2022 angeglichen
werden.

Diese Vorgehensweise ist vom Senat am 7. Marz 2023 beschlossen worden und soll nun mit
dieser Novelle umgesetzt werden. Mit Ubertragung der Vorschriften auf die landesrechtliche
Ebene finden diese dann auch fur die Stadtgemeinde Bremerhaven Anwendung. Das Begru-
nungsortsgesetz fur die Stadtgemeinde Bremen wird mit Inkrafttreten dieses Gesetztes zum
1. Juli 2024 aufgehoben.

Satz 1 enthalt in Anlehnung an die MBO-2022 mit den Nummern 1 bis 2 die Anforderungen
an die Freiflachengestaltung.

Nach Nummer 1 sind diese wasseraufnahmefahig zu belassen oder herzustellen.

Bereits durch die bisherigen Regelungen nach § 8 Absatz 1 und 2 BremLBO-2022 bestand
bereits die grundsatzliche Pflicht zur Minimierung der Bodenversiegelung auf das fir eine zu-
lassige Nutzung erforderliche Mal3. Gegen eine unverhaltnismafige Bodenversiegelung
kann daher auch schon nach der bisherigen Rechtslage entsprechend § 58 Absatz 2 bauord-
nungsrechtlich eingeschritten werden.

Nach Nummer 2 sind Freiflachen dauerhaft zu begriinen oder zu bepflanzen

Die Begrinung dieser Freiflachen kann wahlweise oder in Kombination entweder durch Ra-
sen oder mit im Erdboden wurzelnden Pflanzen erfolgen, so dass auch unter Berucksichti-
gung der Ruckausnahme nach Satz 3 der Eindruck einer im Wesentlichen flachigen Begru-
nung oder Bepflanzung dieser unbebauten Grundsticksflachen entsteht.

Das Ausbringen von unbelebtem Material wie Schotter, Steinen oder Kies auf einer die
Durchwurzelung hemmenden Schicht auf diesen Flachen ist demnach keine zulassige Ver-
wendung. Die Vorschrift soll damit in Verknlpfung mit dem neuen Satz 3 die im Gebiet bei-
der Stadtgemeinden vermehrt anzutreffenden ,Schottergarten® verbieten. Durch die Ergan-
zung des Tatbestandsmerkmales ,dauerhaft” in Verbindung mit dem Erdbodenbezug des
Rasens oder der Pflanzen wird dieses Verbot deutlich herausgestellt. Im Sinne dieses Ge-
setzes ist es damit ebenfalls unzuldssig, in ansonsten versiegelten Vorgarten lediglich Blu-
menkubel oder ahnliches aufzustellen, die Gbrigen Freiflachenteile aber weiterhin als ,unbe-
grunte Steinwuste“ auszugestalten.

Die Begrinung oder Bepflanzung kann durch Aussahen, Anpflanzen oder Zulassen der na-
tlrlichen Vegetationsentwicklung erfolgen. Dabei besteht keine die Verpflichtung, eine be-
stimmte Vegetationsform bei Abgang durch dieselbe Vegetationsform zu ersetzen. Es kon-
nen auch verschiedene Vegetationsformen zeitlich aufeinander folgen. Anzahl und Dichte
der Pflanzen richten sich nach deren Wuchsverhalten. Die Bepflanzung oder die ermdglichte
Selbstbegrinung muss jedoch perspektivisch eine die gesamte Flache bedeckende oder

Seite 32



Begriindung zur BremLBO-2024 vom 29. Mai 2024

Uberschirmende Begriinung und somit die optische Wirkung einer Griinflache erwarten las-
sen. Dem stehen Einbauten von die Durchwurzelung hemmenden Materialien oder eine Ge-
staltung mit weit auseinanderstehenden Pflanzen schwach wichsiger Sorten zwar grund-
satzlich entgegen, jedoch bleibt auch eine Befestigung von Teilflachen mit wasserdurchlassi-
gen Rasengittersteinen (Halbversiegelung) weiter méglich, sofern dies unter Berlcksichti-
gung des Nutzungszwecks entsprechend Absatz 2 vertretbar ist und planungsrechtliche Vor-
schriften nicht entgegenstehen.

Zur Wahrung der Verhaltnismafigkeit gilt jedoch die Entsiegelungs- und Begriinungspflicht
nach den Nummern 1 und 2 fur alle Freiflachen ausdricklich nur, ,soweit dem nicht die Erfor-
dernisse einer anderen zulassigen Verwendung der Flachen entgegenstehen®.

Auch eine bauplanungsrechtlich zuldssige nachtragliche Bebauung oder eine entsprechende
Freiraumgestaltung bleibt weiter moglich. Hierzu zahlen insbesondere die in § 61 Absatz 1
Nummer 1 und 10 BremLBO genannten Anlagen in Garten und zur Freizeitgestaltung, die im
Regelfall keine planungsrechtliche Relevanz besitzen und im Regelfall als Nebenanlagen
nach § 14 BauNVO einzustufen sind. Die verbleibende unbebaute Flache kann auch gartne-
risch angelegt werden, z.B. als Ziergarten mit Baumen, Strduchern und Blumen oder als
Nutzgarten. Die Flachen kdnnen auch Wege und Wasserflachen haben.

Die im Sinne dieses Gesetzes vorgenommene Begriinung oder Bepflanzung kann im Sinne
einer 6kologisch wertvollen Zwischennutzung zu einem spateren Zeitpunkt wieder entfernt
werden, wenn die Freiflache fur eine zulassige bauliche Nutzung verwendet werden soll. Be-
reits eine Rasenbegriinung der bislang ungenutzten Freiflachen ist ausreichend, um eine
mdgliche zulassige Bebauung zu einem spateren Zeitpunkt auf der Flache realisieren zu
kénnen.

Auf Flachen, die im Sinne des Absatzes 2 planungsrechtlich nicht als Stellplatze, Zufahrten,
Gehwege, Terrassen, Abstell- oder Lagerplatze genutzt werden dirfen, oder trotz planungs-
rechtlicher Zulassigkeit derzeit unbebaut sind, sind Befestigungen einschlie3lich wasserge-
bundener Decken unzulassig. Diese Flachen unterliegen vollstandig der Begriinungspflicht.

Nach Satz 2 dirfen Freiflachen nicht verunstaltet wirken und auch ihre Umgebung nicht ver-
unstalten; groRflachig angelegte Schottergarten sind unzulassig.

Hiermit wird die Anforderung aus Absatz 1 Satz 2 der BremLBO-2022 mit dem klarstellenden
Verbot aus § 3 Absatz 1 Satz 3 des BegriinungsOG-2023 verknupft.

Mit Bezug auf die Legaldefinition in § 2 Absatz 18 und dem Begriinungs- oder Bepflanzungs-
gebot nach Nummer 2 unter Berlcksichtigung vertretbarer Ausnahmen nach Satz 3 wird da-
mit nunmehr auf landesrechtlicher Ebene ausdrucklich klargestellt, dass grofRflachig ange-
legte Schottergarten im Sinne des § 9 verunstaltend wirken und damit unzulassig sind. Zuwi-
derhandlungen kénnen daruber hinaus nach § 83 Absatz 1 Nummer 18 als Ordnungswidrig-
keiten eingestuft werden. Mit behdrdlicher Verfligung kann sowohl eine Entsiegelung als
auch eine Begrinung oder Bepflanzung der Freiflachen im Sinne dieses Gesetzes verlangt
werden.

Das OVG Luneburg hat mit Urteil vom 17.01.2023 (Az.:1 LA 20/22) festgestellt, dass ein
bauaufsichtliches Einschreiten gegen sog. Schottergarten im Sinne dieses Gesetzes unter
Berlcksichtigung der nachfolgenden Leitsatze zuldssig ist:

1. Fur die Beurteilung, ob eine Grunflache i.S.d. § 9 Abs. 2 NBauO (hier im Sinne von § 8
Absatz 1 dieses Gesetzes) vorliegt, ist stets eine wertende Betrachtung aller Umstande
des Einzelfalls erforderlich. Dabei ist auf das Gesamtbild abzustellen; eine mathema-
tisch-schematische Betrachtung verbietet sich.

2. Grinflachen werden durch naturbelassene oder angelegte, mit Pflanzen bewachsene
Flachen gepragt ("gruner Charakter"). Dies schlie3t Steinelemente nicht aus, wenn sie
sich dem Bewuchs dienend zu- und unterordnen.

3. Dass die nicht tUberbauten Flachen eines Baugrundstiickes nur Gberwiegend Grinfla-
chen sein missen, ist § 9 Abs. 2 NBauO (und analog damit § 8 Absatz 1 und 2 dieses
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Gesetzes) nicht zu entnehmen. Ein solches Verstandnis widerspricht dem Wortlaut und
der Intention des Gesetzgebers, die Versteinerung der Stadt auf das notwendige Aus-
malfd zu beschranken.

Satz 3 entspricht unverandert § 3 Absatz 1 Satz 2 BegriinungsOG-2023. Demnach ist eine
von Satz 1 abweichende Ausgestaltung dieser Flachen nur in geringfligigem Ausmalf} zulas-
sig, unbebaute Freiflachen bis 10 Quadratmetern bleiben auRer Betracht.

Diese Ruckausnahme ist sachgerecht, sofern es sich nur um untergeordnete Kleinflache von
weniger als 10 Prozent in Bezug auf die gesamte nicht mit zulassigen baulichen Anlagen
Uberbaute Grundstlcksflache handelt. Dies kénnen z.B. Freiflachen zwischen zwei Gebau-
dezugangen, rund um zulassige bauliche Anlagen, Wegeverbindungen oder entlang den
Grundstlicksgrenzen sein. Eine Verpflichtung zur Begriinung oder Bepflanzung im Sinne die-
ses Gesetzes ware bei solch geringen Freiflachenanteilen nicht zweckmaRig und wirde die
bestimmungsgemafie Nutzung unverhaltnismaig beeintrachtigen oder kdnnte in nachbarli-
chen Belange eingreifen. Der Schwellenwert von 10 Prozent zur Beurteilung des ,geringflgi-
gen Ausmafes” ist entsprechend der gangigen Rechtsprechung’ kein absoluter Wert, er
I&sst sich weder abstrakt-generell noch mathematisch-prozentual genau festlegen. Verlangt
ist vielmehr eine Gesamtabwagung der Umstande des Einzelfalls. Der Wert dient dennoch
als Orientierung. Neben einer rechnerischen Ermittlung ist erganzend auch eine grund-
stliicksbezogene, optische Einzelfallbeurteilung vorzunehmen, d.h. fir die Beurteilung ist die
jeweilige Flache des Grundstiickszuschnitts, die vorhandenen oder geplanten baulichen An-
lagen und die vorhandene Begriinungs- oder Bepflanzungsintensitat zugrunde zu legen.

Da pauschalierend auch bei kleinen Baugrundstiicken und hier insbesondere bei Reihenhau-
sern entsprechend § 9 Absatz 3 Nummer 2 des Mobilitdts-Bau-Ortsgesetzes fir die Stadtge-
meinde Bremen vom 20. September 2022 (Brem.GBI.S. 476) eine Flache von 6 m? zum Ab-
stellen von vier Fahrradern zugrunde gelegt wird und neben einer befestigten Hauseingangs-
zuwegung nach § 45 BremLBO auch noch eine ausreichende Restflache zur vorubergehen-
den Aufbewahrung fester Abfallstoffe in den entsprechenden Sammelbehaltnissen zur Verfi-
gung stehen muss, wird festgelegt, dass bei allen Baugrundstiicken unabhangig von der pro-
zentualen GesamtgrofRe der nicht bebauten Freiflache ein Flachenanteil bis 10 m? grundsatz-
lich auRer Betracht bleibt.

Die Regelung soll den Verwaltungsaufwand fir die Vollzugskontrolle auf ,grof3flachig“ ange-
legte Schottergarten oder anderweitig versiegelte oder befestigte Freiflachen lenken, bei de-
nen entsprechend der Ausfihrungen zu Satz 1 und 2 der optische Eindruck einer nahezu
vollstandig versiegelten und damit verunstaltend im Sinne des § 9 wirkenden Gartenflache
entsteht. Kleinere Schotterflachen oder anderweitig befestigte Flachen auf unbebauten
Grundstuicksteilen, die ansonsten einer diesem Gesetz entsprechenden Begriinung des
Grundstucks unterworfen sind, sind somit im Sinne einer sachgerechten und selbstbestimm-
ten Grundsticksnutzung in Auslibung des Eigentumsgrundrechtes nach Art. 14 GG hinzu-
nehmen und rechtfertigen kein bauaufsichtliches Einschreiten im Sinne des § 58 Absatz 2
BremLBO durch die fiir den Vollzug der Vorschrift nach § 57 Absatz 1 und 4 zustandige Be-
horde.

Satz 4 bleibt unverandert gegentber der BremLBO-2022 wonach die erweiterten Anforde-
rungen des Satzes 1 keine Anwendung finden, soweit Bebauungsplane oder andere Satzun-
gen Festsetzungen zu den nicht tberbauten Flachen treffen.

§ 3 Absatz 1 Satz 4 des BegrinungsOG-2023, wonach die untere Naturschutzbehdrde eine
Liste der Pflanzenarten bekannt macht, die bei der Ausgestaltung der Begriinung oder Be-
pflanzung nach Satz 1 Nummer 2 empfohlen werden, wird nicht in die BremLBO tbernom-
men. Diese Liste hat lediglich empfehlenden Charakter. Es ist den fachkundigen Stellen wei-
terhin unbenommen, eine solche Liste als Teil ihrer Beratungs- und Aufklarungsarbeit zu ver-
offentlichen bzw. fortzuschreiben. Damit wird hinsichtlich der Form der Begrinung und der

7 Vgl. bspw. BVerwG, Urteil vom 4. Mai 1988, Az: 4 C 34/86 oder OVG Lineburg, Beschluss vom 1. Juni 2021,
Az: 1 ME 137/20
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Artenauswahl nicht in die individuelle Gestaltungsfreiheit von Eigentiimern und Nutzungsbe-
rechtigten eingegriffen, sondern es soll vielmehr auf Aufklarung und Beratung durch fir Fra-
gen der biologischen Vielfalt und der Stadtdokologie fachkundige Institutionen gesetzt werden.

Absatz 2 Satz 1 entspricht unverandert Absatz 2 der BremLBO-2022, wonach Flachen, die
zulassigerweise fur bauliche Anlagen wie Stellplatze, Zufahrten, Gehwege, Abstell- und La-
gerplatze bendtigt werden, nur insoweit befestigt werden durfen, wie es fir deren Nutzung
erforderlich ist, sofern nicht die Belastung des Niederschlagswassers oder eine zu geringe
Durchlassigkeit des Bodens eine Versiegelung erfordert. So kann z.B. je nach Nutzungsin-
tensitat die Befestigung mit Schotterrasen, Rasengittersteinen oder Pflasterbelagen mit Ra-
senfugen ausreichend sein.

Der neue Satz 2 stellt im Rahmen der Umsetzung der Klimaanpassungsstrategie fir ,kluges
Regenwassermanagement erganzend klar, dass auch Konversionsflachen zu entsiegeln
sind. Konversionsflachen sind Flachen, die einst anders genutzt wurden, als es heute der
Fall ist. Beispiele fir Konversionsflachen sind Flachen, die heute fir eine Photovoltaik-Frei-
flachenanlage genutzt werden, friher aber beispielsweise von Militar-, Gewerbe- oder In-
dustriebetrieben in versiegelter Form genutzt wurde.

Mit dem Klimawandel werden Starkregen intensiver und haufiger. Dies fuhrt insbesondere in
Siedlungsgebieten mit hohem Versiegelungsgrad zu einem erhdhten Uberschwemmungsri-
siko durch Oberflachenabfluss. Gleichzeitig bewirken versiegelte Flachen eine weitere Ent-
wicklung der Hitzebelastung. Kiihlende Effekte durch z. B. offene Wasserflachen oder feuchte
Bdden unterbleiben. Niederschlagswasser sollte deshalb und auch zur Anreicherung des
Grundwasserspiegels im Sinne des Absatzes 2 mdglichst auf dem Grundstlick verdunsten und
versickern.

Satz 3 regelt unverandert mit Verweis auf Absatz 1 Satz 4 den eingeraumten Vorrang des
Planungsrechts.

§ 3 Absatz 2 des BegriinungsOG wird nicht Gbernommen, da entsprechende Begrinungs-
verpflichtungen fir bauliche Anlagen auf nicht Gberbaubarer Grundstiicksflache aufgrund des
thematisch starkeren Bodenbezugs dem Bauplanungsrecht zuzuordnen sind.

An dieser Stelle erfolgt deshalb lediglich der Hinweis, dass sofern nach §§ 62 bis 64a der
Bremischen Landesbauordnung verfahrenspflichtige bauliche Anlagen auf nicht Gberbauba-
ren Grundstucksflachen errichtet werden sollen, es wie bisher mdglich ist, fir diese Gebau-
deteile im Rahmen der Ermessensentscheidung nach § 31 Absatz 2 BauGB i.V.m. § 67
BremLBO eine Begrunung oder Eingriinung zu fordern, sofern sich eine anteilige Verpflich-
tung nicht bereits aus der Spezialvorschrift des § 32 Absatz 11 zur Begriinung von Flach-
dachflachen ergeben sollte.

Die Absétze 3 und 4 bleiben gegenuber der BremLBO-2022 unverandert und betreffen die
grundsatzlichen Anforderungen an die Herstellung und Ablésung hausnaher Kinderspielfla-
chen. Konkrete Anforderungen werden auf Grundlage der Erméachtigung in § 86 Absatz 1
Nummer 3 in értlichen Bauvorschriften flr die beiden Stadtgemeinden getroffen.

Zu § 9 - Gestaltung
§ 9 bleibt unverandert gegenuber der BremLBO-2022.

Zu § 10 — Anlagen der AuBenwerbung, Automaten
§ 10 bleibt unverandert gegeniber der BremLBO-2022.

Zu § 11 — Baustelle
§ 11 bleibt unverandert gegeniber der BremLBO-2022.
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Zu § 12 — Standsicherheit
§ 12 bleibt unverandert gegeniber der BremLBO-2022.

Zu § 13 — Schutz gegen schadliche Einfliisse
§ 13 bleibt unverandert gegenuber der BremLBO-2022.

Zu § 14 — Brandschutz
§ 14 bleibt unverandert gegeniber der BremLBO-2022.

Zu § 15 — Warme-, Schall-, Erschiitterungsschutz
§ 15 bleibt unverandert gegeniber der BremLBO-2022.

Zu § 16 — Verkehrssicherheit
§ 16 bleibt unverandert gegenuber der BremLBO-2022.

Zu § 16a — Bauarten
§ 16 bleibt unverandert gegeniber der BremLBO-2022.

Zu § 16 b — Allgemeine Anforderungen fiir die Verwendung von Bauprodukten

Absatz 1 wird um die Attribute der ,neuen und wiederzuverwendenden“ Bauprodukte er-
ganzt, die nur verwendet werden dirfen, wenn bei ihrer Verwendung die baulichen Anlagen
bei ordnungsgemaler Instandhaltung wahrend einer dem Zweck entsprechenden angemes-
senen Zeitdauer die Anforderungen dieses Gesetzes oder aufgrund dieses Gesetzes erfilllen
und gebrauchstauglich sind.

Die Erganzung in Absatz 1 nimmt abstrakten Bezug auf die eingefligte Nachhaltigkeitsklau-
sel in § 3, die Regelungsziele der Umbauordnung und die Anforderungen der Ersatzbau-
stoffverordnung vom 9. Juni 2021 (BGBI. S. 2598), die zum 1. August 2023 in Kraft getreten
ist und appelliert an die am Bau Beteiligten, nach Moéglichkeit wiederzuverwendende Baupro-
dukte einzusetzen. Fur die Bauaufsichtsbehorden ergeben sich daraus zunachst keine wei-
tergehenden Prifverpflichtungen.

Ziel der Mantelverordnung des Bundes ist es, in ihren jeweiligen Regelungsbereichen unter
Bericksichtigung des aktuellen Stands der wissenschaftlichen Erkenntnisse, bundeseinheitli-
che und rechtsverbindliche Anforderungen an den Schutz von Boden und Grundwasser fest-
zulegen. Zugleich sollen mit der Ersatzbaustoffverordnung die Ziele der Kreislaufwirtschaft
geférdert und die Akzeptanz fur den Einsatz von Ersatzbaustoffen verbessert werden. Dar-
Uber hinaus sind weitere Konkretisierungen im Bereich der Bauarten und des Bauprodukten-
rechts erforderlich.

Zu § 16b — Allgemeine Anforderungen fiir die Verwendung von Bauprodukten
§ 16 b bleibt unverandert gegeniiber der BremLBO-2022.

Zu § 16c - Anforderungen fiir die Verwendung von CE-gekennzeichneten Bauproduk-
ten

§ 16 c bleibt unverandert gegentber der BremLBO-2022.
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Zu § 17 - Verwendbarkeitsnachweise
§ 17 bleibt unverandert gegeniber der BremLBO-2022.

Zu § 18 - Allgemeine bauaufsichtliche Zulassung

§ 18 bleibt unverandert gegeniber der BremLBO-2022.

Zu § 19 - Allgemeines bauaufsichtliches Priifzeugnis
§ 19 bleibt unverandert gegeniber der BremLBO-2022.

Zu § 20 - Nachweis der Verwendbarkeit von Bauprodukten im Einzelfall
§ 20 bleibt unverandert gegeniber der BremLBO-2022.

Zu § 21 - Ubereinstimmungsbestitigung
§ 21 bleibt unverandert gegeniber der BremLBO-2022.

Zu § 22 - Ubereinstimmungserklirung der Herstellerin oder des Herstellers
§ 22 bleibt unverandert gegeniber der BremLBO-2022.

Zu § 23 - Zertifizierung
§ 23 bleibt unverandert gegenuber der BremLBO-2022.

Zu § 24 - Priif-, Zertifizierungs-, Uberwachungsstellen
§ 24 bleibt unverandert gegenuber der BremLBO-2022.

Zu § 25 - Besondere Sachkunde- und Sorgfaltsanforderungen
§ 25 bleibt unverandert gegeniber der BremLBO-2022.

Zu § 26 - Allgemeine Anforderungen an das Brandverhalten von Baustoffen und Bau-
teilen

§ 26 bleibt unverandert gegeniber der BremLBO-2022.

Zu § 27 — Tragende Wiande, Stiitzen
§ 27 bleibt unverandert gegenuber der BremLBO-2022.

Zu § 28 — AuBenwande

Absatz 1 regelt unverandert den Grundsatz, dass AuRenwande und Aulienwandteile wie
Bristungen und Schirzen so auszubilden sind, dass eine Brandausbreitung auf und in die-
sen Bauteilen ausreichend lang begrenzt ist.
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Absatz 2 fordert ebenfalls unverandert in Satz 1, dass nichttragende Auflenwande und
nichttragende Teile tragender Aullenwande missen aus nichtbrennbaren Baustoffen beste-
hen missen; sie sind aus brennbaren Baustoffen zulassig, wenn sie als raumabschlielRende
Bauteile feuerhemmend sind. Satz 2 nennt die Ausnahmen von Satz 1, dies sind

nach Nummer 1 Tiren und Fenster,
nach Nummer 2 Fugendichtungen,

nach Nummer 3 brennbare Dammstoffe in nichtbrennbaren geschlossenen Profilen der Au-
Renwandkonstruktionen und

nach der neuen Nummer 4 entsprechend der Synopse zur MBO-Fortschreibung vom
19.07.2022 (siehe TOP 12 der 330. Sitzung der FK Bauaufsicht) nach Beschluss der 142
BMK vom 23./24.11.2023 zu TOP 11 dirfen auch Kleinteile, wie z.B. Dibel, Verbindungsmit-
tel, lokal begrenzte Abdichtungen, kleinformatige Trennlagen zur thermischen Entkopplung
von Wandhaltern fir AuRenwandbekleidungen etc., die nicht zur Brandausbreitung beitragen
abweichend von der Vorschrift des Satzes 1 aus brennbaren Baustoffen bestehen. Der Be-
griff Kleinteile soll in der Musterverwaltungsvorschrift Technische Baubestimmungen (MVV
TB) durch das Deutsche Institut fir Bautechnik naher bestimmt werden.

Absatz 3 bleibt unverandert gegeniber der BremLBO-2022.
Absatz 4 bleibt unverandert gegentiber der BremLBO-2022.
Absatz 5 bleibt unverandert gegentiber der BremLBO-2022.

Zu § 29 — Trennwédnde

Absatz 1 bleibt unverandert gegenuber der BremLBO-2022.
Absatz 2 bleibt unverandert gegeniiber der BremLBO-2022.
Absatz 3 bleibt unverandert gegenuber der BremLBO-2022.
Absatz 4 bleibt unverandert gegenuber der BremLBO-2022.
Absatz 5 bleibt unverandert gegeniiber der BremLBO-2022.

Absatz 6 bleibt nach Beschluss der 142 BMK am 23./24.11.2023 im Rahmen von TOP 11
zunachst unverandert gegenuber der BremLBO-2022.

§ 29 Absatz 6- Trennwénde

Wegen unklarer Kostenauswirkung von der 142 BMK am 23./24. November 2023 im Rah-
men von TOP 11 zunachst ausgesetzte MBO-Anpassung, aber beschlossen von der FK
BA auf der 330. Sitzung am 13./14. Juli 2022 zu TOP 12 und vom ASBW im Rahmen von
TOP 9 auf der Sitzung am 28./29. September 2023.

Die Berticksichtigung der geanderten Anforderung kann auf freiwilliger Basis erfolgen.

Vorschrift BremLBO-2024 Begriindung MBO-2023

unverandert gegeniiber
BremLBO-2022

ausgesetzter MBO-Ent-
wurf-2023

entsprechend MBO-Sy-
nopse vom 19. Juli 2022

(6) Die Absatze 1 bis 5 gel-
ten nicht fir Wohngebaude

der Gebaudeklassen 1 und
2.

(6) Die Absatze 1 bis 5 gel-
ten nicht fir Gebaude der
Gebaudeklassen 1 und 2;
ausgenommen Raume mit
erhdhter Brand- und Explo-
sionsgefahr.

In Absatz 6 Halbsatz 1 wird
die Ausnahme von den An-
forderungen der Satze 1 bis
5 flir Wohngebaude der Ge-
baudeklassen 1 und 2 nun
auf alle Gebaude dieser Ge-
baudeklassen ausgedehnt.
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Damit werden die Anforde-
rung an Wande und Decken
gleichgestellt (Vgl. § 32 Ab-
satz 4 Nr. 1) Rdume mit er-
héhter Brand- und Explosi-
onsgefahr werden von die-
ser Ausnahme ausgenom-
men.

Zu § 30 —Brandwande
Absatz 1 bleibt unverandert gegeniiber der BremLBO-2022.

Die Absatze 2 und 3 werden entsprechend der Synopse zur MBO-Fortschreibung vom
19.07.2022 (siehe TOP 12 der 330. Sitzung der FK Bauaufsicht) nach Beschluss der 142
BMK vom 23./24.11.2023 zu TOP 11 wie folgt angepasst.

Absatz 2 Satz 1 regelt mit den Nummern 1 bis 5 die Erforderlichkeit von Brandwanden.

Die bisher in Nummer 1 enthaltenen Ausnahme fir kleine Gebaude wird in einen neuen
Satz 2 verschoben.

Bisher war die Mdglichkeit, Brandschutzabstande auf Nachbargrundstlicke zu erstrecken, in-
direkt der Formulierung des § 6 Absatz 2 Satz 3 a.F. enthalten. Wegen der besseren Auffind-
barkeit der Regelungen soll die Méglichkeit, Brandschutzabstande auf Nachbargrundstiicke
zu erstrecken, in den §§ 30 und 32 durch den an dieser Stelle eingefligten Verweis auf § 6
Absatz 3 in Nummer 1 geregelt werden.

Die neue Nummer 2 beschreibt das Erfordernis einer Gebaudeabschlusswand und leitet
sich insbesondere wegen des zunehmenden Bauens mit brennbaren Baustoffen ab. Die bis-
her (indirekt) geltende Anforderung, dass zwischen zwei aneinandergebauten Gebauden zur
Abtrennung unterschiedlicher Nutzungseinheiten Trennwande gem. § 29 BremLBO zu er-
richten waren, kann einen Brandlberschlag zwischen zwei Gebauden nicht mehr ausrei-
chend lang verhindern.

Die Nummern 2, 3 und 4 alt werden die Nummern 3, 4, 5 neu.

Die Ausnahme fur kleine Gebaude (Gebaude ohne Aufenthaltsraume und ohne Feuerstatten
mit nicht mehr als 50 m? Brutto-Rauminhalt) wird wegen der Aufnahme von Nummer 2 in
Satz 1 in einem neuen Satz 2 geregelt.

In Absatz 3 wird die Qualitat der Wande abweichend von der Gblichen Anforderung an Ge-
baudeabschlusswande in Satz 3 Nummer 2 neu geregelt, solche Wande mussen ,nur” die
Feuerwiderstandsfahigkeit der tragenden und aussteifenden Bauteile haben, jedoch mindes-
tens feuerhemmend sein.

Da auch solche Wande Gebaudeabschlusswande sind, gelten fur sie die Anforderungen der
Absatze 4 bis 10 entsprechend.

Der Fall, dass nur eine Wand zwischen zwei Gebauden als Gebaudeabschlusswand herge-
stellt werden soll, wirde die Erteilung einer Abweichung voraussetzen.

Absatz 4 bleibt unverandert gegenuber der BremLBO-2022.

Absatz 5 regelt die Ausbildung der Brandwand im Bereich der Bedachung und wird entspre-
chend der Synopse zur MBO-Fortschreibung vom 14.03.2023 (siehe TOP 13 (Umbauord-
nung) der 332. Sitzung der FK Bauaufsicht) nach Beschluss der 142 BMK vom
23./24.11.2023 zu TOP 11 wie folgt angepasst:

Brandwande missen grundsatzlich die Bedachung tberragen und sind nach Satz 1 unver-
andert 0,30 m Uber die Bedachung zu fihren oder in H6he der Dachhaut mit einer beider-
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seits 0,50 m auskragenden feuerbestandigen Platte aus nichtbrennbaren Baustoffen abzu-
schliel®en; darlber dirfen brennbare Teile des Daches nicht hinweggeflihrt werden. Diese
Vorschrift ist verknlpft mit den erleichterten Abstandsvorschriften fir Photovoltaikanlagen in
§ 32 Absatz 5 Satz 2.

Bei Gebauden der Gebaudeklassen 1 bis 3 reicht es nach Satz 2 aus, wenn die Brandwand
bis unter die Dachhaut gefuhrt wird.

Satz 3 wird neu hinzugefligt, wonach Satz 2 auch fir bestehende Gebaude im Sinne der in
§ 2 Absatz 3a Satz 1 festgelegten Legaldefinition entsprechend gilt, die durch nachtraglichen
Dachausbau zur Schaffung von Wohnraum zu einem Gebaude der Gebaudeklasse 4 wer-
den.

Dadurch werden aufwendige Anderungen der Brandwand entbehrlich, was aufgrund des ge-
ringeren Risikos bei Wohngebauden im Vergleich zu anderen Nutzungen vertretbar ist. Be-
gunstigt wird sowohl die Schaffung einzelner Raume als auch von abgeschlossenen Woh-
nungen. Voraussetzung ist, dass das bestehende Gebaude seit 1. Juli 2024 zuldssigerweise
errichtet werden durfte, da bei danach errichteten Gebauden von der Bauherrschaft verlangt
werden kann, eventuelle Ausbaumdglichkeiten in die Uberlegungen einzubeziehen. Ein Ge-
baude darf zuldssigerweise errichtet werden, wenn entweder nach § 62 Absatz 3 mit dem
Bau begonnen werden darf oder eine Baugenehmigung erteilt wurde.

Satz 3 a.F., wonach verbleibende Hohlraume sind vollstandig mit nichtbrennbaren Baustof-
fen auszufiillen sind wird neu Satz 4.

Absatz 6 bleibt unverandert gegenuber der BremLBO-2022.
Absatz 7 bleibt unverandert gegeniiber der BremLBO-2022.
Absatz 8 bleibt unverandert gegenuber der BremLBO-2022.
Absatz 9 bleibt unverandert gegenuber der BremLBO-2022.

Absatz 10 bleibt inhaltlich unverandert gegeniber der BremLBO-2022, wird jedoch redaktio-
nell hinsichtlich der Bezlige zu den abstandsprivilegierten Vorbauten auf § 6 Absatz 7 Num-
mer 2 und hinsichtlich der Uberdachten Terrassen und eingeschossigen Wintergarten auf § 6
Absatz 8 Nummer 6 angepasst.

Absatz 11 bleibt unverandert gegeniiber der BremLBO-2022.

Zu § 31 —Decken
§ 31 bleibt unverandert gegenuber der BremLBO-2022.

Zu § 32 — Dacher

Absatz 1 regelt im Hinblick auf die abstrakte Schutzzielanforderung in § 14 die Konkretisie-
rung, dass Bedachungen gegen eine Brandbeanspruchung von auf3en durch Flugfeuer und
strahlende Warme ausreichend lang widerstandsfahig sein missen (harte Bedachung).

Absatz 2 wird entsprechend der Synopse zur MBO-Fortschreibung vom 19.07.2022 (siehe
TOP 12 der 330. Sitzung der FK Bauaufsicht) nach Beschluss der 142 BMK vom
23./24.11.2023 zu TOP 11 im Hinblick auf die neu gestaltete Abstandsflachenvorschrift kor-
respondierend zu § 30 Absatz 2 Nummer 1 angepasst und als Satz 3 neu eingefiigt.

Bisher war die Moéglichkeit, Brandschutzabstande auf Nachbargrundstiicke zu erstrecken, in
§ 6 Absatz 2 Satz 1 geregelt, der insoweit auf § 30 Absatz 2 und § 32 Absatz 2 verwies. Wegen
der besseren Auffindbarkeit der Regelungen soll die Mdglichkeit, Brandschutzabstande auf
Nachbargrundstiicke zu erstrecken, in den §§ 30 und 32 durch Verweis auf § 6 Absatz 3 ge-
regelt werden.

Absatz 3 bleibt unverandert gegeniiber der BremLBO-2022.
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Absatz 4 bleibt unverandert gegeniiber der BremLBO-2022.

Absatz 5 wird entsprechend der MBO-Synopse vom 19.07.2022 (Fortschreibung Abstands-
flachen / Brandschutz) nach Beschluss zu TOP 12 der 330. FK Bauaufsicht und darauffol-
gendem Beschluss der 140 BMK im September 2022 zu TOP 9.1 zur erleichterten Aufbrin-
gung von Photovoltaik auf Dachflachen wie folgt angepasst:

Vorbemerkung:

Aufgrund der derzeitigen Energiekrise, ausgeldst durch den Angriffskrieg Russlands gegen
die Ukraine, wurden bereits gesetzgeberisch eine ganze Reihe von Mallnahmen umgesetzt,
die helfen sollen von fossilen Brennstoffen unabhangiger zu werden aber auch einen Beitrag
zur Versorgungssicherheit, zur Senkung der hohen Energiepreise und zum Klimaschutz zu
leisten.

Ein Baustein hierzu ist die Verbesserung von Méglichkeiten der Installation von Solaranlagen
(Photovoltaik- und Solarthermieanlagen) auf Dachern. Die bestehende Regelung in § 32 Ab-
satz 5 BremLBO-2022 sieht bei Solaranlagen aus brennbaren Baustoffen noch einen Min-
destabstand von 1, 25 m zu Brandwanden oder Wanden anstelle von Brandwéanden vor.

Diese Abstande fuhren insbesondere bei Reihenmittelhdusern dazu, dass die mdgliche auf
dem Dach zu installierende Flache fir Solaranlagen relativ klein und der Stromertrag verhalt-
nismafig gering ist. Dadurch sind die Mallnhahmen dann oft auch nicht rentierlich. Schon seit
langerer Zeit wird jedoch von Verbanden der Solarwirtschaft und auch aus der Bevolkerung
gefordert, dass diese Abstande verringert werden sollen bzw. ganzlich auf diese zu verzich-
ten. Entsprechende Schreiben seitens der Solarwirtschaft und auch von Privatpersonen wur-
den bereits an die Mitglieder der Bauministerkonferenz adressiert.

Diese Frage wurde inzwischen in der Projektgruppe Brandschutz als Untergremium der
Fachkommission Bauaufsicht intensiv diskutiert. Der Fachkommission Bauaufsicht wurde da-
raufhin ein Vorschlag unterbreitet, der eine diesbezligliche Anderung von § 32 Absatz 5
MBO enthalt. Solaranlagen kdnnen danach bis an Uber das Dach hinausgehende Brand-
wande oder Wande anstelle von Brandwanden herangebaut werden, wenn sie diese nicht
Uberragen.

Sind Brandwande oder Wande anstelle von Brandwanden nur bis unter die Dachhaut ge-
fuhrt, kdnnen Solaranlagen (auch aus brennbaren Baustoffen) mit bis zu 0,3 m Hoéhe Uber
der Dachhaut mit einem Mindestabstand von 0,50 m errichtet werden. Dieser reduzierte Ab-
stand wurde bereits mit § 32 Absatz 5 Satz 2 Nummer 2 in die BremLBO-2022 ibernommen.
Das Risiko zusatzlicher Brande wird fir GUberschaubar gehalten, insbesondere, weil die
Brandweiterleitungsgefahr von Solaranlagen bis 0,3 m Hohe nicht besonders ausgepragt ist
und Nachbargebaude entweder durch die Brandwand geschutzt sind oder die Feuerwehr
wegen des Mindestabstandes von 0,50 m noch in der Lage ist die Dachhaut flir wirksame
Léscharbeiten zu 6ffnen.

Die nun zur Umsetzung in Landesrecht vorgesehene weitergehende Anderung des § 32 Ab-
satz 5 mit der Einfihrung eines Nullabstandes entspricht der von der Fachkommission Bau-
aufsicht am 14. Juli 2022 beschlossenen Fassung. Damit die Anderung einen kurzfristigen
Beitrag zur Energiewende und mithin zum Klimaschutz und zur Versorgungssicherheit leis-
ten, aber auch zur Senkung der Energiepreise beitragen kann, ist diese bereits vor Inkrafttre-
ten der LBO-Novelle 2024 mit Erlass der obersten Bauaufsichtsbehérde 10. Mai 2023 durch
die damalige Senatorin fur Klimaschutz, Umwelt, Mobilitat, Stadtentwicklung und Wohnungs-
bau fir anwendbar erklart worden.

Zu den materiellen Anpassungen des Absatzes 5

Satz 1 enthalt die unveranderte Anforderung, dass Dachuberstande, Dachgesimse und
Dachaufbauten, lichtdurchlassige Bedachungen, Dachflachenfenster, Lichtkuppeln, Ober-
lichte und Solaranlagen so anzuordnen und herzustellen sind, dass Feuer nicht auf andere
Gebaudeteile und Nachbargrundstiicke Ubertragen werden kann.
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Die Umstrukturierung des Satzes 2 erfolgt mit dem Ziel, fir Solaranlagen (Photovoltaikanla-
gen, Solarthermieanlagen) einen geringeren Abstand zu Brandwanden vorzuschreiben,
wenn dies aus Brandschutzgriinden gerechtfertigt werden kann. Dazu wird die Aufzéhlung
mit den Nummern 1 bis 3 neu strukturiert und die Reihenfolge geandert. Fir Dachflachen-
fenster, Oberlichte, Lichtkuppeln und Offnungen sowie fir Dachgauben und &hnliche Dach-
aufbauten bleiben die Anforderungen unverandert. Fir Solaranlagen werden partiell gerin-
gere Abstande zugelassen als bisher.

Die Anforderung in Satz 2 dient der ausreichend langen Verhinderung der Brandweiterleitung
auf ein anderes Gebaude in Fallen, in denen Solaranlagen in Brand geraten. Satz 2 sieht
deshalb Abstande von Solaranlagen zu Brandwanden und Wanden anstelle von Brandwan-
den vor.

Nach Nummer 1 missen keinen Abstand einhalten

Nach Buchstabe a) Dachflachenfenster, Oberlichte, Lichtkuppeln und Offnungen in der Be-
dachung, wenn die Wande nach Halbsatz 1 mindestens 0,30 Meter Uber die Bedachung ge-
fuhrt sind und

nach Buchstabe b) neu Solaranlagen, Dachgauben und ahnliche Dachaufbauten, wenn sie
durch Wande nach Halbsatz 1 gegen Brandubertragung geschutzt sind.

Werden beispielsweise bei Gebauden der Gebaudeklasse 4 und 5 Brandwande entspre-
chend der in § 30 Absatz 5 Satz 1 geregelten Anforderung 30 cm Uber Dach gefiihrt, sind
Solaranlagen gegen Brandubertragung geschitzt, wenn sie die Brandwande nicht Uberra-
gen, sie also hochstens 30 cm uber der Bedachung installiert sind.

Die Anforderung an Brennbarkeit/Baustoffklassen entfallt fir den gesamten Absatz 5, da
keine diesbezlgliche Anforderung mehr besteht bzw. durch die Regelung unnétig wird.

Werden Brandwande bzw. Wande anstelle von Brandwanden dagegen z.B. entsprechend

§ 30 Absatz 5 Satz 2 bei Gebauden der Gebaudeklassen 1 bis 3 nur unter die Dachhaut ge-
fuhrt oder in H6he der Dachhaut mit einer beiderseits 0,50 m auskragenden feuerbestandi-
gen Platte aus nichtbrennbaren Baustoffen abgeschlossen, werden Abstande fir Solaranla-
gen erforderlich. Dies gilt auch flr dachintegrierte Solaranlagen. Die Abstande sind zwischen
den Aulenseiten von Solaranlagen und Brandwanden zu messen.

Unter den Voraussetzungen von Nummer 2 genlgt fur-Solaranlagen die mit maximal 0,30
Meter Hohe Uber der Dachhaut installiert oder im Dach integriert sind, wenn sie nicht unter
Nummer 1 Buchstabe b fallen ein Abstand von 0,5 m, weil von ihnen eine geringere Brand-
weiterleitungsgefahr als von héher aufgestanderten Solaranlagen ausgeht, da ein Uberlaufen
einer nicht Uber Dach geflihrten Brandwand seitens der Feuerwehren kontrolliert bzw. ver-
hindert werden kann.

Auf einen Mindestabstand von 0,5 m zu einer Brandwand kann in diesen Fallen nicht ver-
zichtet werden. Der Feuerwehr muss es ermoglicht werden, ein Dach fir wirksame Ldschar-
beiten zu 6ffnen. Die Einsatzpraxis zeigt, dass im Brandfall zwingend der obere Abschluss
der Brandwand kontrolliert werden muss um einer Ausbreitung von Feuer Gber die Brand-
wand hinweg vorzubeugen. Dies sollte weiterhin ohne Demontage der PV-Elemente moglich
sein, da hier nur geschulte Fachkrafte eingesetzt werden konnen, tber die die Feuerwehr
nicht verfugt.

Nach Nummer 3 mussen weiterhin ein Abstand von 1,25 m einhalten.

Nach Buchstabe a) Dachflachenfenster, Oberlichte, Lichtkuppeln und Offnungen in der Be-
dachung, die nicht unter Nummer 1 Buchstabe a fallen,

nach Buchstabe b) Dachgauben und ahnliche Dachaufbauten, wenn sie nicht unter Num-
mer 1 Buchstabe b fallen und

nach Buchstabe c) Solaranlagen, die nicht unter Nummer 1 Buchstabe b und Nummer 2 fal-
len. Dies betrifft alle hdher als 30 cm Uber der Dachhaut aufgestanderten Solaranlagen, Bei
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solchen Photovoltaikanlagen ist Gefahr der Brandweiterleitung mit anderen Dachaufbauten
aus brennbaren Baustoffen vergleichbar.

Absatz 6 bleibt unverandert gegenuber der BremLBO-2022.
Absatz 7 bleibt unverandert gegenuber der BremLBO-2022.
Absatz 8 bleibt unverandert gegeniiber der BremLBO-2022.
Absatz 9 bleibt unverandert gegeniber der BremLBO-2022.

Absatz 10 ist neu und in Anlehnung an § 32a Absatz 1 Satz 1 der Niedersachsischen Bau-
ordnung in der Anderungsfassung vom 10. November 2021 (Nds. GVBI. Nr. 43/2021,

Seite 732) eingefiigt worden und schreibt nunmehr in Satz 1 verpflichtend vor, dass bei der
Errichtung oder wesentlichen Anderung von verfahrenspflichtigen Gebauden in Analogie zu
§ 2 Absatz 2 des Bremischen Gesetzes zur Beschleunigung des Ausbaus von Anlagen zur
Stromerzeugung aus solarer Strahlungsenergie (Bremisches Solargesetz / BremSolarG)
vom 2.Mai 2023 (Brem.GBI. S. 443) die betroffene Tragkonstruktion so zu bemessen ist,
dass Verpflichtungen nach dem Bremischen Solargesetz zur Errichtung von Anlagen zur Er-
zeugung von Strom durch Nutzung solarer Strahlungsenergie (Photovoltaikanlagen) auf
Dachflachen erfillt werden kénnen.

Die Einhaltung dieser Anforderung ist im Standsicherheitsnachweises des Gebaudes zu do-
kumentieren und — sofern erforderlich — auch Gegenstand einer bauaufsichtlichen Priifung
des Standsicherheitsnachweises nach § 66 Absatz 3 BremLBO.

Konkrete rechtliche Verpflichtungen zur Errichtung von Photovoltaikanlagen auf geeigneten
Dachflachen, sind nicht in der Bremischen Landesbauordnung, sondern im Bremischen So-
largesetz geregelt, welches dem Regelungsbereich des Energierechts zuzurechnen ist. Die
Uberpriifung der Einhaltung der dort geregelten Verpflichtungen ist nicht Gegenstand des
bauaufsichtlichen Pruf- und Beteiligungsverfahrens, da fir den Vollzug des BremSolarG die
unteren Energiebehdrden des Landes Bremen in eigener fachlicher Verantwortung zustandig
sind und § 64 Satz 1 Nummer 3 die Prifung der Einhaltung der Anforderungen des Energie-
rechts ausdricklich vom bauaufsichtlichen Prifprogramm ausnimmt.

Der Bauherrin oder dem Bauherren daher anzuraten, in Zweifelsfallen eine Vorabstimmung
mit der auf kommunaler Ebene flr den Vollzug der Energiewende zustandigen Stelle durch-
zufuhren, bevor der Bauantrag bei der unteren Bauaufsichtsbehérde eingereicht wird.

Nur bei Vorliegen einer Ausnahme nach § 4 BremSolarG oder Erteilung einer Befreiung nach
§ 6 BremSolarG, sind diese Tatbestande Grundlage fur einen Abweichungsantrag nach § 67
BremLBO.

Daruber hinaus kann es Falle geben, in denen zu einem spateren Zeitpunkt aufgrund gean-
derter Bedingungen doch noch eine Photovoltaik-Anlage auf der Dachflache aufgebracht
werden soll, z.B. wenn der bisherige Verschattungsgrund entfallen ist. Von daher erscheint
es sinnvoll, von vornherein ein Dach mit einer ausreichenden Tragfahigkeit vorzuhalten.

Satz 2 stellt klar, dass Absatz 11 unberihrt bleibt, d.h. dass bei Flachdachflachen die im Ab-
satz 11 geregelte Begrinungsverpflichtung erganzend zu berlcksichtigen ist. Bei Flachdach-
flachen ist eine Kombination von solarer Energienutzung und einer Dachbegriinung anzu-
streben, um den Erfordernissen des Klimaschutzes und der Klimaanpassung weit mdglichst
gerecht zu werden.

Absatz 11 ist neu und Ubernimmt redaktionell gestrafft § 4 des Ortsgesetzes Uber die Begri-
nung von Freiflachen und Flachdachflachen in der Stadtgemeinde Bremen (Begriinungsorts-
gesetz Bremen) vom 28. Marz 2023 (Brem.GBI. S. 282) entsprechend Eckpunkt 3 in Landes-
recht.

Die Vorschrift dient der Umsetzung der in der Generalklausel des § 3 Absatz 1 neu veranker-
ten Aspekte der Klimaanpassung und des Klimaschutzes.
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Satz 1 entspricht § 4 Absatz 1 BegrinungsOG a.F. und enthalt die materiellen Grundanforde-
rungen an die Begriinung von Flachdachflachen, deren Legaldefinition in § 2 Absatz 19 und
20 Ubernommen worden sind.

Demnach sind Flachdachflachen ab insgesamt 50 Quadratmetern flachig und dauerhaft zu
begriinen

Der bereits mit dem BegriinungsOG-2023 auf 50 m? herabgesetzte Schwellenwert flr die
verpflichtende Dachbegrinung kniipft an die bestehenden Flachenbeschrankungen fiir ver-
fahrensfreie Bauvorhaben im Aufzahlungskatalog nach § 61 Absatz 1 an. Regelungsziel ist,
verfahrensfreie Bauvorhaben nicht von der Begrinungspflicht zu erfassen, um diese auch
zukunftig kostengtinstig errichten zu kénnen. So sind z.B. nach § 61 Absatz 1 Nummer 1
Buchstabe b) BremLBO Garagen einschlief3lich tGberdachter Stellplatze wie z.B. Carports
und — mit dieser Novelle klargestellt — auch tberdachte Fahrradabstellplatze bis 50 m? wei-
terhin verfahrensfrei, so dass fur solche Vorhaben keine Begrinungspflicht besteht.

Andererseits fallen seit dem 2023 nachgescharften BegrinungsOG auch Reihenhauszeilen
mit Flachdachern, die z. B. bei durchschnittlicher Breite von ca. 5,00 Metern und einer Lange
von mehr als 10,00 Metern Uber eine Flachdachflache von mehr als 50 m? je Nutzungsein-
heit verfigen, unabhangig von einer moéglichen Teilung nach Wohnungseigentumsgesetz
(WEG) in den Anwendungsbereich der Vorschrift.

Reihenhauser in der Rechtsform nach WEG werden bauordnungsrechtlich als ein Gebaude
betrachtet, wenn diese einzelnen Nutzungseinheiten (Hausgrundsticke im Sondereigentum)
in baulicher Verbindung miteinander stehen, z.B. gemeinsame Regenrinnen, durchgangige
Dacheindeckung, gemeinsame Trennwand. In diesem Fall wird die gesamte Dachflache aller
Hausgrundstiicke (Grundstliicksbezug) zugrunde gelegt, so dass auch Flachdachflachen von
WEG-Reihenhausern zukuinftig zu begriinen sind, selbst wenn die Dachflache einzelner
Hausgrundstiicke den Schwellenwert von 50 m? unterschreiten sollte.

Sofern bei real geteilten Reihenhausern die Flachdachflache je Grundstlck unterhalb des
Schwellenwertes von 50 m? liegt, bleibt es bei einer freiwilligen Dachbegriinungsentschei-
dung durch den Eigentimer. Gleiches gilt fir die Begriinung verfahrensfreier Bauvorhaben,
denn bei solchen vergleichsweise kleinen eingeschossigen ,Zubehdérbauten® wirde eine ver-
pflichtende Dachbegriinung zu unzumutbaren Mehrkosten fihren.

Dem Wortlaut der Vorschrift folgend, sind die entsprechenden Flachdachflachen sind flachig
und dauerhaft zu begriinen, d. h. es ist die gesamte Dachflache in die Begriinung einzubezie-
hen, die aus dauerhaftem Pflanzenmaterial, wie Sedum-, Erikazeen- oder Graserpflanzen be-
stehen muss, welche auch winterbestandig ist.

Die Nummern 1 und 2 enthalten die von der Bauherrschaft oder der Entwurfsverfasserin o-
der dem Entwurfsverfasser durchzuflihrenden Prifungen der méglichen Ausnahmetatbe-
stande von der Dachbegriinungsverpflichtung, um die Vorschrift auch weiterhin direkt ables-
bar auszugestalten.

Die Verpflichtung wird nach Nummer 1 dergestalt eingeschrankt, dass unter Bertcksichti-
gung von Absatz 4 Nummer 2 die Beschaffenheit, Konstruktion und Gestaltung der Dachfla-
che eine Begrinung zulasst. Diese Tatbestandsmerkmale sind kumulativ zu erfillen.

Der mit Uberfl'jhrung in die BremLBO direkt mogliche Verweis auf Absatz 4 Nummer 2, wo-
nach begrinte Bedachungen abweichend von den Anforderungen der Absatze 1 und 2 zu-
lassig sind, wenn eine Brandentstehung bei einer Brandbeanspruchung von auf3en durch
Flugfeuer und strahlende Warme nicht zu beflirchten ist oder Vorkehrungen hiergegen ge-
troffen werden entspricht inhaltlich § 4 Absatz 3 des nunmehr entbehrlichen BegrinungsOG.

Entsprechend Absatz 1 muss die Dachhaut gegen Flugfeuer und strahlende Warme wider-
standsfahig sein (harte Bedachung). Das Brandverhalten von Bedachungen ist in der Regel
nach DIN 4102 Teil 7 (Brandverhalten von Baustoffen und Bauteilen, Bedachungen, Begriffe,
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Anforderungen und Prifungen) nachzuweisen. Diese Prifnorm ist flr die Beurteilung be-
grinter Dacher - Extensivbegriinungen, Intensivbegrinungen, Dachgarten — jedoch ungeeig-
net.

Die nachfolgenden Ausfiihrungen wurden aus dem Mustererlass der ARGEBAU zum Thema
.Brandverhalten begriinter Dacher* vom Juni 1989 tGibernommen und sind bei der Planung
und Bauausflhrung zu beachten:

1. Dacher mit Intensivbegrinung und Dachgarten — das sind solche, die bewassert und
gepflegt werden und die in der Regel eine dicke Substratschicht aufweisen — sind ohne
weiteres als widerstandsfahig gegen Flugfeuer und strahlende Warme (harte Beda-
chung) zu bewerten.

2. Bei Dachern mit Extensivbegrinungen durch Gberwiegend niedrig wachsende Pflanzen
(z. B. Gras, Sedum, Eriken) ist ein ausreichender Widerstand gegen Flugfeuer und
strahlende Warme gegeben, wenn

2.1. eine mindestens 3 cm dicke Schicht Substrat (Dachgartnererde, Erdsubstrat) mit
héchstens 20 Prozent organischen Bestandteilen vorhanden ist. Bei Begriinungsauf-
bauten, die dem nicht entsprechen (z. B. Substrat mit hdherem Anteil organischer Be-
standteile, Vegetationsmatten aus Schaumstoff) ist ein Nachweis nach DIN 4102 Teil 7
bei einer Neigung von 15° und im trockenen Zustand (Ausgleichsfeuchte bei Klima
23/50) ohne Begrinung zu flhren;

2.2. Gebaudeabschlusswande, Brandwande oder Wande, die an Stelle von Brandwanden,
zulassig sind, in Abstanden von hochstens 40 Metern mind. 30 cm uber das begrunte
Dach, bezogen auf Oberkante Substrat bzw. Erde gefuhrt sind. Sofern diese Wande
aufgrund bauordnungsrechtlicher Bestimmungen nicht ber Dach gefiihrt werden mus-
sen, genugt auch eine 30 cm hohe Aufkantung aus nichtbrennbaren Baustoffen oder
ein 1 Meter breiter Streifen aus massiven Platten oder Grobkies;

2.3. vor Offnungen in der Dachflache (Dachfenster, Lichtkuppeln) und vor Wanden mit Off-
nungen ein mind. 0,5 Meter breiter Streifen aus massiven Platten oder Grobkies ange-
ordnet wird, es sei denn, dass die Bristung der Wandéffnung mehr als 0,8 Meter tber
Oberkante Substrat hoch ist. Vor Dachausstiegen ist eine Flache von mind. 1 Metern
x 1 Metern mit massiven Platten oder Grobkies zu belegen;

2.4. bei aneinandergereihten giebelstandigen Gebauden im Bereich der Traufe ein in der
Horizontalen gemessener mindestens 1 Meter breiter Streifen nachhaltig unbegrint
bleibt und mit einer Dachhaut aus nichtbrennbaren Baustoffen versehen ist.

Hinsichtlich des erforderlichen Nachweises der Standsicherheit der baulichen Anlage im Sinne
des § 12 muss die Auflast einer Dachbegriinung zusatzlich zu den Lasten aus Schnee und
Wind bertcksichtigt werden. Das Gewicht der Dachbegriinung ist dabei im wassergesattigten
Zustand anzusetzen.

Bei lose verlegter oder nur teilweise befestigter Dachabdichtung bzw. Dranelementen muss
die Abhebesicherung fur Windsoglasten nachgewiesen werden (ausreichende Auflast oder
Befestigung). Die Windlasten sind abhangig von Dachneigung, Ausbildung der Traufbereiche,
Gebaudehohe und —breite.

Nach Nummer 2 darf durch die Begrinung kein unzumutbarer Mehraufwand entstehen. Auf
diese Begrifflichkeit wird einschrankend ebenfalls und in § 50 Absatz 5 hinsichtlich moglicher
Abweichungen von der baulichen Barrierefreiheit Bezug genommen.

Der Begriff der ,unzumutbaren Mehrkosten® ist ein verwaltungsgerichtlich nachprifbarer un-
bestimmter Rechtsbegriff und findet seinen Ausfluss im Rechtsstaatsprinzip geman Artikel 20
Absatz 3 des Grundgesetzes. Die Regelung des § 58 Absatz 4 BremLBO (umfassendes Nach-
besserungsverlangen der Behorde bei Anderung des vorhandenen Bestandes méglich) ent-
halt den Begriff ebenfalls und verfolgt den gleichen Regelungszweck auch bei der Prifung, ob
die Begriinung baulicher Anlagen oder die Herstellung einer baulichen Barrierefreiheit.
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Hier dient er als Einschrankung der gesetzlichen Ermachtigung im Ruckgriff auf den Vorbehalt
der VerhaltnismaRigkeit jedes staatlichen Handelns. Durch diese Einschrankung kann folglich
auch ausgeschlossen werden, dass die Anwendung dieser Vorschrift zu einer Enteignung oder
einem enteignungsgleichen Eingriff fuhrt.

Wann eine Unzumutbarkeit der Griindachherstellung vorliegt, ist anhand des jeweiligen Ein-
zelfalles zu bestimmen. Auf diese Weise kann bei jedem in Betracht kommenden Bauobjekt
auf die Umstande des jeweiligen Falles Bezug genommen werden. Von unzumutbaren Mehr-
kosten, die eine Ausnahme von der Begriinungspflicht begriinden, kann regelmalig ausge-
gangen werden, wenn die Mehrkosten flr die sonst nicht vorgesehene Dachbegriinung unter
Berucksichtigung der Art und Dauer der geplanten Nutzung sich in einem Bereich zwischen
5 und 10 % der Kosten des gesamten Bauwerks oder dartiber bewegen. Hierbei sind auch die
Kosten in Verbindung mit einer nach dem BremSolarG erforderlichen Photovoltaikausstattung
zu berucksichtigen. Die Bauherrin oder der Bauherr hat mit den Bauvorlagen einen diesbe-
zuglichen Nachweis beizufligen.

Wird im Rahmen der Erstellung des Bauantrages ein Ausnahmetatbestand nach den Num-
mern 1 oder 2 ermittelt und dokumentiert, entfallt die Begrinungsverpflichtung ohne das eine
behordliche Abweichungsentscheidung nach § 67 BremLBO erforderlich wird.

Satz 2 entspricht unverandert § 4 Absatz 1 Satz 2 BegrinungsOG a.F. und legt die Grund-
anforderung fest, dass die durchwurzelbare Schichtdecke mindestens 10 Zentimeter betra-
gen muss.

Gemeint ist die Vegetationstragschicht ohne Dran-, Filter-, Vlies- und Speicherelemente. Die
Mindestschichtdicke liegt damit im unteren Bereich der Substratstarken fur extensive Dach-
begriingen fur die 8 bis 15 cm ublich sind. Dadurch wird einerseits das Erreichen der beab-
sichtigen Ziele weitgehend ermdglicht und andererseits ist mit den Vorgaben kein unverhalt-
nismafig hoher Aufwand verbunden.

Eine fachgerechte Ausfiihrung der Dachbegriinung ist nach den aktuellen Regeln der Technik
zu gewahrleisten. Fir die bauliche Umsetzung von Dachbegriinungen kénnen die folgenden
Richtlinien zu Rate gezogen werden, die als technische Regeln zu beachten sind, aber keinen
rechtsverbindlichen Charakter im Sinne einer technischen Baubestimmung nach § 85
BremLBO besitzen:

. fachgerechte Ausfuhrung der Dachabdichtung nach den Flachdach-Richtlinien und den
Dachabdichtungsnormen (DIN 18531 und DIN 18195),

) Richtlinie fur die Planung, Ausfihrung und Pflege von Dachbegrinungen der For-
schungsgesellschaft Landschaftsentwicklung Landschaftsbau e.V. in Bonn (kurz: FLL-
Dachbegrunungs-Richtlinie),

o Richtlinien fur die Planung und Ausfiihrung von Dachern mit Abdichtungen (kurz: Flach-
dachrichtlinien), Teil des Fachregelwerks des Zentralverbandes des Deutschen Dach-
deckerhandwerks (ZVDH).

Die folgenden Kostenangaben gelten flir Extensivbegriinungen, da bei Intensivbegriinungen
und Dachgarten grofRe Unterschiede in der Ausfuhrung und Machtigkeit der Schichtdicke auch
grolie Preisdifferenzen bedingen. Die Brutto-Preise, die im Zuge von Férderantragen im Neu-
bau und im Bestand in Bremen von 2012 bis 2015 ermittelt wurden, liegen haufig zwischen 50
und 80 Euro pro gm begrinter Flache. Grolde Dachflachen lassen sich bereits glinstiger be-
grunen, bei sehr kleinen Dachflachen schnellen die Preise oft nach oben, so dass sogar mehr
als 200 Euro/gm gezahlt werden — das ist jedoch nicht mit (Wohn- oder Gewerbe-) Gebau-
debegrinungen zu vergleichen.

Je kleiner die zu begriinende Dachflache, umso hoher gestalten sich die Kosten pro Quad-

ratmeter. Im Umkehrschluss sinken die Erstellungskosten pro gm mit der wachsenden Gréfe
der Flache stark. Die Ausflihrungen beruhen auf Daten der Untersuchung der HafenCity Uni-
versitat Hamburg ,Hamburgs Griindacher — Eine Okonomische Auswertung“ (Oktober 2017)
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und den Auswertungen des Projekts KURAS (www.kuras-projekt.de). Dort wurden fir ver-
schiedene Gebaude die Anteile des Grindachs an den Bauwerkskosten berechnet. Fir ein-
bis zweigeschossige Gebaude liegen sie bei ca. 1,5 %, bei einem sechsgeschossigen Ge-
baude bei 0,4 % der Bauwerkskosten. Die Zusatzkosten sinken bei mehrgeschossiger Bau-
weise mithin stark.

Im Vergleich dazu werden fir einen Kiesbelag auf Flachdachern von Hamburg und vom Deut-
schen Dachgartnerverband (DDV) die Kosten mit 10 Euro/gm angegeben. Die Flachdacher
mit Kiesabdeckung haben respektive Bitumenbahnabdichtung eine kiirzere Lebensdauer. Die
Haltbarkeit wird mit 20 Jahren ohne und 40 Jahren mit Begriinung angegeben. Dieses hat
entsprechende Auswirkungen auf die Lebenszykluskosten. Bei einer Betrachtung der beiden
Varianten Uber 40 Jahre ergibt sich unter den Verhaltnissen in Bremen ein anndhernd ver-
gleichbarer Kostenbarwert.

Das Positionspapier DDV zur Festsetzung begrinter Dacher in B-Planen fihrt an, dass die
Zusatzkosten fur eine Dachbegrinung bei den pflegearmen Extensivbegriinungen bei 30 bis
50 Euro/gm Dachflache liegen. Weitere Kosten entstehen durch Pflegearbeiten. Dem stehen
Einsparungen bei den Betriebskosten (Hitzeabschirmung, Warmedammung, Niederschlags-
wassergebuhren) entgegen. Die Kostenangaben sind immer auf die Dachflache und nicht auf
die Wohnungsgrélie zu beziehen.

Die jahrlichen Kosten fur die Pflege der extensiven Dachbegrinungen belaufen sich auf etwa
1 Euro/gm bei gréReren und bis zu 2,50 Euro /gm bei kleineren Dachern. Bei einem Dach
von 1000 gm begrunter Flache kommen also 1.000 bis 1.500 Euro pro Jahr an Unterhal-
tungskosten dazu. Hiervon waren die Wartungskosten fir ein Dach mit Bitumenbahnabdich-
tung sowie 70 % der Regenwassergebuhr (verminderter Geblhrensatz) abzuziehen. Es er-
geben sich jahrliche Mehrkosten von 300 bis 800 Euro. Werden die Pflegekosten in Relation
zur vermieteten Wohnflache gesetzt, so lassen sich mogliche Steigerungen der Wohnkosten
abschatzen. Bei mehrgeschossigen Wohngebauden sind — je nach GroRRe der vermieteten
Flache — Mehrkosten von 0,06 bis 0,27 Euro pro Quadratmeter, bei kleineren, ein- bis zwei-
geschossigen Gebauden von 1 — 2 Euro pro Quadratmeter jahrlich zu erwarten.

Kostenmindernd sind Einsparungen bei der Niederschlagswassergebihr und — fir Vorhaben
im bisherigen Auf3enbereich — bei Anwendung der Eingriffsregelung gegentber zu stellen. Die
fur Dachflachen erhobene Niederschlagswassergeblhr vermindert sich in der Stadtgemeinde
Bremen flir Griindacher mit fachgerecht angelegter Intensiv- oder Extensivbegriinung ab einer
Substratschicht von 5 cm Stéarke, die nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik
hergestellt worden sind, auf 30 % des fur das Standarddach erhobenen Satzes laut § 6 Ent-
wasserungsgebihrenortsgesetz (EGebOG).

FUr naturschutzrechtlich erforderliche Ausgleichsmalinahmen bemisst sich der Kompensati-
onsbedarf nach der ,Handlungsanleitung zur Anwendung der Eingriffsregelung in Bremen®.
Wahrend voll versiegelte Flachen mit dem Biotopwert 0 bilanziert werden, wird den meisten
Dachbegrunungen der Biotopwert 1 zugeschrieben. Der verbleibende Kompensationsbedarf
hangt von dem urspriinglichen Biotopwert des Baulandes ab. Wird z.B. ein Intensivgriinland
uberbaut (Biotopwert 2), vermindert sich der zu bilanzierende Kompensationsbedarf fir die
begriinte Dachflache gegeniber einem Gebaude ohne begriinte Dachflache um die Halfte.
Bei einer hinsichtlich des Biotopwerts optimierten Dachbegriinung (fir Gehdlze ausreichende
durchwurzelbare Substratstarke, einheimische Geholze, Anreicherung mit Habitatelementen
wie Totholz, bindiger Boden, Steinhaufen etc., seltenes Betreten) kdnnen auch Funktionen fur
gefahrdete Arten oder ein héherer Biotopwert den Ausgleichsbedarf im Einzelfall weiter ver-
mindern.

Satz 3 entspricht unverandert § 4 Absatz 1 Satz 3 BegrinungsOG und ermdoglicht als Er-

leichterung, dass bei hallenartigen Gebauden auch geringere Schichtdicken zulassig sind,
sofern die durchwurzelbare Schicht mindestens 4 cm betragt und der Spitzenabfluss (Cs-
Wert) mindestens den Wert von 0,6 erfilllt.
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Die hallenartigen Gebaude sind gekennzeichnet durch gro3e Spannweiten von Dachflachen
und tragenden Bauteilen. Es kommen zumeist kostenglinstige Konstruktionen unter Verwen-
dung von Stahlblech, Holz oder in dhnlichen Materialien in Leichtbauweise zur Ausfuihrung.
Fir diese Gebaudedacher ist der Mehraufwand einer Dachbegriinung vor allem von der
Spannweite abhangig, er steigt mit der FlachengrdfRe nicht linear, sondern lberproportional.
Die statisch zu beriicksichtigenden zusatzlichen Flachengewichte der Aufbauten fir Dachbe-
grinungen werden wesentlich durch die Schichtdicke der Vegetationstragschicht im wasser-
gesattigten Zustand bestimmt. Bei einem Griindachaufbau mit einer 10 cm starken Schicht ist
je nach Substrat mit etwa 120 bis 180 kg je m? zusatzlichem Gewicht zu rechnen. Die statische
Berucksichtigung dieses Dachaufbaus wirde bei Gebauden mit grof3ien Spannweiten von tra-
genden Konstruktionen im Regelfall zu einer geanderten Bauweise und insgesamt deutlich
héheren Aufwendungen fuhren.

Es werden mittlerweile eine Vielzahl von Systemaufbauten angeboten, die durch einen opti-
mierten Aufbau und durch optimierte Substrate mit mindestens 4 cm durchwurzelbare Schicht-
dicke eine flur extensiver Begriinungen typische Vegetation mit Sedumpflanzen erméglichen.
Die zusatzlichen Flachengewichte dieser Aufbauten im wassergesattigten Zustand lassen sich
auf etwa 50 bis 75 kg je m? reduzieren. Der Mehraufwand dieser Dachbegriinung bewegt sich
bei hallenartigen Gebauden damit in einem verhaltnismafigen und zumutbaren Rahmen. Die
Anhaltspunkte der Begrindung einer verminderten Anforderung sind bei anderen Gebaude-
klassen/-typen zumeist nicht gegeben.

Die verminderte Schichtdicke der Dachbegriinung fiihrt zu einer geringfligig verringerten Wer-
tigkeit im Hinblick auf die Wasserrickhaltung und den 6kologischen Nutzen. Dieser Nachteil
ist vor dem Hintergrund des andernfalls unzumutbar erhéhten Aufwandes fur Herstellung eines
Aufbaus mit mindestens 10 cm Schichtdicke vertretbar. Zur Absicherung der Verwendung ge-
eigneter Systeme und Materialen wird flr den Fall der verminderten Schichtdicke die Einhal-
tung des Spitzenabflussbeiwertes (Cs) 0,6 gefordert. Der Cs nach FLL ist ein fest eingefihrter
Parameter. Cs 0,6 besagt zum Beispiel, dass es bei einer Dachbegriinung im wassergesattig-
ten Zustand bei einem definierten Starkregen zu maximal 60 Prozent Abfluss kommt. Zum
Vergleich: Bei flach geneigten Dacher ist bei einer Schichtdicke von 10 bis 15 cm mit einen Cs
von 0,4 zu rechnen, also einem Abfluss von max. 40 Prozent in dem definierten Zustand.

Fir hallenartige Gebaude gilt zusammengefasst folgendes Prifschema:

1. Die Begrunungspflicht entfallt direkt ablesbar nach § 32 Absatz 11 Nummer 1 oder
Nummer 2 wenn z.B. bei Leichtbauhallen die statische Konstruktion der Dachflache
dies nicht zulasst oder (auch in Verbindung mit einer Photovoltaiknutzung) unzumutba-
rer Mehraufwand entstehen wirden.

2.  Sofern die Tragfahigkeit des Daches eine Begriinung des Daches zulasst, gelten fur
hallenartige Gebaude die im Absatz 11 Satz 3 ablesbar geregelten, wie vorstehend
ausgefuhrten erleichterten Anforderungen an die Dachbegriinung.

3.  Sollte nach Prufung der Punkte zu 1 und 2 eine Dachbegrinung aus anderen Grinden
nicht méglich oder nicht zweckmaRig sein, kann mit der Erteilung einer Abweichung
nach § 67 weiterhin einzelfallbezogen von der Begriinungspflicht befreit werden. Zu-
standig fur die Erteilung ist die untere Bauaufsichtsbehdrde.

Satz 4 wird ebenfalls unverandert aus § 4 Absatz 2 BegriinungsOG a.F. tbernommen und
regelt, dass Flachen flr haustechnische Anlagen, fir Tageslicht-Beleuchtungselemente und
Dachterrassen bis zu einem Flachenanteil von insgesamt 30 Prozent der jeweiligen Flach-
dachflache von der Begrinung ausgenommen sind. Das prozentuale Verhaltnis ist erforder-
lich, um deutlich zu machen, dass die Dachbegrinung gegeniber anderen Nutzungen den
grofieren Flachenanteil ausmachen muss. Sofern im Einzelfall fir andere Nutzungen mehr
Flachen bendtigt werden, ist hierfur eine Abweichung nach § 67 zu beantragen, sofern es
sich nach Satz 5 nicht um eine besondere Privilegierung von Anlagen zur Nutzung erneuer-
barer Energien aufgrund einer spezialgesetzlichen offentlich-rechtlichen Vorschrift handelt.
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Der in § 4 Absatz 1 Satz 4 des BegriinungsOG a.F. enthaltene Hinweis, dass die Dachbe-
grinung in den entsprechenden Bauvorlagen darzustellen ist, ist entbehrlich, weil diese An-
forderung zwischenzeitlich direkt ablesbar in § 8 Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe h) Brem-
BauVorlV-2022 Gbernommen wurde.

Satz 5 enthalt im Vergleich zu § 4 Absatz 4 BegrinungsOG a.F. redaktionell gestrafft die
Ausnahmetatbestande von der Verpflichtung zur Begriinung von Flachdachflachen, die zu-
kiinftig darauf abstellt, unter Bericksichtigung der nach dem BremSolarG bestehenden Ver-
pflichtung zur Errichtung von Photovoltaikanlagen auf Dachflachen zwar méglichst im Sinne
dieses Gesetzes eine Kombination anzustreben, ansonsten aber grundsatzliche zur Férde-
rung der Energiewende der Errichtung von Anlagen zur Erzeugung von Strom aus erneuer-
baren Energien auf derselben Flachdachflache ein Vorrang einzurdumen ist. Demnach gel-
ten die Satze 1 bis nicht oder nur anteilig, soweit andere 6ffentlich-rechtliche Vorschriften,
insbesondere Festsetzungen eines Bebauungsplans oder einer anderen ortlichen Bauvor-
schrift, die die Errichtung von Anlagen zur Erzeugung von Strom durch Nutzung solarer
Strahlungsenergie (Photovoltaikanlagen) auf denselben Flachdachflachen bestimmen abwei-
chende Begrinungsfestsetzungen treffen, die der grundsatzlichen Verpflichtung nach Satz 1
entgegenstehen.

Die nunmehr einschlagige spezialgesetzliche Vorschrift ist zwischenzeitlich durch das Bremi-
sche Gesetz zur Beschleunigung des Ausbaus von Anlagen zur Stromerzeugung aus solarer
Strahlungsenergie (BremSolarG) vom 2. Mai 2023 (Brem.GBI. S. 443) geschaffen worden,
die als landesrechtliche Regelung ,gleichberechtigt® neben der BremLBO zu berticksichtigen
ist. Auf die dort genannten materiellen Anforderungen, die abgestuften Inkrafttretens Rege-
lungen sowie die Erlauterungen in der Begriindung zum BremSolarG wird verwiesen.

Ebenso kdnnen der Verpflichtung nach Satz 1 Festsetzungen eines Bebauungsplanes oder
einer anderen oértlichen Bauvorschrift entgegenstehen. Dieser Vorrang des Planungsrechts
findet sich ebenfalls gleichlautend in § 8 Absatz 1 Satz 3 und ermdéglicht es auf Grundlage
der Ermachtigung in § 86 Absatz 6 Nummer 5, von diesem Gesetz diesbezlglich abwei-
chende Regelungen in einer ortlichen Bauvorschrift festzuschreiben und damit die Begru-
nung baulicher Anlagen abweichend von den Vorgaben der BremLBO quartiersbezogen fein-
zusteuern. Anderseits konnen dort nach § 9 Absatz 1 Nummer 12 BauGB auch abweichende
Anforderungen an die Errichtung von Photovoltaikanlagen gestellt werden.

Satz 6 stellt ablesbar klar, dass sofern eine flachendeckende Kombination der Begriinung
von Flachdachflachen und der Errichtung von Photovoltaikanlagen nicht oder nur mit einem
unverhaltnismafliigen Mehraufwand maoglich ist, 50 Prozent der nach Satz 1 bis 3 zu begri-
nenden Flachdachflache bei der Flachenberechnung unberticksichtigt bleiben. Die Vorschrift
korrespondiert mit der gleichlautenden Regelung des § 3 Absatz 3 des BremSolarG und soll
bezwecken, dass fir Flachdachflachen mindestens eine halftige Begriinung erfolgen soll, um
die ,Flachenkonkurrenz* beider Vorschriften zum Zwecke der Energiewende und der Klima-
anpassung zu einem sinnvollen Ausgleich zu bringen.

Sollte die Begriinung von Flachdachflachen im Einzelfall nicht méglich sein oder die Dachfla-
che vollstandig zugunsten des BremSolarG fir die Errichtung von Anlagen zur Erzeugung
von Strom durch Nutzung solarer Strahlungsenergie (Photovoltaikanlagen) genutzt werden,
ist Uber den Verzicht eine Abweichungsentscheidung nach § 67 BremLBO zu treffen.

Im Gegenzug sind fur bauaufsichtliche Entscheidungen hinsichtlich der Begriinung von
Flachdachflachen mogliche oder erforderliche Befreiungen nach dem BremSolarG der unte-
ren Bauaufsichtsbehérde zu Ubermitteln.

§ 4 Absatz 4 Nummer 1 BegriinungsOG a.F., welcher bisher eine Riickausnahme von der
Begrinungsverpflichtung fur bestehende Gebaude festlegte, wird nicht iGbernommen, da
nunmehr auch der Gebaudebestand in den Anwendungsbereich dieses Gesetzes Uberfuhrt
werden soll. Demnach soll die Begriinungsverpflichtung auch bei Ausbauten, wesentlichen
Umbauten und Gebaudeerweiterungen Anwendung finden, sofern im Rahmen der Baumal}-
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nahmen entsprechend Absatz 10 i.V.m. § 58 Absatz 4 eine statische Ertlichtigung der be-
troffenen Gebaudeteile erfolgt. wobei hierbei zunachst vorrangig entsprechend Nummer 1
auf die Umsetzung der Anforderungen des BremSolarG abzustellen ist.

Sofern Teile von Flachdachflachen entsprechend § 4 Absatz 4 Nummer 2 BegriinungsOG a.F.
als Stellplatzflachen genutzt werden sollen, ist hierflir zuklnftig eine Abweichungsentschei-
dung nach § 67 BremLBO erforderlich.

Zu § 33 — Erster und zweiter Rettungsweg

Absatz 1 wird entsprechend der Synopse zur MBO-Fortschreibung vom 19.07.2022 (siehe
TOP 12 der 330. Sitzung der FK Bauaufsicht) nach Beschluss der 142 BMK vom
23./24.11.2023 zu TOP 11 wie folgt angepasst:

Satz 1 wird dahingehend umformuliert, dass nur in Geschossen mit Aufenthaltsraumen zwei
voneinander unabhangige Rettungswege vorgeschrieben werden. So missen z.B. Technik-
geschosse nur einen Rettungsweg haben.

Satz 2 wird neu hinzugefligt und trifft abweichend von Satz 1 die Festlegung, dass flr einge-
schossige, zu ebener Erde liegende Nutzungseinheiten ein baulicher Rettungsweg genugt.
Die Voraussetzungen hierfur beschreibt Halbsatz 2: Im Brandfall muss die Rettung Uber ei-
nen direkten Ausgang ins Freie moglich sein. Die Regelung beseitigt einen inhaltlichen Wi-
derspruch, denn gem. Satz 1 durfen in Obergeschossen beide Rettungswege Uber densel-
ben notwendigen (Stich-) Flur geflihrt werden, der auch nur eine Fluchtrichtung erlaubt. Die
Regelung erspart Abweichungsentscheidungen. Die Berufsfeuerwehr sieht es erganzend als
notwendig an, dass der direkte Ausgang ins Freie ohne fremde Hilfe zu 6ffnen ist.

Absatz 2 bleibt unverandert gegeniiber der BremLBO-2022.

Zu § 34 Treppen
Absatz 1 bleibt unverandert gegenuber der BremLBO-2022.

Absatz 2 bleibt unverandert gegeniiber der BremLBO-2022.

Absatz 3 bleibt nach Beschluss der 142 BMK am 23./24.11.2023 im Rahmen von TOP 11
zunachst unverandert gegenuber der BremLBO-2022.

§ 34 Absatz 3- Treppen

Wegen unklarer Kostenauswirkung von der 142 BMK am 23./24. November 2023 im Rah-
men von TOP 11 zunachst ausgesetzte MBO-Anpassung, aber beschlossen von der FK
BA auf der 330. Sitzung am 13./14. Juli 2022 zu TOP 12 und vom ASBW im Rahmen von
TOP 9 auf der Sitzung am 28./29. September 2023.

Die Berticksichtigung der geanderten Anforderung kann auf freiwilliger Basis erfolgen

Vorschrift BremLBO-2024 Begriindung MBO-2023

unverandert gegeniiber
BremLBO-2022

ausgesetzter MBO-Entwurf-
2023

entsprechend MBO-Sy-
nopse vom 19. Juli 2022

(3) Notwendige Treppen sind
in einem Zuge zu allen ange-
schlossenen Geschossen zu
fihren; sie missen mit den
Treppen zum Dachraum un-
mittelbar verbunden sein.
Dies gilt nicht fur Treppen

(3) Notwendige Treppen sind
in einem Zuge zu allen ange-
schlossenen Geschossen zu
fUhren; sie missen mit den
Treppen zum Dachraum un-
mittelbar verbunden sein.
Dies gilt nicht fir Treppen

Absatz 3 Satz 1 stellt un-
verandert klar, dass not-
wendige Treppen in einem
Zuge zu allen angeschlos-
senen Geschossen zu
fihren sind; sie missen
mit den Treppen zum
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. in Gebauden der Gebau-
deklassen 1 bis 3,

. nach § 35 Absatz 1 Satz 3

3.

4.

in Gebauden der Gebau-
deklassen 1 und 2,

nach § 35 Absatz 1 Satz

Dachraum unmittelbar ver-
bunden sein.

Satz 2 beschreibt Ausnah-
men von den Anforderun-

Nummer 2. 3 Nummer 2.

gen des Satzes 1. Aus
Grinden der Angleichung
an die Anforderungen des
§ 35 Absatz 1, wonach
jede notwendige Treppe in
einem eigenen durchge-
henden Treppenraum lie-
gen muss, mit Ausnahme
in Gebauden der Gebau-
deklassen 1 und 2, wird in
Satz 2 n.F. die Gebaude-
klasse 3 aus der beste-
henden Ausnahmerege-
lung herausgenommen.
Dies hat zur Folge, dass
eine Treppe in der Gebau-
deklasse 3 in einem Zug
zu flhren ist.

Bei der Errichtung von Ge-
bauden ist dies ohne wei-
teres moglich. Beim
Bauen im Bestand kommt
in Fallen, in denen die Er-
fullung dieser Anforderung
zu einem unverhaltnisma-
Bigen Mehraufwand fiihrt,
die Erteilung einer Abwei-
chung in Betracht.

Absatz 4 bleibt unverandert gegeniiber der BremLBO-2022.
Absatz 5 bleibt unverandert gegenuber der BremLBO-2022.
Absatz 6 bleibt unverandert gegenuber der BremLBO-2022.
Absatz 7 bleibt unverandert gegeniiber der BremLBO-2022.

Zu § 35 — Notwendige Treppenraume, Ausgange
Die Absitze 1 bis 7 bleiben unverandert gegenuber der BremLBO-2022.

Absatz 8 bleibt nach Beschluss der 142 BMK am 23./24.11.2023 im Rahmen von TOP 11
zunachst unverandert gegenlber der BremLBO-2022.

§ 35 Absatz 8- Notwendige Treppenrdaume, Ausginge

Wegen unklarer Kostenauswirkung von der 142 BMK am 23./24. November 2023 im Rah-
men von TOP 11 zunachst ausgesetzte MBO-Anpassung, aber beschlossen von der FK
BA auf der 332. Sitzung am 14./15. Marz 2023 zu TOP 13 und vom ASBW im Rahmen
von TOP 9 auf der Sitzung am 28./29. September 2023.

Die Berticksichtigung der geanderten Anforderung kann auf freiwilliger Basis erfolgen
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Vorschrift BremLBO-2024

unverandert gegeniiber
BremLBO-2022

ausgesetzter MBO-Ent-
wurf-2023

entsprechend MBO-Sy-
nopse vom 14. Marz 2023

Begriindung MBO-2023

(8) Notwendige Treppen-
raume miussen bellftet und
zur Unterstltzung wirksamer
Loscharbeiten entraucht
werden konnen. Sie miissen

1. in jedem oberirdischen
Geschoss unmittelbar
ins Freie fiihrende
Fenster mit einem
freien Querschnitt von
mindestens 0,50 m? ha-
ben, die gedffnet wer-
den konnen, oder

2. an der obersten Stelle
eine Offnung zur
Rauchableitung haben.

In den Fallen des Satzes 2
Nummer 1 ist in Gebauden
der Gebaudeklasse 5 an der
obersten Stelle eine Offnung
zur Rauchableitung erforder-
lich; in den Fallen des Sat-
zes 2 Nummer 2 sind in Ge-
bauden der Gebaudeklas-
sen 4 und 5, soweit dies zur
Erflllung der Anforderungen
nach Satz 1 erforderlich ist,
besondere Vorkehrungen zu
treffen. Offnungen zur
Rauchableitung nach Satz 2
und 3 missen in jedem
Treppenraum einen freien
Querschnitt von mindestens
1 m? und Vorrichtungen zum
Offnen ihrer Abschliisse ha-
ben, die vom Erdgeschoss
sowie vom obersten Trep-
penabsatz aus bedient wer-
den kdnnen.

(8) Notwendige Treppen-
raume mussen bellftet und
zur Unterstltzung wirksamer
Loscharbeiten entraucht
werden konnen. Sie miissen

1. in jedem oberirdischen
Geschoss unmittelbar
ins Freie fiihrende Fens-
ter mit einem freien
Querschnitt von mindes-
tens 0,50 m? haben, die
geoffnet werden kon-
nen, oder

2. an der obersten Stelle
eine Offnung zur Rauch-
ableitung haben.

In den Fallen des Satzes 2
Nummer 1 ist in Gebauden
der Gebaudeklasse 5 an der
obersten Stelle eine Offnung
zur Rauchableitung erforder-
lich; in den Fallen des Sat-
zes 2 Nummer 2 sind in Ge-
bauden der Gebaudeklas-
sen 4 und 5, soweit dies zur
Erflllung der Anforderungen
nach Satz 1 erforderlich ist,
besondere Vorkehrungen zu
treffen. Offnungen zur
Rauchableitung nach Satz 2
und 3 missen in jedem
Treppenraum einen freien
Querschnitt von mindestens
1 m? und Vorrichtungen zum
Offnen ihrer Abschliisse ha-
ben, die vom Erdgeschoss
sowie vom obersten Trep-
penabsatz aus bedient wer-
den kénnen. Die Satze 2
und 3 gelten nicht fir Trep-
penraume mit Druckbeliif-
tungsanlagen.

In Absatz 8 wird ein neuer
Satz 5 hinzugefligt, wonach
die Satze 2 und 3 gelten
nicht flr Treppenraume mit
Druckbeliftungsanlagen gel-
ten.

Die Erganzung um Satz 5
dient der Klarstellung fur die
Falle, in denen in notwen-
dige Treppenraume Druck-
belGftungsanlagen einge-
baut werden. Die Regelun-
gen des § 35 Absatz 8, wo-
nach in jedem Geschoss
Fenster oder an der obers-
ten Stelle des Treppenrau-
mes eine Offnung zur
Rauchableitung vorzusehen
ist, fur Sicherheitstreppen-
rdume nach § 33 Absatz 2
nicht sachgerecht ist, weil in
diese Treppenraume Feuer
und Rauch nicht eindringen
dirfen. Weil in solchen
Treppenraumen zur Verhin-
derung des Eindringens von
Feuer und Rauch Druckbe-
liftungsanlagen vorgesehen
werden missen (eine an-
dere anlagentechnische o-
der bauliche Lésung zu Ver-
hinderung des Eintritts von
Feuer und Rauch ist nicht
bekannt), ist eine (zusatzli-
che) Offnung i. S. von § 35
Absatz 8 sogar kontrapro-
duktiv. Eine solche zusatzli-
che Offnung kdénnte die be-
stimmungsgemafe Funktion
der Druckbellftungsanlage,
die ihrerseits bereits funkti-
onsbedingt Uiber eine ent-
sprechend bemessene Ab-
strommaoglichkeit (bspw. im
Brandgeschoss) verfiigen
muss, behindern. In solchen
Fallen waren Abweichungs-
entscheidungen erforderlich.
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Dies wird durch die Auf-
nahme einer Regelung ge-
maf Satz 5 vermieden.

Auf die Einfigung eines Absatzes 9 wird nach Beschluss der 142 BMK am 23./24.11.2023
im Rahmen von TOP 11 ebenfalls zunachst verzichtet.

§ 35 Absatz 9 — Notwendige Treppenraume, Ausgange

Wegen unklarer Kostenauswirkung von der 142 BMK am 23./24. November 2023 im Rah-
men von TOP 11 zunachst ausgesetzte MBO-Anpassung, aber beschlossen von der FK

BA auf der 330. Sitzung am 13./14. Juli 2022 zu TOP 12 und vom ASBW im Rahmen von
TOP 9 auf der Sitzung am 28./29. September 2023.

Die Berucksichtigung der geanderten Anforderung kann auf freiwilliger Basis erfolgen

Vorschrift BremLBO-2024

unverdndert gegeniiber
BremLBO-2022

ausgesetzter MBO-Ent-
wurf-2023

entsprechend MBO-Sy-
nopse vom 19. Juli 2022

Begriindung MBO-2023

(9) neue Vorschrift

(9) Notwendige Treppen-
raume in Gebauden mit ei-
ner Hoéhe nach § 2 Absatz 3
Satz 2 von mehr als 13 m
mussen eine trockene
Léschwasserleitung mit Ent-
nahmeeinrichtung haben,
soweit es aus Griinden des
Feuerwehreinsatzes erfor-
derlich ist.

Absatz 9 wird neu hinzuge-
fugt und schreibt fur Ge-
baude mit einer Héhe nach
§ 2 Absatz 3 Satz 2 von
mehr als 13 Metern eine tro-
ckene Léschwasserleitung
mit Entnahmeeinrichtungen
vor, soweit es aus Griinden
des Feuerwehreinsatzes er-
forderlich ist.

Ziel der Regelung ist eine
funktionale und verkehrssi-
chere Eigen- und Fremdret-
tung. Die Erfahrung zeigt,
dass in mindestens 30 %
der Brandfalle bei Beginn
der Lé6schmaflnahmen der
Feuerwehr die Eigenrettung
und somit die Nutzung der
notwendigen Treppe durch
die Gebaudenutzer noch
nicht abgeschlossen ist. Ist
die zeitgerechte Verlegung
einer Schlauchleitung tber
das Treppenauge nicht
mdglich, so geht bei einer
Verlegung uber die Trep-
penlaufe die Verkehrssicher-
heit verloren, obwohl diese
gerade in der Eigenrettungs-
phase erhalten bleiben
muss. Auf trockene Steiglei-
tungen kann beispielsweise
nicht verzichtet werden,
wenn Feuerwehrschlauche
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in einem notwendigen Trep-
penraum nicht leicht verlegt
werden kdnnen.

Zu § 36 - Notwendige Flure, offene Gange

Absatz 1 bleibt unverandert gegeniiber der BremLBO-2022.
Absatz 2 bleibt unverandert gegeniiber der BremLBO-2022.

Absatz 3 bleibt nach Beschluss der 142 BMK am 23./24.11.2023 im Rahmen von TOP 11
zunachst unverandert gegenuber der BremLBO-2022.

§ 36 Absatz 3 — Notwendige Flure, offene Gange

Wegen unklarer Kostenauswirkung von der 142 BMK am 23./24. November 2023 im Rah-
men von TOP 11 zunachst ausgesetzte MBO-Anpassung, aber beschlossen von der FK

BA auf der 330. Sitzung am 13./14. Juli 2022 zu TOP 12 und vom ASBW im Rahmen von
TOP 9 auf der Sitzung am 28./29. September 2023.

Die Berlcksichtigung der gednderten Anforderung kann auf freiwilliger Basis erfolgen

Vorschrift BremLBO-2024

unverdndert gegeniiber
BremLBO-2022

ausgesetzter MBO-Ent-
wurf-2023

entsprechend MBO-Sy-
nopse vom 19. Juli 2022

Begriindung MBO-2023

(3) Notwendige Flure sind
durch nicht abschlielRbare,
rauchdichte und selbst-
schlieRende Abschlisse in
Rauchabschnitte zu untertei-
len. Die Rauchabschnitte
sollen nicht langer als 30 m
sein. Die Abschlisse sind
bis an die Rohdecke zu fiih-
ren; sie durfen bis an die
Unterdecke der Flure ge-
fahrt werden, wenn die Un-
terdecke feuerhemmend ist.
Notwendige Flure mit nur ei-
ner Fluchtrichtung, die zu ei-
nem Sicherheitstreppen-
raum fuhren, dirfen nicht
langer als 15 m sein. Die
Satze 1 bis 4 gelten nicht fir
offene Gange nach Absatz
5.

(3) Notwendige Flure sind
durch nicht abschlie3bare,
rauchdichte und selbst-
schlielende Abschliisse in
Rauchabschnitte zu untertei-
len. Die Rauchabschnitte
dirfen nicht langer als 30 m
sein; soweit Uber sie beide
Rettungswege in nur einer
Fluchtrichtung (Stichflur) ge-
fihrt werden, diirfen sie
nicht Ianger als 15 m sein.
Die Abschliisse sind bis an
die Rohdecke zu fihren; sie
durfen bis an die Unterde-
cke der Flure gefuhrt wer-
den, wenn die Unterdecke
feuerhnemmend ist. Notwen-
dige Flure mit nur einer
Fluchtrichtung, durfen nicht
langer als 15 m sein. Die
Séatze 1 bis 4 gelten nicht fur
offene Gange nach Absatz
5.

Absatz 3 wird wie folgt an-
gepasst:

Absatz 3 Satz 4 a.F. be-
grenzte die Lange der Stich-
flure nur zu Sicherheitstrep-
penraumen. Fallkonstellatio-
nen, in denen beide Ret-
tungswege in einer Richtung
Uber den notwendigen Flur
zu zwei voneinander unab-
hangigen Treppenrdumen
fUhren, waren bislang nicht
geregelt. Bei einem Rauch-
abschnitt von 30 m Lange
wird davon ausgegangen,
dass eine Person von der
Mitte eines Flures bis zum
nachsten Rauchabschnitt
max. 15 m zurticklegen
muss. Es gibt keinen sachli-
chen Grund, warum dies bei
Stichfluren anders sein soll.
Satz 2 n.F. schliel3t diese
Regelungsiliicke. Solche
Stichflure durfen weiterhin
langer als 15 m sein, mus-
sen aber risikogerecht in
max. 15 m lange Rauchab-
schnitte unterteilt werden.
Damit wirden Lésungen,
insbesondere bei Umbauten
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im Bestand, ohne die Ertei-
lung von Abweichungen
moglich. Dagegen sollen
Stichflure, die zu einem Si-
cherheitstreppenraum fih-
ren, wegen des héheren Ri-
sikos weiterhin maximal

15 m lang sein.

Sind die Nutzungseinheiten,
deren Ausgéange zum ,Stich-
flur® flhren mit Rettungsge-
raten der Feuerwehr erreich-
bar, bedarf es einer Unter-
teilung in max. 15 m lange
Rauchabschnitte nicht, weil
nicht beide Rettungswege
Uber diesen Stichflur flhren.

Absatz 4 bleibt unverandert gegenuber der BremLBO-2022.
Absatz 5 bleibt unverandert gegeniiber der BremLBO-2022.
Absatz 6 bleibt unverandert gegenuber der BremLBO-2022.

Zu § 37 — Fenster, Tiiren, sonstige Offnungen
§ 37 bleibt unverandert gegeniber der BremLBO-2022.

Zu § 38 — Umwehrungen
§ 38 bleibt unverandert gegenuber der BremLBO-2022.

Zu § 39 — Aufziige
Absatz 1 bleibt unverandert gegeniiber der BremLBO-2022.

Absatz 2 bleibt unverandert gegenuber der BremLBO-2022.
Absatz 3 bleibt unverandert gegenuber der BremLBO-2022.

Absatz 4 verlangt nach Satz 1 unverandert bei Gebauden ab einer H6he von mehr als 10,25
Metern eine ausreichende Zahl von Aufziigen. Aufziige haben insbesondere die Funktion,
Personen die Nutzung des Gebaudes zu ermdglichen, die nicht oder nur mit Schwierigkeiten
Treppen nutzen kénnen. AuRerdem soll der Transport sperriger und schwerer Lasten erleich-
tert werden. Daher werden mit den Sétzen 2 bis 5 Anforderungen an die Ausgestaltung der
Aufziige und die Lage der Haltestellen gestellit.

Die Anpassungen in den Satzen 4 und 6 erfolgen entsprechend der MBO-Synopse zu TOP
10 der 327. Sitzung der Fachkommission Bauaufsicht vom September 2021.

In Satz 4 wird entsprechend der MBO die Erreichbarkeit aller Geschosse gegen den Begriff
der Nutzungseinheiten getauscht, um Missverstandnissen in der Rechtsanwendung vorzu-
beugen. Die Regelung verbessert die Horizontalerschliellung des Gebaudes fir mobilitats-
eingeschrankte Menschen. Da der kostenintensive Aufzug ohnehin hergestellt werden muss,
ist seine horizontale Erreichbarkeit durch alle Nutzungseinheiten eher ein Planungs- als ein
Kostenproblem.

Satz 5 regelt unverandert, dass Haltestellen im obersten Geschoss nicht erforderlich sind,
wenn sie nur unter besonderen Schwierigkeiten hergestellt werden kénnen.
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Satz 6 wird entsprechend der MBO-Synopse zu TOP 10 der 327. Sitzung der Fachkommis-
sion Bauaufsicht vom September 2021 zur Erleichterung des Bauens im Bestand angepasst
und erweitert das Rickausnahmeprivileg von der Befreiung von der Aufzugspflicht, in dem
Satz 1 nicht gilt beim nachtraglichen Ausbau und der Nutzungsanderung oberster Ge-
schosse nach § 2 Absatz 7 Satz 1 bei bestehenden Gebauden oder bei der Aufstockung um
bis zu zwei Geschossen.

Mit dieser Erweiterung soll das Bauen im Bestand erleichtert und der Kosteneinsparung die-
nen. So kénnen Dachausbauten und Aufstockungen bestehender Gebaude oder Nutzungs-
anderungen bereits ausgebauter Dachgeschosse bis zu zwei Geschossen realisiert werden,
ohne dass dies eine Verpflichtung nach sich zieht, eine Aufzugsanlage zu errichten. Da die
allgemeine Verpflichtung zur Herstellung von Aufziigen nach der BremLBO bereits ab 10, 25
Metern greift (i.d.R. ab dem vierten Vollgeschoss) ist zu prifen, ob durch mehrgeschossige
Aufstockungen bereits die Hochhausgrenze von 22 m erreicht wird, die eigene Aufzugspflich-
ten (Feuerwehraufzug) nach sich zieht. Wird bei Gebauden der Gebaudeklasse 3 durch eine
Aufstockung von mehr als zwei Geschossen eine Hohe erreicht, die die Verpflichtung zur
Herstellung eines Aufzugs auslost, wird diese Herstellungsverpflichtung regelmafig verhalt-
nismafig sein.

Um im Sinne der Umbauordnung eine harmonisierte Rechtsanwendung zu erméglichen, wird
der Bezug zu bestehenden Gebduden an die rickwirkende Funfjahresfrist in § 2 Absatz 3a
geknlpft und die bisherige Bindung an den 1. Januar 1996 nach Satz 6 a.F. aufgegeben.

Absatz 5 bleibt unverandert gegenuber der BremLBO-2022.
Absatz 6 bleibt unverandert gegeniiber der BremLBO-2022.

Zu § 40 — Leitungsanlagen, Installationsschédchte und -kanile
§ 40 bleibt unverandert gegenuber der BremLBO-2022.

Zu § 41 — Luftungsanlagen
§ 41 bleibt unverandert gegeniber der BremLBO-2022.

Zu § 42 — Feuerungsanlagen, sonstige Anlagen zur Warmeerzeugung und Energiebe-
reitstellung

Vorbemerkung:
§ 42 wird entsprechend der Synopse zur MBO-Fortschreibung vom 14.03.2023 (siehe TOP

13 und 17 der 332. Sitzung der FK Bauaufsicht) nach Beschluss der 142 BMK vom
23./124.11.2023 zu TOP 11 um Regelungen zu Wasserstoffanlagen angepasst.

Behalter und Rohrleitungen fir brennbare Gase sowie Brennstoffzellen unterliegen den
Grundanforderungen nach § 42 Absatz 4 bzw. § 42 Absatz 5 und missen demnach i. V. m.
§ 42 Absatz 1 bis 3 betriebs- und brandsicher sein. Darlber hinaus sind Behalter flir brennbare
Gase so aufzustellen, dass keine Gefahren oder unzumutbaren Belastigungen entstehen.
Wasserstoff-Elektrolyseure werden derzeit nicht als Bestandteile von Anlagen der Techni-
schen Gebaudeausristung eingestuft, insbesondere ist die Brennstofferzeugung bisher nicht
im bauaufsichtlichen Focus. Daher werden Anforderungen an Wasserstoff-Elektrolyseure bis-
lang nicht gestellt. Konkretisierungen der Anforderungen in Bezug auf Druckgasbehalter fur
Wasserstoff sowie Brennstoffzellen sind im bauordnungsrechtlichen Regelwerk derzeit nicht
abgebildet.

Die einschlagigen materiellen Anforderungen und Prufpflichten des Gesetzes Uber Uberwa-
chungsbediirftige Anlagen (UANIG) bzw. der Betriebssicherheitsverordnung (BetrSichV) und
der Gefahrstoffverordnung (GefStoffV) sind auf Wasserstoffanlagen nur anzuwenden, sofern
diese fur gewerbliche Zwecke durch Arbeitgeber zum Einsatz kommen (vgl. § 1 Abs. 1 Satz 4
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BetrSichV und § 1 Abs. 4 GefStoffV). Konkretisierte Vorschriften fiir das sichere Aufstellen und
Betreiben von Wasserstoffelektrolyseuren und Druckgasbehaltern fir Wasserstoff in privaten
Haushalten bzw. in ausschlief3lich von Eigentimern genutzten Wohnhausern bestehen ge-
genwartig nicht.

Aufgrund der zunehmenden Verwendung und Kombination von Photovoltaikanlagen und Was-
serstoff-Elektrolyseuren, insbesondere im Bereich der Einfamilienhduser und dem zu erwar-
tenden Einsatz von Wasserstoffanlagen (Wasserstoff-Elektrolyseure und Wasserstoffver-
brauchsgerat, z.B. Brennstoffzelle) zur Versorgung gréflierer Gebaude (bspw. Verkaufsstatten,
Krankenhauser, Logistikzentren) sowie zur Versorgung mehrerer Gebaude als sogenannte
Quartiersanlagen, gewinnt die Wasserstofftechnologie zunehmend an Bedeutung in der tech-
nischen Gebaudeausristung.

Vor dem Hintergrund dieser Entwicklung sowie des geringen Standardisierungsgrades von
Wasserstoffanlagen und dem erstmaligen Einsatz von Anlagen zur Brennstofferzeugung in
der technischen Gebaudeausristung, erkennen die Gremien der ARGEBAU (federfuhrend ist
der AK Technische Gebaudeausristung) einen sicherheitsrelevanten Regelungsbedarf.

Zunachst sollen die grundlegenden Schutzzielanforderungen der Betriebs- und Brandsicher-
heit, die bislang nach § 42 an Feuerungsanlagen und sonstige Anlagen zur Warmeerzeugung
und Brennstofferzeugung gestellt werden, auf Wasserstoff-Elektrolyseure ausgeweitet wer-
den.

Um gleichzeitig Hemmnisse bei dem Einsatz von Wasserstoffanlagen zu minimieren, sollen
gefahrenabwehrrechtlich vertretbare Freistellungstatbestande fiir Elektrolyseure und werks-
maRig hergestellte Geratekombinationen, die insbesondere im Bereich von Einfamilienhdu-
sern Anwendung finden kénnen, in den Aufzahlungskatalog unter § 61 Absatz 1 Nummer 3
mit den Buchstaben d) und €) neu aufgenommen werden.

In einem weiteren Schritt sollen perspektivisch die in § 42 erganzten Grundanforderungen
durch Fortschreibung der Muster-Feuerungsverordnung (MFeuV) unter Bezug auf die Anwen-
dungsfelder Wasserstoffproduktion, Wasserstoffspeicherung und zur Wasserstoffverwendung
in Brennstoffzellen konkretisiert werden. Hierzu wird die Ermachtigungsgrundlage in § 84 Ab-
satz 1 Nummer 2 entsprechend erweitert und klargestellit.

Die Fachkommission Bauaufsicht hat auf ihrer 335. Sitzung am 28./29.11.2023 zu TOP 13
beschlossen, dass MFeuV nach Auswertung der Verbandeanhdrung bezlglich der im Hinblick
auf den angepassten § 42 erfolgten Fortschreibung folgenden Aktualisierungstext erhalt:
,Muster-Feuerungsverordnung, Stand: September 2007 zuletzt gedndert durch Beschluss der
Fachkommission Bauaufsicht vom 28.11.2023". Im Anschluss ist das DIBt ist gebeten worden,
fur die fortgeschriebene Fassung der MFeuV das Notifizierungsverfahren nach RL (EU)
2015/1535 einzuleiten.

Zu den materiellen Regelungen:

In der Neufassung des Titels von § 42 soll mit dem Begriff der "Energiebereitstellung" tber
die Erzeugung von Warme hinaus auch die Gewinnung von Brennstoffen wie Wasserstoff
sowie die generelle Versorgung und Lagerung von Brennstoffen erfasst werden.

Absatz 1 bleibt unverandert gegeniiber der BremLBO-2022.
Absatz 2 bleibt unverandert gegeniber der BremLBO-2022.

In Absatz 3 wird Satz 4 neu hinzugefigt und legt fest, dass die Satze 1 bis 3 nicht fir Feue-
rungsanlagen gelten, die nach dem Stand der Technik ohne eine Einrichtung zur Ableitung
der Abgase betrieben werden kénnen. Dies betrifft insbesondere Gas-Absorptions-Warme-
pumpen, die sich dadurch auszeichnen, dass es sich um gasbetriebene Warmepumpen
ohne (elektrische) Verdichtung handelt, bei denen das Abgas derart verdiinnt wird, dass die
Warmepumpen hinsichtlich des Umfangs der Belastigungen vergleichbar mit Elektrowarme-
pumpen sind. Abgasanlagen sind daher entbehrlich. Eine dem neuen Satz 4 vergleichbare
Freistellung enthalt § 1 Absatz 2 Nummer 1 der 1. BImSchV.
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Absatz 4 bleibt unverandert gegeniiber der BremLBO-2022.

In Absatz 5 werden die bestehenden Anforderungen auf Elektrolyseure ausgeweitet. Die An-
forderungen nach den Absatzen 1 bis 3 gelten nicht ausschlieBlich fir das Aufstellen der An-
lagen. Auch die Anlagen selbst mussen betriebssicher und brandsicher sein. Dabei ist unbe-
achtlich, ob diese Anlagen der Beheizung von Radumen oder der Warmwasserversorgung
dienen und somit in den Anwendungsbereich der Feuerungsverordnung fallen. Der bisherige
Begriff der Verbrennungsgase wird auf Prozessgase erweitert um bspw. auch die in Refor-
mern anfallenden Gase zu erfassen.

Zu § 43 — sanitare Anlagen, Wasserzahler
§ 43 bleibt unverandert gegenuber der BremLBO-2022.

Zu § 44 — Kleinkldranlagen, Gruben
§ 44 bleibt unverandert gegeniber der BremLBO-2022.

Zu § 45 — Aufbewahrung fester Abfallstoffe
§ 45 bleibt unverandert gegenuber der BremLBO-2022.

Zu § 46 — Blitzschutzanlagen
§ 46 bleibt unverandert gegeniber der BremLBO-2022.

Zu § 47 — Aufenthaltsraume

Absatz 1 wird entsprechend der Synopse zur MBO-Fortschreibung vom 19.07.2022 (siehe
TOP 12 der 330. Sitzung der FK Bauaufsicht) nach Beschluss der 142 BMK vom
23./24.11.2023 zu TOP 11 wie folgt angepasst:

Satz 1 regelt unverandert, dass Aufenthaltsraume eine lichte Raumhdhe von mindestens
2,40 m haben mussen. Satz 2 wird der MBO folgend neu hinzugefligt und legt fest, dass Auf-
enthaltsraume im Dachraum eine lichte Raumhohe von mindestens 2,20 m tber mindestens
der Halfte ihrer Netto-Raumflache haben missen; Raumteile mit einer lichten Raumhohe bis
zu 1,50 m bleiben auler Betracht.

Diese Vorgabe eine Mindesthdhe flr Aufenthaltsrdume im Dachraum soll dazu fihren, dass
die Regelung des § 27 Absatz 1 Satz 3 Nummer 1 tatsachlich als Erleichterung wahrgenom-
men wird. Grundsatzlich wird auch schon bei der Gebaudeklasseneinstufung von der Mog-
lichkeit eines Aufenthaltsraumes gesprochen, allerdings gibt der § 47 Absatz 1 keinen kon-
kreten Anhaltspunkt zur Raumhdhe im obersten Geschoss her, obwohl dies ggf. wesentli-
chen Einfluss auf die Vorgabe der materiellen Anforderungen hat. Durch die bestehende Re-
gelung ohne konkrete Raumhdhenangabe, kann kein einheitlicher Vollzug in der Praxis ge-
wahrleistet werden.

Der Begriff der Netto-Grundflache wird entsprechend der Neufassung der DIN 277-1:2016 01
in Netto-Raumflache umbenannt.

Satz 3 wird ebenfalls neu hinzugefiigt und legt erleichternd fest, dass die Satze 1 und 2 nicht
fur Aufenthaltsraume in Wohngebauden der Gebaudeklassen 1 und 2 gelten. Dies auch vor

dem Hintergrund, Aus- und Umbauten in diesen Gebaudetypen im vorhandenen Bestand zu
erleichtern

In Absatz 2 wird der Begriff der Netto-Grundflache — wie in Absatz 1 — entsprechend der
Neufassung der DIN 277-1:2016 01 in Netto-Raumflache umbenannt.
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Zu § 48 - Wohnungen
Absatz 1 bleibt unverandert gegeniiber der BremLBO-2022.

Absatz 2 fordert in Satz 1 fur Wohngebaude mit mehr als zwei Wohnungen barrierefrei er-
reichbare und gut zugangliche Abstellraume fir Kinderwagen und Fahrrader sowie den ein-
zelnen Wohnungen zugeordnete Abstellrdume. Die Aufzahlung wird der MBO folgend auf
Mobilitatshilfsmittel umgestellt, worunter unverandert z. B. Rollatoren und Rollstihle fallen,
um den Bedurfnissen des demografischen Wandels Rechnung zu tragen.

Absatz 3 bleibt unverandert gegeniiber der BremLBO-2022.

Die bereits seit der BremLBO-2010 bestehende Rauchwarnmelderpflicht in Absatz 4 bleibt
unverandert gegenuber der BremLBO-2022. Da die Regelung nahezu inhaltgleich entspre-
chend der MBO-Synopse vom September 2021 in die MBO aufgenommen worden ist. Soll
die Musterbegriindung der FK Bauaufsicht an dieser Stelle informativ aufgefiihrt werden:

Rauchwarnmelder stellen eine Ma3nahme zur Nutzungssicherheit der Wohnungen, insbe-
sondere wahrend der Nachtruhe, dar. Sie dienen ausschlieBlich dem Schutz der Personen in
der vom Brand betroffenen Wohnung. Nicht Schutzziel ist eine Warnung von Personen in an-
deren Wohnungen oder die Vermeidung von Sachschaden. Die Anbringung von Rauchwarn-
meldern ist daher auch nicht Bestandteil des Brandschutzkonzepts der Musterbauordnung,
sondern letztlich nur die Ausformulierung einer Obliegenheit, die jeder Wohnungseigentimer
im Eigeninteresse und im Interesse weiterer Wohnungsnutzer ohnehin erflllen sollte.

Da vor allem im Schlaf eine Gefahrdung der Bewohner eintreten kann, erfolgt eine Beschran-
kung der Verpflichtung auf Schlafrdume. In Kinderzimmern sind Rauchwarnmelder anzubrin-
gen, da sie zum einen regelmafig auch Schlafrdume sind und zum anderen bei Kindern das
Risiko des nicht sachgerechten Umgangs mit offenem Feuer héher ist. Eine Anbringung von
Rauchwarnmeldern in Kiichen wird nicht verlangt, da dort mit haufigen Fehlalarmen durch
Wasserdampf zu rechnen ware. Unter Fluren, die zu Aufenthaltsrdumen flhren, sind die Ubli-
chen Flure innerhalb der Wohnungen zu verstehen.

Anforderungen an die Art der zu verwendenden Rauchwarnmelder werden nicht gestellt, so-
dass ein Mindestschutz mit batteriebetriebenen, kostenglinstigen Rauchwarnmeldern ausrei-
chend ist. Es dirfen nur Rauchwarnmelder verwendet werden, die nach der europaisch har-
monisierten Bauproduktnorm EN 14604 in Verkehr gebracht wurden und eine entsprechende
CE-Kennzeichnung tragen. Hinweise zur Anordnung von Rauchwarnmeldern enthalten die
Einbauanweisungen der Hersteller. In der Regel ist eine Anbringung mittig im Raum an der
Decke erforderlich. Eine Prifung durch Sachverstandige oder Sachkundige ist entbehrlich,
ein Funktionstest (auch durch ungeschulte) Personen entsprechend der Herstellervorgaben
ist ausreichend.

Absatz 5 ist neu und wird entsprechend der Synopse zur MBO-Fortschreibung vom
14.03.2023 (siehe TOP 13 / Umbauordnung der 332. Sitzung der FK Bauaufsicht) nach Be-
schluss der 142 BMK vom 23./24.11.2023 zu TOP 11 neu hinzugefigt. Die ,Nichtanwen-
dungsregelung® soll die Schaffung von zusatzlichem Wohnraum im vorhandenen Bestand
wesentlich erleichtern, da nun in der BremLBO direkt ablesbar ohne die Erteilung einer Ab-
weichung nach § 67 festgeschrieben wird, dass sofern Nutzungseinheiten mit Aufenthalts-
raumen in rechtmafig bestehenden Gebauden in Wohnraum umgewandelt werden sollen,
auf bestehende Bauteile die §§ 6, 27, 28, 30, 31 und 32 nicht anzuwenden sind.

Rechtmalig bestehende Gebaude mit Nutzungseinheiten mit Aufenthaltsrdumen erfiillen die
zum Zeitpunkt ihrer Errichtung oder zu einem spateren Zeitpunkt geltenden Anforderungen
an Abstandsflachen (§ 6), Tragende Wande, Stitzen (§ 27), AuBenwande (§ 28), Brand-
wande (30), Decken (§ 31) und Dacher (32). Diese Anforderungen sind unabhangig davon,
ob die Aufenthaltsraume zum Wohnen oder anders genutzt werden. Durch eine Wohnnut-
zung erhoéht sich daher insoweit nicht das Gefahrenpotential.

Die hier genannte Nichtanwendung der Abstandsflachenvorgaben nach § 6 korrespondiert
mit der direkt in § 6 Ansatz 9 Nummer 2 genannten Privilegierung flr Nutzungsanderungen
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bei rechtmaRig bestehenden Gebauden.

Daher sollen bei einer Umnutzung von bisher anders genutzten Nutzungseinheiten mit Auf-
enthaltsraumen in Wohnraum die vorgenannten Anforderungen nicht gelten. Insoweit gilt der
Bestandsschutz.

Die Regelung bezieht sich ausdricklich nur auf bestehende Bauteile; an neu eingebaute
Bauteile werden die aktuellen bauordnungsrechtlichen Anforderungen gestellt.

Diese Erleichterungen beziehen sich entsprechend der Diskussion in den Gremien der
ARGEBAU bis auf Weiteres nur auf die Schaffung von Wohnraum, um der diesbeziiglichen
aktuellen bundesweiten Mangellage entgegenzuwirken. Fir Nichtwohngebaude sind die im
Gesetz vorgesehenen ablesbaren Nichtanwendungsregelungen zum jetzigen Zeitpunkt hin-
gegen nicht vertretbar, da dort unverandert die bisherigen Anforderungen zugrunde zu legen
sind. Erleichterungen sind bei diesen Vorhaben weiterhin nur Gber einzelfallbezogene Abwei-
chungen nach § 67 mdglich.

Zu § 49 - Stellplatze und Fahrradabstellplatze, Mobilititsmanagement

§ 49 Absatz 1 wird entsprechend dem Beschluss der 142 BMK am 23./24.11.2023 im Rah-
men von TOP 11 in Verbindung mit dem Bund-Lander-,Bauturbo® um Satz 3 erweitert. Dem-
nach entfallt die Herstellungsverpflichtung fur Stellplatze und Fahrradabstellplatze nach

Satz 1 bei einem am 1. Juli 2024 rechtmalfig bestehenden Gebaude, wenn eine Wohnung
geteilt oder Wohnraum durch Nutzungsanderung, durch Aufstocken des Gebaudes oder
durch Ausbau des Dachraums geschaffen wird.

Die Aufnahme des Verzichts als landesrechtliche Regelung ist nahezu gleichlautend mit § 3
Absatz 2 des Mobilitats-Bau-Ortsgesetzes vom 20. September 2022 (Brem.GBI. S. 476) fur
die Stadtgemeinde Bremen. Die Stadtgemeinde Bremerhaven profitiert hingegen von einer
neuen direkt ablesbaren landesrechtlichen Riuckausnahme.

Absatz 2 bleibt unverandert gegenuber der BremLBO-2022.

Zu § 50 — Barrierefreies Bauen

Vorangestellt wird darauf hingewiesen, dass in Absatz 2 Nummern 5 und 10 sowie in Ab-
satz 3 der bisherige Begriff ,Nutzflache" aufgrund der geanderten DIN-277:2021 in ,Nut-
zungsflache* umbenannt wird. Die Nutzungsflache ist die Summe der Nutzungen der Zweck-
bestimmung des Bauwerks (Netto-Raumflache abzlglich Verkehrsflachen (Flure) und Tech-
nikflachen).

Die geringfiigigen Anpassungen in den Absatzen 2, 3 und 5 folgen der MBO-Synopse vom
September 2021, die unter TOP 10 auf der 327. Sitzung der Fachkommission Bauaufsicht
erortert wurden.

Absatz 1 bleibt gegentber der BremLBO-2022 unverandert und regelt die gesetzlichen Ver-
pflichtungen zur Herstellung barrierefreier Wohnungen.

Es wird klargestellt, dass Absatz 2 Satz 1 auf die 6ffentliche Zuganglichkeit baulicher Anla-
gen abstellt, um zu gewahrleisten, dass offentlichen Zwecken dienende Anlagen von allen
Menschen barrierefrei erreicht und ohne fremde Hilfe genutzt werden kénnen. Der Begriff ist
weit auszulegen. Es kommt dabei nicht auf eine 6ffentliche Tragerschaft im Sinne des Bremi-
schen Behindertengleichstellungsgesetzes an (siehe Verweis in Absatz 6), sondern betrifft
bauliche Anlagen privater Betreiber gleichermalien. Abzustellen ist darauf, dass jedermann
die Moglichkeit der Zuganglichkeit eingeraumt ist, auch wenn diese an Bedingungen ge-
knUpft ist, wie z.B. eine Mitgliedschaft oder dem Erwerb von Eintrittskarten.

In Absatz 3 Nummer 1 werden Einrichtungen des Erziehungswesens aufgenommen. Damit
wird klargestellt, dass auch Tageseinrichtungen fir Kinder in den dem allgemeinen Besu-
cher- und Benutzerverkehr dienenden Teilen barrierefrei sein missen. Die Benutzung der
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Tageseinrichtungen flr Kinder durch Kinder mit Behinderung wird damit ermdglicht. Krippen-
bereiche der Tageseinrichtungen fiir Kinder sind von Barrierefreiheitserfordernis nur hinsicht-
lich der sensorischen Wahrnehmungsmaglichkeiten betroffen. Bei der Grindung von Tages-
einrichtungen fur Kinder im Gebaudebestand durften regelmalig Abweichungsvoraussetzun-
gen nach Absatz 5 vorliegen.

Absatz 5 regelt unverandert mit den Nummern 1 bis 6 die unter behdrdlichem Abwei-
chungsvorbehalt nach § 67 stehenden Abweichungstatbestande von den Anforderungen an
das barrierefreie Bauen,

Nummer 5 enthalt weiterhin Anderungen und Nutzungsénderungen, wird aber zur Erleichte-
rung des Bauens im Bestand um den Tatbestand der Aufstockung um bis zu zwei Ge-
schosse erweitert, um Nachverdichtungspotenziale nutzen zu kénnen, die durch den Ausbau
von Dachraumen und die Aufstockung von bestehenden Gebauden im Sinne des § 2 Absatz
3a entstehen. Die erforderliche Abweichung soll in Verbindung der Befreiung von der Auf-
zugspflicht nach § 39 Absatz 4 Satz 6 regelmaRig erteilt werden.

Die Begrenzung der Aufstockung auf bis zu zwei Geschosse erfolgt vor dem Hintergrund,
der Beschrankung in § 2 Absatz 3a und dass in der Regel dartiber hinaus die Hochhaus-
grenze erreicht ist, die fur sich eine Aufzugspflicht begriindet und daraus folgend Mafinah-
men der Barrierefreiheit verhaltnismalig werden lasst.

Absatz 6 wird neu hinzugefiigt und stellt klar, dass bei Bauvorhaben oder Gebaudenutzun-
gen von Tragern im Sinne i.S.d. § 2 Absatz 1 Satz 2 BremBGG die erganzenden Anforderun-
gen nach § 8 Absatz 1 des Bremischen Behindertengleichstellungsgesetzes (BremBGG)
vom 18. Dezember 2018 (Brem.GBI. 2018, S. 608) zu beachten sind. Diese Gebaude unter-
liegen héheren Anforderungen an die bauliche Barrierefreiheit als dies in § 50 Absatz 1 bis 4
der Bremischen Landesbauordnung geregelt ist. Bei der Genehmigung oder einer Abwei-
chungserteilung nach § 67 i.V.m. § 50 Absatz 5 soll die untere Bauaufsichtsbehdrde auch die
erhohten Anforderungen nach dem BremBGG in die Zulassungsentscheidung einbeziehen.

Dies vor dem Hintergrund, dass wenn nach § 20 Absatz 4 BremBGG anerkannte Verbande
der Ansicht sind, dass die erteilte Baugenehmigung und / oder die Bauausfihrung gegen die
weitergehenden Anforderungen der baulichen Barrierefreiheit nach dem BremBGG verstole,
diese nach § 22 Absatz 3 BremBGG eine dafiuir beim Landesbehindertenbeauftragten einge-
richtete Schlichtungsstelle anrufen kénnen. Nach ,erfolgloser” Durchfiihrung des Schlich-
tungsverfahrens steht es einem anerkannten Verband im Anschluss frei, von dem in § 20
BremBGG eingeraumten Verbandsklagerecht Gebrauch zu machen.

Darlberhinausgehend wird von den Behindertenverbanden seit langerem die Aufnahme ei-
ner allgemeinen Verpflichtung in die BremLBO gefordert, auch vorhandene Barrieren im Be-
stand zu beseitigen. Dies ist jedoch flr private Bauvorhaben rechtlich nicht mdglich, da aus
Griinden des Bestandsschutzes ein liber § 58 Absatz 4 BremLBO hinausgehendes grund-
satzliches Nachbesserungsverlangen fir den vorhandenen Bestand nicht gefordert werden
kann.

Fir Gebaude in 6ffentlich-rechtlicher Tragerschaft ist deshalb in § 8 Absatz 2 und 3 das
Nachbesserungsverlangen fir den vorhandenen Bestand explizit hineingeregelt worden. Die
qualifizierten Baudienststellen der Stadtgemeinden Bremen und Bremerhaven sind mit der
Bearbeitung der ihnen dort gesetzlich aufgetragenen Aufgabe der perspektivischen Beseiti-
gung von Bestandsbarrieren befasst.

Nahere Erlduterungen zu den Anforderungen an die Barrierefreiheit 6ffentlicher Gebaude der
Freien Hansestadt Bremen und ihrer beiden Stadtgemeinden sind in einer Richtlinie des Se-
nators fUr Finanzen (Fassung Februar 2020) veréffentlicht, in der auch die rechtlichen Ver-
knupfungen zwischen BremLBO und BremBGG zusammen mit Vollzugshinweisen im Rahmen
der bauaufsichtlichen Verfahren erlautert werden.
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Zu § 51 - Sonderbauten
§ 51 bleibt unverandert gegeniber der BremLBO-2022.

Zu § 52 - Grundpflichten
§ 52 bleibt unverandert gegeniber der BremLBO-2022.

Zu § 53 — Bauherrin oder Bauherr
§ 53 bleibt unverandert gegenuber der BremLBO-2022.

Zu § 54 — Entwurfsverfasserin oder Entwurfsverfasser
§ 54 bleibt unverandert gegeniber der BremLBO-2022.

Zu § 55 — Unternehmerin oder Unternehmer
§ 55 bleibt unverandert gegenuber der BremLBO-2022.

Zu § 56 — Bauleiterin oder Bauleiter
§ 56 bleibt unverandert gegeniber der BremLBO-2022.

Zu § 57 — Aufbau und Zustiandigkeiten der Bauaufsichtsbehorden

Absatz 1 bleibt materiell unverandert gegeniber der BremLBO-2022, wird aber in Num-
mer 1 an die geadnderte Ressortbezeichnung angepasst.

Absatz 2 bleibt unverandert gegeniiber der BremLBO-2022.
Absatz 3 bleibt unverandert gegenuber der BremLBO-2022.

Zu § 58 — Aufgaben und Befugnisse der Bauaufsichtsbehorden
§ 58 bleibt unverandert gegeniber der BremLBO-2022.

Zu § 59 — Grundsatz
§ 59 bleibt unverandert gegenuber der BremLBO-2022.

Zu § 60 — Vorrang anderer Gestattungsverfahren

§ 60 bleibt in seiner grundsatzlichen Ausgestaltung unverandert, wird aber redaktionell und
hinsichtlich der fachbehérdlichen Zustéandigkeiten klarstellend angepasst.

Satz 1 nennt mit den Nummern 1 bis 5 unverandert die fachbehordlichen Vorschriften, die
keiner Baugenehmigung, Abweichung, Genehmigungsfreistellung und Baulberwachung
nach der BremLBO bediirfen.

Nummer 4 wird entsprechend der MBO-Synopse vom September 2021 (Vorlage 327.10.01

der Fachkommission Bauaufsicht) redaktionell angepasst und enthalt Anlagen, die aufgrund
des Produktsicherheitsgesetzes oder des Gesetzes Uber Uberwachungsbedurftige Anlagen

einer Genehmigung oder Erlaubnis bedurfen.
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Satz 2 regelt unverandert, dass flr Anlagen, bei denen ein anderes Gestattungsverfahren
die Baugenehmigung oder die Abweichung einschlief3t oder die nach Satz 1 keiner Bauge-
nehmigung bedurfen, die fur den Vollzug der entsprechenden Rechtsvorschriften zustéandige
Behorde die Aufgaben und Befugnisse der Bauaufsichtsbehérde wahrnimmit.

Satz 3 ist neu und stellt klar, dass die Beseitigung von Anlagen nach Satz 1 logischerweise
ebenfalls in den fachbehdérdlichen Zustandigkeitsbereich fallt und die Bauaufsicht hierzu le-
diglich um Stellungnahme zu bitten ist.

Grundsatzlich gilt entsprechend Satz 2, dass fur alle Anlagen nach § 60 durch die zustandige
Fachbehorde eine eigenstandige Genehmigung zu erteilen ist, die die Baugenehmigung ein-
schliefdt (sog. ,Huckepack-Verfahren®). Um Missverstandnisse in der Rechtsanwendung zu
vermeiden, wird Satz 4 hinzugefligt, wonach die nach Satz 2 zustandige Fachbehdrde vor
Erteilung der fachrechtlichen Genehmigung das Einvernehmen mit der zustandigen unteren
Bauaufsichtsbehodrde herstellen muss. Hierzu holt die Fachbehdrde von der unteren Bauauf-
sichtsbehdrde eine baurechtliche Stellungnahme ein, aus der hervorgeht, dass eine auf das
Bauplanungs- und Bauordnungsrecht beschrankte Prifung eine baurechtliche Genehmi-
gungsfahigkeit attestiert.

Zu § 61 — Verfahrensfreie Vorhaben, Beseitiqung von Anlagen, Vorhaben des Bundes,
Nothilfevorschrift

Die Uberschrift wird um den Begriff der ,Nothilfevorschrift‘ erganzt, um auf dieses mit der
BremLBO-2022 eingeflihrte wichtige verfahrensrechtliche Instrument auch bereits im Inhalts-
verzeichnis aufmerksam zu machen.

§ 61 ist eine komplexe Vorschrift, die unverandert entsprechend der BremLBO-2022 wie folgt
gegliedert ist:

Absatz 1 Katalog der verfahrensfreien Vorhaben

Absatz 2 Verfahrensfreiheit von Nutzungsanderungen

Absatz 3 Anzeigeverfahren der vollstandigen Beseitigung von Anlagen
Absatz 4 Verfahrensfreiheit von Instandhaltungsarbeiten

Absatz 5 Kenntnisgabeverfahren flir Vorhaben des Bundes

Absatz 6 Nothilfevorschrift

Die Einzelabsatze verfolgen das gemeinsame Regelungsziel, dass ein ansonsten nach den
§§ 62 bis 64a erforderliches bauaufsichtliches Verfahren entbehrlich ist.

Jedoch ist entsprechend § 59 Absatz 2 ausdricklich darauf hinzuweisen, dass eine Geneh-
migungsfreiheit nicht von der Verpflichtung zur Einhaltung der Anforderungen entbindet, die
durch offentlich-rechtliche Vorschriften an Anlagen gestellt werden entbindet und bauauf-
sichtliche Eingriffsbefugnisse nach § 58 Absatz 2 unberthrt bleiben.

Zu Absatz 1 - Katalog der verfahrensfreien Vorhaben

Der umfangliche Katalog verfahrensfreier Vorhaben wird an diversen Stellen entweder an die
fortgeschriebene Musterbauordnung oder an Bremische Erfahrungen angepasst, um bei be-
stimmten Vorhaben auf ein ansonsten erforderliches bauaufsichtliches Verfahren verzichten

zu kénnen.

Zu Nummer 1 - Gebaude

Buchstabe a) enthalt weiterhin eingeschossige, auch gewerblich genutzte Gebaude mit ei-
ner Bruttogrundflache bis zu 10 m?, aulRer im Aulienbereich, wird aber im Innenbereich um
die Zulassigkeit von Gartengeratehausern bis 12 m? Bruttogrundflache erganzt.

Die Erweiterung nimmt Bezug auf geanderte Wohnbedurfnisse. Insbesondere bei Einfami-
lien- oder Reihenhausern hat sich die bisherige verfahrensfreie Grenze von 10 m? bei den
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Wohnnebenanlagen als nicht mehr angemessen erwiesen. Im Rahmen der Férderung des
Fahrradverkehrs werden vermehrt gréRere, aber auch teurere Fahrrader angeschafft, die
insbesondere am Wohnort nicht mehr dauerhaft im Freien abgestellt werden. Da § 48 Ab-
satz 2 separate Fahrradabstellraumen erst bei Wohngebauden mit mehr als zwei Wohnun-
gen fordert und die Abstellflache pro Fahrrad nach § 9 Absatz 3 Nummer 2 des Mobilitats-
Bau-Ortsgesetzes fir die Stadtgemeinde Bremen mit 1,5 m? angesetzt wird, sind flir eine
vierkdpfige Familie fur einen sicheren Unterstand 6 m? erforderlich. Da die Fahrrader insbe-
sondere bei Reihenhausern in rickwartigen Gartengeratehausern abgestellt werden und dort
weiterhin auch noch Platz fur Gartengerate etc. bendtigt wird, soll die Grenze der Verfah-
rensfreiheit dieser Nebenanlagen um 2 m? von 10 auf 12 m? angehoben werden, so dass
rechnerisch 6 m? zum sicheren Abstellen der Fahrrader und 6 m? flir die Ubrigen Gartenge-
rate verbleiben

Nach Buchstabe b) wird die Verfahrensfreiheit von Garagen, einschlief3lich Gberdachter
Stellplatze mit einer mittleren Wandhéhe nach § 6 Absatz 8 Satz 1 Nummer 1 bis zu 3 m und
einer Bruttogrundflache bis zu insgesamt 50 m? je Baugrundstiick, auer im AulRenbereich,
um (Uberdachte) Fahrradabstellplatze erganzt.

Dies vor dem Hintergrund, dass § 9 Absatz 4 des Mobilitatsbauortsgesetztes fur die Stadtge-
meinde Bremen fordert, dass Flachen mit mehr als zehn notwendigen Fahrradabstellplatzen
zu Uberdachen sind. Sofern diese Abstellflachen nicht im Gebaude untergebracht werden, ist
eine Uberdachte Abstellflache auf dem Baugrundstlick zu schaffen. Um die Errichtung zu er-
leichtern, sollen Uberdachte Abstellanlagen fur bis zu 33 Fahrrader (50 m2/ 1,5 m? je Fahr-
rad) analog zum bereits vorhandenen Schwellenwert von 50 m? fiir Garagen und Uberdachte
Stellplatze fur Kraftfahrzeuge (Carports) in der gleichen GréRenordnung ebenfalls verfah-
rensfrei gestellt werden.

Allerdings ist fur diese baulichen Anlagen auch weiterhin eine isolierte planungsrechtliche
Befreiung erforderlich, sofern diese auf nicht Uberbaubarer Grundstucksflache errichtet wer-
den sollen.

Zu Nummer 3 - folgende Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien auler im Gel-
tungsbereich ortlicher Bauvorschriften nach § 86 Absatz 1 Nummer 1

Buchstabe a) enthalt unverandert die Verfahrensfreiheit von Solaranlagen in, an und auf
Dach- und Aulenwandflachen ausgenommen bei Hochhausern sowie die damit verbundene
Anderung der Nutzung oder der duReren Gestalt des Gebaudes.

Sofern die Tragkonstruktion und die Dachlast entsprechend § 32 Absatz 10 ausreichend be-
messen sind, kdnnen nach dem BremSolarG oder ortlichen Bauvorschriften erforderliche So-
laranlagen in, an und auf Gebauden verfahrensfrei errichtet werden.

Durch die ausdruckliche Nennung wird erganzend klargestellt, dass auch sog. ,Balkonkraft-
werke“ von der baurechtlichen Verfahrensfreiheit erfasst sind. Entsprechend dem Protokol-
lauszug zu TOP 2 der 335. Sitzung der Fachkommission Bauaufsicht vom 28./29.11.2023
wird festgestellt, dass solcherlei PV-Module, die man im Baumarkt kaufen kdnne, nach Mit-
teilung der Fachkommission Bautechnik keine Bauprodukte i. S. d. § 2 Absatz 15 Nr. 1 seien.
Balkonkraftwerke, alternativ auch als ,Stecker-Solaranlagen® bezeichnet, sind kleine PV An-
lagen mit einer Einspeiseleistung bis 800 Watt, die man z.B. Uber das Balkongelander han-
gen oder auf dem Dach eines Gartengeratehauses anbringen und Uber eine Steckdose mit
dem Stromkreis verbindet, so dass die Verbindung zur baulichen Anlage im Hinblick auf die
Energieeinspeisung durch das einfache Ziehen des Steckers wieder geldst werden kann. Es
sei Konsens beider Fachkommissionen gewesen, dass diese Anlagen keine Bauprodukte
sind.

Buchstabe b) bezieht sich auf gebdudeunabhangige Solaranlagen auf dem Baugrundstuick.
Die Vorschrift wird klarstellend erweitert und umfasst der Grundstiicksnutzung untergeord-
nete gebaudeunabhangige Solaranlagen und technische Anlagen zur gebaudebezogenen
Warmeversorgung mit einer Héhe bis zu 3 m und einer Gesamtlange bis zu 9 m sowie Ge-
othermieanlagen, Damit soll klargestellt werden, dass von der Verfahrensfreiheit nur einzelne
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solcher der Hauptnutzung untergeordnete Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO um-
fasst sind, jedoch keine Anlagen, die die genannten Abmessungen lberschreiten oder von
ihrem Nutzungszweck oder von ihrem Flachenbedarf als eigenstandige gewerbliche Haupt-
anlage einzustufen sind und auch keinen Gebietsversorgungsbezug aufweisen. Dies betrifft
z.B. grof¥flachige ebenerdige Solaranlagen in Form eines ,Solarparks” auf Baugrundstiicken,
auch wenn das jeweils einzelne Modul die Schwellenwerte unterschreitet. Bei diesen Anla-
gen ist zumindest im Rahmen eines Baugenehmigungsverfahrens nach § 63 BremLBO die
planungsrechtliche Zulassigkeit zu prifen.

Buchstabe c enthalt unverandert gegeniuber der BremLBO-2022 die Verfahrensfreiheit von
Windenergieanlagen bis zu 10 m Héhe gemessen von der Gelandeoberflache bis zum
héchsten Punkt der vom Rotor bestrichenen Flache und einem Rotordurchmesser bis zu drei
Metern in Gewerbe- und Industriegebieten sowie im Aullenbereich, wenn sie einem nach

§ 35 Absatz 1 des Baugesetzbuches zulassigen Vorhaben dienen;

Daruber hinaus werden in der Nummer 3 entsprechend der Synopse zur MBO-Fortschrei-
bung vom 14.03.2023 (siehe TOP 13 und 17 der 332. Sitzung der FK Bauaufsicht) nach Be-
schluss der 142 BMK vom 23./24.11.2023 zu TOP 11 die Buchstaben d) und e) neu hinzuge-
flugt.

Buchstabe d) enthalt neu Anlagen zur Wasserstofferzeugung, sofern der darin erzeugte
Wasserstoff unmittelbar dem Eigenverbrauch in den baulichen Anlagen dient, fir die sie er-
richtet werden,

Von der Genehmigungspflicht freigestellt werden soll die Wasserstofferzeugung in Fallen, in
denen der erzeugte Wasserstoff in den versorgten Gebauden genutzt wird. Nicht freigestellt
werden soll die Wasserstoffproduktion zum Zwecke des Verkaufs oder der stofflichen Ver-
wendung. Von der Freistellung umfasst sind dabei auch Anlagen der Quartiersversorgung.

Erganzend zu der ausschlieRlichen Freistellung der Wasserstofferzeugung nach Nr. 3 Buch-
stabe d) — also der Elektrolyseure — werden zur Nutzung des Wasserstoffs. Brennstoffzellen
und Wasserstoffspeicher bendtigt, worauf es abhangig von der Grofde bereits Freistellungen
fur Brennstoffzellen als Teil der Technischen Gebaudeausristung gem. Nummer 2 und fir
Speicher als ortsfeste Behalter bis 6 m® gem. Nummer 6 gibt. Zugehorige Behalter sind in
dem in Nummer 6 Buchstabe a) genannten Umfang ebenfalls verfahrensfrei.

Der neue Buchstabe e) enthalt Anlagen zur Erzeugung und Nutzung von Wasserstoff sowie
die zugehdrigen Gasspeicher, bei denen die Prozessschritte Erzeugung und Nutzung in ei-
nem werksmafig hergestellten Gerat kombiniert sind und die Speichermenge 20 kg nicht
Uberschreitet,

Integrierte Wasserstoffanlagen (bspw.: Solar-Wasserstoff-Systeme oder Brennstoffzellen-
heizgerate mit Reformer) sollen einschlie3lich ihrer Speicher von der Genehmigungspflicht
freigestellt werden. Die zulassige Speichermenge ist dabei auf einen haushaltstiblichen Mal}3-
stab begrenzt (Anmerkung zur Speichermenge: Das Speichervolumen eines H,-Gas-Fla-
schenbiindels (300 bar/50 1) aus 16 Flaschen: Fillmenge: 201 m?, Fillgewicht: ca. 16 kg
Wasserstoff).

Nummer 4 enthalt Anlagen der Ver- und Entsorgung und bleibt gegenliber der BremLBO-
2022 unverandert.

Nummer 5 enthalt Masten, Antennen und ahnliche Anlagen und wird entsprechend der Sy-
nopse zur MBO-Fortschreibung vom 14.03.2023 (siehe TOP 13 der 332. Sitzung der FK
Bauaufsicht) nach Beschluss der 142 BMK vom 23./24.11.2023 zu TOP 11 wie folgt ange-
passt:

Die Hohe der verfahrensfreien Anlagen nach Buchstabe a) wird aus technischen Griinden
bei der Errichtung auf Gebduden auf 15 m und bei der Errichtung im bauplanungsrechtlichen
Aulenbereich auf 20 m angehoben. Dadurch wird gewahrleistet, dass die immissionsschutz-
rechtlich erforderlichen Absténde verfahrensfrei eingehalten werden kénnen. Die Regelung
ist auch unter dem Blickwinkel der gemeindlichen Planungshoheit vertretbar, da den Masten
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fur sich genommen kein nennenswertes stadtebauliches Gewicht zukommt und die Verfah-
rensfreiheit bei Widerspruch des Bauvorhabens zu stadtebaulichen Satzungen nicht von der
Erforderlichkeit einer isolierten Ausnahme oder Befreiung (namentlich hinsichtlich der Nut-
zung) befreit. Der Verweis auf Nummer 4 Buchstabe b) stellt klar, dass die Verfahrensfreiheit
auch eingreift, wenn es sich um Anlagen handelt, die der Telekommunikation dienen. Da bei
einer Hohe von mehr als 10 m Standsicherheitsprobleme denkbar sind, soll vor Baubeginn
vom Bauherrn ein qualifizierter Tragwerksplaner im Sinne des § 66 Absatz 2 eingeschaltet
werden. Die Beurteilung der Standsicherheit und ein gegebenenfalls erforderlicher rechneri-
scher Nachweis erfolgen nur gegenuber dem Bauherrn. Eine Beteiligung der Bauaufsichts-
behorde ist nicht erforderlich.

Bauordnungsrechtliche Verfahrensfreiheit im Sinne des § 61 Absatz 1 bedeutet grundsatz-
lich, dass fir diese baulichen Anlagen auch keine ,isolierte baustatische Prifung“ nach § 66
erforderlich ist. Wegen der verfahrensfreien Masterhdhung auf 15 Meter wird deshalb die er-
forderliche Prifung durch einen Tragwerksplaner direkt in der Vorschrift festgeschrieben.
Masten uber 15 bzw. 20 Meter Hohe sind baugenehmigungspflichtig und Prufpflichtig im
Sinne des § 66 Abs. 3 Nr. 2 ¢)

Nach Buchstabe d) werden entsprechend der MBO Signalhochbauten fur die Landesver-
messung verfahrensfrei gestellt.

Flutlichtmasten mit einer Hohe bis 10 Metern werden deshalb von Buchstabe d) a.F. zu
Buchstabe e) neuer Fassung.

Buchstabe f nimmt neu ortsveranderliche Antennenanlagen, die fur langstens 24 Monate
aufgestellt werden, auf. Dadurch soll der aus verschiedenen Grinden wichtige Mobilfunkaus-
bau erleichtert werden. Die verfahrensfrei mogliche Aufstelldauer von 24 Monaten ist ausrei-
chend, um entweder einen Standort fir eine dauerhaft zu errichtende Anlage zu finden oder
eine Baugenehmigung fir eine langere Aufstellzeit zu erreichen. Da bei einer Héhe von mehr
als 10 m Standsicherheitsprobleme denkbar sind, soll vor Baubeginn vom Bauherrn ein qua-
lifizierter Tragwerksplaner im Sinne des § 66 Absatz 2 eingeschaltet werden. Die Beurteilung
der Standsicherheit und ein gegebenenfalls erforderlicher rechnerischer Nachweis erfolgen
nur gegenuber dem Bauherrn. Eine Beteiligung der Bauaufsichtsbehorde ist nicht erforder-
lich. Der MBO-Synopse folgend wird die Regelung an dieser Stelle eingefligt, obwohl dies
von der Regelungssystematik bei den temporaren Anlagen nach Nummer 13 mit einem
neuen Buchstaben g) ebenfalls sinnvoll gewesen ware.

Nummer 6 enthalt verfahrensfreie Behalter und bleibt gegenliber der BremLBO-2022 unver-
andert. Nach Beschluss der FK Bauaufsicht soll der bestehende Freistellungstatbestand fur
Gasbehalter zunachst unverandert beibehalten werden. Im Rahmen kommender Fortschrei-
bungen soll eine mdgliche Erweiterung der Behaltervolumina fur nicht verflussigte Gase eva-
luiert werden.

Nummer 7 enthalt unverandert gegentber der BremLBO-2022 die Verfahrensfreiheit von
Mauern und Einfriedungen, stellt in Buchstabe a) aber ergédnzend und korrespondierend mit
§ 6 Absatz 8 Nummer 3 klar, dass nur bauliche Einfriedungen (z.B. Zaune oder Mauern) von
der baurechtlichen Verfahrensfreiheit erfasst sind, wahrend an naturliche Einfriedungen (z.B.
durch lebende Hecken) nach diesem Gesetz keine Anforderungen gestellt werden.

Nummer 8 enthalt unverandert gegeniber der BremLBO-2022 die Verfahrensfreiheit von pri-
vaten Verkehrsanlagen, einschlie3lich Briicken und Durchlassen, mit einer lichten Weite bis
zu 5 m und Untertunnelungen mit einem Durchmesser bis zu 3 m;

Nummer 9 enthalt die Verfahrensfreiheit von Aufschittungen, Abgrabungen mit einer Hohe
oder Tiefe bis zu 2 m und einer Grundflache bis zu 50 m?, im AufRenbereich bis zu 300 m2.
Es wird erganzend klargestellt, dass hierunter auch die Errichtung von Rampen zur Herstel-
lung baulicher Barrierefreiheit fallt, um insbesondere bei Veranderungen im Bestand verfah-
rensrechtliche Erleichterungen zu schaffen. Sofern eine solche Rampe einen Héhenunter-
schied von mehr als 1 Meter Gberwindet, ist diese nach § 38 Absatz 1 Nummer 1 zu umweh-
ren.
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Nummer 10 enthalt unverandert gegeniber der BremLBO-2022 mit den Buchstaben a) bis
e) die Verfahrensfreiheit von Anlagen in Garten und zur Freizeitgestaltung.

Nummer 11 enthalt unverandert gegenuber der BremLBO-2022 mit den Buchstaben a) bis
e) die Verfahrensfreiheit von tragenden und nichttragenden Bauteilen.

Nummer 12 enthalt unverandert gegeniber der BremLBO-2022 mit den Buchstaben a) bis
i) die Verfahrensfreiheit von bestimmten Werbeanlagen sowie Waren- und Leistungsautoma-
ten.

Nummer 13 enthalt unverandert gegeniber der BremLBO-2022 mit den Buchstaben a) bis
f) die Verfahrensfreiheit von bestimmten voriibergehend aufgestellten oder benutzbaren An-
lagen. Auf die musterkonforme ,temporare Erganzung® von ortsveranderlichen Antennenan-
lagen in Nummer 5 mit dem neuen Buchstaben f) mit einer Aufstelldauer von bis zu 24 Mo-
naten wird hingewiesen.

Nummer 14 enthalt im Wesentlichen unverandert gegentber der BremLBO-2022 mit den
Buchstaben a) bis d) die Verfahrensfreiheit von bestimmten Platzen.

In Buchstabe c wird die bisherige Einschrankung auf ,nicht notwendige® Stellplatze gestri-
chen, da es diese Unterscheidung im Bauordnungsrecht aufgegeben wurde. Somit bedarf
die isolierte Errichtung von Stellplatzen bis zu 50 Quadratmetern je Baugrundstick ein-
schlieBlich Zufahrt keiner Baugenehmigung mehr. Allerdings kann je nach zugrundeliegen-
dem Planungsrecht eine isolierte Befreiung nach § 31 Absatz 2 BauGB oder eine stadtebau-
liche Ermessensentscheidung nach § 34 BauGB erforderlich sein.

Nummer 15 enthalt mit den Buchstaben a) bis g) die Verfahrensfreiheit von bestimmten
sonstigen Anlagen.

Buchstabe a) wird angepasst und zur Férderung der Mobilitdtswende auf nicht Uberdachte
Fahrradabstellanlagen unabhangig von deren FlachengrolRe bezogen, da bei diesen Anlagen
im Gegensatz zur Flachenbegrenzung bei Uberdachten Fahrradabstellanlagen nach Num-
mer 1 Buchstabe b) keine planungsrechtliche Relevanz unterstellt wird.

Buchstabe g) wird angepasst und stellt klar, dass Ladesaulen fur Elektromobilitat als Einzel-
standort oder innerhalb genehmigter Ladestationen verfahrensfrei sind. Somit ist einerseits
die Errichtung einer einzelnen Ladestation als Zubehdr zu genehmigten Stellplatzen in Ver-
bindung § 12 BauNVO andererseits durfen in Anlehnung an Buchstabe b) Ladesaulen inner-
halb genehmigter Ladestationen verfahrensfrei errichtet werden und werden wie herk6mmli-
che Tankstellen behandelt. Dies setzt allerdings zumindest eine planungsrechtliche Prufung
fur die Nutzung der Flachen als Ladestation voraus, die in diesen Fallen als gewerbliche
Hauptnutzung einzustufen und nach § 64 zu genehmigen ist. Bendétigt die Ladestation wei-
tere bauliche Anlagen zum Betrieb, ist die Erteilung einer Baugenehmigung sowieso aus
ganzheitlicher Sicht erforderlich. Hinsichtlich erganzender Anforderungen an die Errichtung
von Ladestation fur Elektromobilitat in Mittel- und GrolRgaragen nach der Muster-Gara-
genverordnung ist die Diskussion innerhalb der Gremien der Bauministerkonferenz (ARGE-
BAU) abzuwarten.

Absatz 2 entspricht unverandert der BremLBO-2022 und enthalt die Anforderungen an die
Verfahrensfreiheit von Nutzungsanderungen.

Absatz 3 entspricht nahezu unverandert der BremLBO-2022 und enthalt die Anforderungen
an das Anzeigeverfahren der vollstandigen Beseitigung von Anlagen. In Satz 8 wird lediglich
der Verweis auf den neuen § 62 Absatz 3 Satz 4 hinzugefligt, der in analoger Anwednung
klarstellen soll, dass die Freigabe zur Beseitigung der Anlage nach Satz 3 eine Gultigkeit von
drei Jahren hat.

Absatz 4 entspricht unverandert der BremLBO-2022 und enthalt die Anforderungen Verfah-
rensfreiheit von Instandhaltungsarbeiten

Absatz 5 entspricht nahezu unverandert der BremLBO-2022 und enthalt die Anforderungen
an das Kenntnisgabeverfahren flir Vorhaben des Bundes. Satz 71 wird lediglich dahingehend
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geandert, dass die Unterlagen direkt der zustandigen unteren Bauaufsichtsbehérde der
Stadtgemeinde Bremen oder Bremerhaven zur Kenntnis zu geben sind. In den bislang selte-
nen Fallen hatte die oberste Bauaufsichtsbehdrde die Unterlagen nach Kenntnis dorthin oh-
nehin zum Verbleib weitergeleitet.

Gleichzeitig wird nach dem neuen Satz 4 die untere Bauaufsichtsbehdrde damit zustandige
Behorde fur die Durchflihrung einer moglicherweise nach Artikel 15 Seveso-llI-Richtlinie er-
forderlichen Offentlichkeitsbeteiligung. Das ist auch deswegen sachgerecht, da die Offent-
lichkeitsbeteiligung nach § 70 Absatz 3 bis 6 Erkenntnisse fiir die erforderliche bauplanungs-
rechtliche Bewertung des Vorhabens liefern kann.

Zu Absatz 6 - Nothilfevorschrift

Absatz 6 wurde mit der BremLBO-2022 als sog. ,Nothilfevorschrift“ neu eingefihrt, um es
den unteren Bauaufsichtsbehérden zu ermdglichen, bei der Nutzungsanderung oder Errich-
tung von baulichen Anlagen in Notsituationen auf ein ansonsten erforderliches Baugenehmi-
gungsverfahren zu verzichten, um damit den fur die Bewaltigung der Notsituation federfiih-
rend zustandigen Fachbehoérden, eine schnelle und unbirokratische Hilfeleistung ,vor Ort* zu
ermdglichen. Aufgrund der besonderen Dringlichkeit ist die Vorschrift bereits vorab am
28.03.2022 auf dem Erlasswege fir anwendbar erklart worden.

Deutschland ist in den letzten Jahren sowohl in seiner flachenmaRigen Gesamtheit als auch
regional begrenzt von diversen Krisensituationen getroffen worden. Namentlich seien hier die
Fluchtlingskrise 2015, die seit 2020 anhaltende Corona-Pandemie, die Flutkatastrophe im
Ahrtal im Sommer 2021 und aktuell seit Februar 2022 der Ukraine-Krieg genannt, welcher
erneut zu einer grofden Flichtlingsbewegung fiihrt. Alle Krisensituationen erfordern von den
Behorden schnelle Entscheidungen oder eine unbirokratische Mithilfe bei der Krisenbewalti-
gung. Da das Bauordnungsrecht bislang nur unzureichend auf solche Notsituationen vorbe-
reitet war, soll die Verankerung dieser ,Nothilfevorschrift* in der BremLBO dazu beitragen,
dass die Bauaufsichtsbehdrden verfahrensrechtlich zukunftig auf bestimmte Notsituationen
angemessen, aber auch rechtssicher reagieren kdnnen. Da die Vorschrift auf Notsituationen
Lvielfaltiger Art* anwendbar sein soll, ist sie hinsichtlich der Anforderungen bewusst relativ
offen gestaltet, um den beteiligten Fachbehdrden einzelfallbezogen die notwendige Flexibili-
tat in der Rechtsanwendung zu ermaglichen.

Die Vorschrift ist in ihrer konkreten Ausgestaltung einerseits in Anlehnung an eine ahnliche
Hilfeleistungsvorschrift entstanden, die zum 01.01.2022 als § 61 Absatz 3 Eingang in die
Niedersachsische Bauordnung gefunden hat (siehe Nds. GVBI. Nr. 43/2021, ausgegeben am
16. 11. 2021), anderseits wurden auch in Anlehnung an das Verfahren des § 61 Absatz 5
BremLBO flr Vorhaben des Bundes, die der Landesverteidigung dienen, die Verantwortlich-
keit der jeweiligen Fachbehoérde und die Kenntnisgaberegeln entsprechend Gbernommen.

Bereits nach § 61 Absatz 5 BremLBO ist aus Griinden der Gefahrenabwehr und zum Schutz
der Zivilbevolkerung dringend kurzfristige Hilfe geboten, ohne dass hierflir ein Baugenehmi-
gungsverfahren erforderlich ware. Dabei werden die Lander jedoch im Rahmen einer bun-
desweiten MaRnahme zum Schutz der Zivilbevolkerung tatig. Der Bund bedient sich der Lan-
der und Kommunen zur Bewaltigung der Krisenlage, die keine lokale, sondern eine bundes-
weite Not darstellt. Da die Regelung des § 61 Absatz 5 BremLBO nur Vorhaben des Bundes
unter bestimmten Voraussetzungen genehmigungsfrei stellt, waren in den zu regelnden Not-
hilfesituationen BevolkerungsschutzmafRnahmen der Lander und Kommunen baugenehmi-
gungspflichtig, auch wenn diese durch eine qualifizierte Baudienststelle der jeweiligen offent-
lich-rechtlichen Kdorperschaft betreut wirden. Hatte der Gesetzgeber den Sachverhalt des
bundesweiten zivilen Bevolkerungsschutzes beim Erlass der bereits bestehenden Regelung
bericksichtigt, hatte er zur Sicherstellung eines schnellen und effektiven Bevdlkerungsschut-
zes eine vergleichbare Vorschrift auch fur Fallkonstellationen einer regionalen Nothilfe ge-
schaffen. Mithin lag bisher eine Gesetzesliicke vor, die bereits mit der BremLBO-2022 ge-
schlossen wurde.
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Aufgrund der in den Jahren 2022 / 2023 gemachten Erfahrungen aus der Anwendungspraxis
soll die Nothilfevorschrift geringfligig erganzt werden, um Missverstandnisse in der Rechts-
anwendung zu minimieren.

Nach Satz 1 sind VorUbergehende Nutzungsanderungen, auch in Verbindung mit geringfigi-
gen baulichen Anderungen, sowie die temporére Errichtung von baulichen Anlagen der Ge-
meinde vor Baubeginn, spatestens aber vor Nutzungsaufnahme in geeigneter Weise mit
Nachweis der fachbehordlichen Beauftragung in Textform zur Kenntnis zu bringen, die den
Eingang mdoglichst unverziglich bestatigen soll.

Der ,voriibergehende Zeitraum® ist bewusst in dieser Vorschrift nicht naher definiert: Einer-
seits wird eine Beschrankung auf wenige Tage oder Wochen dem Regelungszweck nicht ge-
recht, andererseits soll méglichst in Anlehnung an die Fristenregelung des § 246 BauGB ein
Zeitraum von drei Jahren nicht Uberschritten werden. Ein zu kurzer Zeitraum wirde dazu
fuhren, dass bereits kurz nach Nutzungsaufnahme die ansonsten erforderlichen Bauvorla-
gen fur die dauerhafte genehmigungspflichtige Legalisierung der Nutzungsanderung erstellt
werden mussten. Dies soll im Regelfall erst passieren, wenn spatestens im Laufe des dritten
.Krisenjahres* absehbar ist, dass die bauliche Anlage weiterhin und aller Wahrscheinlichkeit
nach dauerhaft fur die abweichende Nutzung benétigt wird. Andererseits soll die Vorschrift
auch bewirken, dass abweichend genutzte bauliche Anlagen perspektivisch und sobald bei
Entscharfung der Krisenlage wieder vertretbar, wieder flr ihren urspriinglich genehmigten
Nutzungszweck zur Verfuigung stehen.

Durch die Ausdehnung des Anwendungsbereichs nicht nur auf Nutzungsanderungen beste-
hender Gebaude, sondern auch auf damit verbundene geringfligige bauliche Anderungen
sowie auf die temporare Errichtung baulicher Anlagen soll auch die schnelle Errichtung von
Behelfsbauten und Zelten zur benétigten Hilfeleistung ermdglicht werden.

Nummer 1 konkretisiert den Begriff, der fir die vortiibergehende Nutzungsanderung oder Er-
richtung der baulichen Anlage erforderlichen Notsituation. Diese muss sich aus Zwecken des
Brandschutzes, des Katastrophenschutzes, des Bevolkerungsschutzes, der Unfallhilfe, hu-
manitarer Hilfe, der medizinischen Versorgung oder der Unterbringung von hilfsbedirftigen
Personen oder des fir diese Zwecke erforderlichen Personals ergeben.

Humanitare HilfsmaRnahmen im Sinne des Satzes 1 sollen Menschen unterstitzen, die sich
aufgrund von Krisen, Konflikten oder Naturkatastrophen in einer akuten Notlage befinden
und diese aus eigener Kraft nicht bewaltigen kdnnen. Es geht damit um die Sicherung des
Uberlebens dieser Personen im engeren Sinne. Eine Errichtung oder Inanspruchnahme von
Gebauden zur Sicherstellung einer sich anschliefienden regelmafRigen Kinderbetreuung und
Beschulung gefliichteter Kinder und Jugendlicher fallt ausdrticklich nicht mehr in den Anwen-
dungsbereich der Nothilfevorschrift. Die Einrichtung von speziellen ,Willkommensklassen®
fur Gefluchtete nach dieser Vorschrift ist nur denkbar, sofern diese als ,soziale Anlage® von
der Sozialbehdrde temporar betrieben werden.

Nummer 2 nennt in Anlehnung an Absatz 5 die Vorhabentrager und die von diesem beauf-
tragten Stellen. Vorhabentrager kdnnen einerseits als Behdrde entweder die Senatsressorts,
untergeordnete Amter oder Dezernate, andererseits aber auch qualifizierte Baudienststellen
des Bundes, eines Landes oder einer Gemeinde sein, wie z.B. Immobilien Bremen oder
Seestadt Immobilen Bremerhaven. Die Vorhabentrager kénnen fir die Umsetzung der erfor-
derlichen Hilfeleistung natlrliche oder juristische Personen beauftragen, die nach ihrer Fach-
kenntnis, ihrer Zuverlassigkeit und ihren Leistungen die Gewahr daflir bieten, dass die Auf-
gaben dem offentlichen Baurecht entsprechend wahrgenommen werden, die Planung leiten
und die Ausfuhrung der Arbeiten Uberwachen. Dies kdnnen z.B. Prifingenieure fir Brand-
schutz, qualifizierte Brandschutzplaner oder andere geeignete fachkundige Personen im
Sinne des § 54 Absatz 2 BremLBO sein.

Die Kenntnisgabe an die Gemeinde ist in Anlehnung an die Vorgaben fur Genehmigungsfrei-
stellung nach § 62 Absatz 3 Satz 1 BremLBO und § 36 BauGB an die Stelle zu richten, wel-
che auf kommunaler Ebene fir die Bauleitplanung zustandig ist. Diese Stelle soll die Infor-
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mationen unverziglich an die zustandige untere Bauaufsichtsbehdrde weiterleiten. Die erfor-
derliche Kenntnisgabe soll in Textform erfolgen und - sofern bereits mdglich - um notwen-
dige Bauvorlagen erganzt sein, um eine Beurteilung durch die Bauaufsicht fur die Hilfestel-
lung nach Satz 3 zu ermdglichen. Parallel dazu ist auch die zustédndige Berufsfeuerwehr
Uber die Art der Nutzung und die beabsichtigte Dauer zu informieren, damit auf dieser
Grundlage zeitnah von dort ggf. spezielle Malknahmen zur Einhaltung des Schutzzieles
Brandschutz getroffen werden kénnen.

Die Kenntnisgabe soll entweder durch die fir die Bewaltigung der Notsituation nach Num-
mer 1 federfihrend zustandige Fachbehdérde direkt erfolgen oder mit Nachweis der fachbe-
hordlichen Beauftragung, sofern die Kenntnisgabe durch eine bereits beauftragte externe
Stelle nach Nummer 2 erfolgt.

Die Gemeinde soll den Eingang der Kenntnisgabe gegeniber der Fachbehdrde unverziglich
bestatigen, um damit eine beiderseitige Rechtssicherheit fir eine voribergehende Verfah-
rensfreiheit im Sinne der Nothilfe nach § 61 Absatz 6 BremLBO zu schaffen.

Satz 2 stellt ausdricklich klar, dass ein ansonsten erforderliches bauaufsichtliches Verfahren
nicht stattfindet. Es entfallt damit die bei Verfahren nach § 64 BremLBO ansonsten Ubliche
baurechtliche Prifung, die Behdrdenbeteiligung und das Erteilen der Baugenehmigung.

Die Vorschrift lasst jedoch Raum fir eine einzelfallbezogene informelle Hilfestellung durch
die Bauaufsichtsbehérde auf dem Wege der Amtshilfe. Der Umfang der Amtshilfe ist jedoch
im Gegenzug abhangig vom Umfang / Vollstandigkeit und Qualitat der Gber den Weg der
Kenntnisgabe nach Satz 1 Gbermittelten Unterlagen.

Die untere Bauaufsichtsbehdrde ist damit sowohl von einer Prifverpflichtung als auch von
der ansonsten Ublichen Verfahrenssteuerung und der Rolle der ,Moderationsfunktion® be-
freit, da nach Satz 3 die fir die Bewaltigung der Notsituation nach Satz 1 Nummer 1 feder-
fuhrend zustandige Fachbehoérde die Zusammenarbeit mit den anderen Fachbehdrden in
dem erforderlichen Umfang koordiniert und somit die Verantwortung hierftr Gbernimmt.

Diese entscheidet selbst Uber die effektivste Gestaltung der behdrdenlbergreifenden Zu-
sammenarbeit in dem erforderlichen Umfang, dies kann z.B. auch durch Einberufung eines
Krisenstabes geschehen.

Es ist dem o6ffentlich-rechtlichen Vorhabentrager freigestellt, auch privatrechtrechtliche Orga-
nisationen oder andere Hilfspersonen mit der Umsetzung der Hilfeleistung beauftragen, so-
lange die maligeblichen Entscheidungen durch die Behoérde oder die qualifizierte Baudienst-
stelle getroffen und Uberwacht werden, da dieser nach Satz 4 die Verantwortung fur die Ein-
haltung der 6ffentlich-rechtlichen Vorschriften obliegt.

Satz 5 definiert die fir die Anwendung der Vorschrift erforderliche Notsituation im Sinne des
Satzes 1 Nummer 1. Diese liegt insbesondere vor, solange

nach Nummer 1 aufgrund infektionsschutzrechtlicher Regelungen eine epidemische Lage
besteht, welche je nach Umfang von nationaler, landesweiter oder kommunaler Tragweite
sein kann,

nach Nummer 2 nach dem Bremischen Hilfeleistungsgesetz ein Katastrophenfall festgestellt
worden ist,

nach Nummer 3 eine massenhafte Zuwanderung von Gefllichteten erfolgt und diese auf
Grund eines Beschlusses des Rates der Europaischen Union gemal der Richtlinie
2001/55/EG® umgesetzt durch § 24 des Aufenthaltsgesetzes® auch im Land Bremen unter-
zubringen sind oder

8 Val. Richtlinie 2001/55/EG des Rates vom 20. Juli 2001 iber Mindestnormen fiir die Gewahrung vortibergehenden Schutzes
im Falle eines Massenzustroms von Vertriebenen und MalRnahmen zur Férderung einer ausgewogenen Verteilung der Belas-
tungen, die mit der Aufnahme dieser Personen und den Folgen dieser Aufnahme verbunden sind, auf die Mitgliedstaaten

9 Vgl. https://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg 2004/ _24.htm!
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nach Nummer 4 ein vergleichbarer Notstand vorliegt, bei dem Leben, Gesundheit, die le-
benswichtige Versorgung der Bevdlkerung, die Umwelt oder erhebliche Sachwerte in einem
solchen Malde gefahrdet oder beeintrachtigt sind, dass zu seiner Bekampfung oder als hu-
manitare HilfsmalRnahme die sofortige Nutzung der betreffenden baulichen Anlage fur die in
Satz 1 Nummer 1 genannten Zwecke erforderlich ist.

Der Auffangtatbestand der Nummer 4 ist jedoch ausdrucklich nur dann anzuwenden, wenn
eine akute Notsituation eintreten sollte, fir deren Bewaltigung bisher noch keine einschla-
gige Rechtsgrundlage nach den Nummern 1 bis 3 vorhanden ist, aber ein unverziigliches
behdrdliches Handeln zur Krisenbewaltigung geboten erscheint. Bei missbrauchlicher An-
wendung durch die betreffende Fachbehoérde bleiben bauaufsichtliche Eingriffsbefugnisse
nach § 58 Absatz 2 BremLBO unberihrt.

Satz 6 weist mit Bezug auf die Regelung in Satz 2 noch einmal ausdrtcklich darauf hin, dass
mangels bauaufsichtlichen Verfahrens auch keine ansonsten nach § 67 Absatz 1 Satz 1
BremLBO erforderlichen ,isolierten Abweichungsentscheidungen® eingeholt werden missen,
soweit diese fiir eine Nutzungsanderung oder die temporare Errichtung nach Satz 1 erforder-
lich sein sollten.

Satz 7 weist mit Bezug auf die Verantwortung nach Satz 4 noch einmal darauf hin, dass die
Anforderungen der Generalklausel nach § 3 Satz 1 im Hinblick auf Gefahren fur die 6ffentli-
che Sicherheit einzuhalten sind; insbesondere missen Standsicherheit und Brandschutz so
gewahrleistet sein, dass Gefahren flr das Leben und die Gesundheit von Menschen vermie-
den werden. Zur Einhaltung dieser Schutzziele im Rahmen der Gefahrenabwehr kénnen so-
wohl die Bauaufsichtsbehoérden als auch die Berufsfeuerwehren nach Satz 3 von der feder-
fuhrenden Fachbehoérde um Amtshilfe gebeten werden, eine abschlieRende Baugenehmi-
gung kann aber aufgrund des in Satz 2 festgelegten Verfahrensverzichtes nicht gefordert
werden.

Wird im Zeitpunkt der Aufnahme einer Nutzung als Nothilfe nach Satz 1 die bisherige Nut-
zung rechtmaRig entsprechend einer bestehenden Baugenehmigung ausgelibt, so kann
diese nach Satz 8 im Anschluss nach Beendigung der HilfsmalRnahmen flr die betreffende
Notsituation wiederaufgenommen werden, ohne dass hierfiir ein erneutes bauaufsichtliches
Verfahren erforderlich ist. Sofern nach Satz 1 geringfligige bauliche Veranderungen erfolgt
sein sollten, ist der urspringliche Bauzustand wiederherzustellen.

Aufgrund der in den Jahren 2022 / 2023 gemachten Erfahrungen aus der Anwendungspraxis
wird empfohlen, sofern eine Nutzung nach Satz 1 langer als sechs Monate ausgelibt werden
soll, dass die fachlich zustandige Behoérde bemuht sein soll, ein Einvernehmen tber die An-
forderungen an die Fortsetzung der Nutzung herzustellen. Da im Rahmen des Anhdrungs-
verfahrens zwischen der unteren Bauaufsichtsbehdérde und der Sozialbehdrde keine verbind-
liche Einigung Uber dieses Vorgehen hergestellt werden konnte, kann dieses Vorgehen le-
diglich als Empfehlung angeraten werden.

Die Sechsmonatsfrist soll der nach Satz 1 zustandigen Fachbehérde zunachst zur akuten
Krisenbewaltigung dienen und anschlieRend dazu genutzt werden, unter Berlcksichtigung
der Entwicklung der Krise Erfahrungen mit dem temporaren Standort zu sammeln. Ist eine
Entspannung der Situation zu erwarten, soll der Standort mdglichst bis zum Ende der Frist
wieder aufgegeben werden. Diese Entscheidung soll der Gemeinde in analoger Anwendung
von Satz 1 mitgeteilt werden.

Anderenfalls soll sich die fachlich zustdndige Behdrde darum bemuhen, mit der unteren Bau-
aufsichtsbehorde und der Berufsfeuerwehr ein Einvernehmen Uber die Anforderungen an die
Fortsetzung der Nutzung herzustellen. Dies kann im Rahmen eines Abstimmungsgespra-
ches geschehen, zu dem unter Moderation der federfiuhrenden Fachbehérde der bevoll-
machtigte Betreiber, die Bauaufsichtsbehérde und die Berufsfeuerwehr eingeladen werden.
In diesem Gesprach sind aus baurechtlicher Sicht insbesondere die planungsrechtliche Situ-
ation, Brandschutzaspekte und die Sicht des Beirates zu bewerten, um im Anschluss ent-
scheiden zu kdnnen, ob kurzfristige Nachbesserungen erforderlich sind und ob ein Bauan-
trag mit vollstdndigen Bauvorlagen zur Durchfihrung eines Baugenehmigungsverfahrens bei
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der Bauaufsichtsbehoérde einzureichen ist. Das Gesprachsergebnis soll protokolliert werden.
Diese Abstimmung darf nicht zu einer Riickverlagerung der fachlichen Verantwortung auf die
Bauaufsichtsbehorde flihren. Handelt eine Fachbehdrde jedoch aufgrund einer Notsituation
nach dieser Vorschrift, so sollen die Ubrigen Senatsressorts sowie die ihnen zugeordneten
Amter die betreffende Fachbehérde in ihren jeweiligen Zustandigkeitsbereichen fachlich un-
terstitzen. Sollte sich im Rahmen eines spateren Baugenehmigungsverfahrens herausstel-
len, dass der nach Absatz 6 gewahlte Standort dauerhaft nicht genehmigungsfahig ist, ist der
Standort spatestens nach drei Jahren unter Berilicksichtigung der Ausflihrungen zu Satz 1
aufzugeben.

Zu § 62 Genehmiqungsfreistellung

§ 62 enthalt die Anforderungen an die Genehmigungsfreistellung.

Die Vorschrift wurde in Verbindung den Anderungen zu § 13 und § 70 bereits mit der
BremLBO-18 landesrechtlich an die Seveso-llI-Richtlinie angepasst. Die finale Musterfas-
sung wurde nun auch in die MBO-Synopse zu TOP 10. der 327. Sitzung der Fachkommis-
sion Bauaufsicht vom September 2021 mit entsprechender Begriindung offiziell ilbernom-
men.

Nach Satz 1 bleibt der vorhabenbezogene Anwendungsbereich

nach Nummer 1 fir Wohngebaude, auch mit Rdumen zur Auslbung freier Berufe nach § 13
der Baunutzungsverordnung,

nach Nummer 2 fur sonstigen baulichen Anlagen, die keine Gebaude sind und

nach Nummer 3 fir Garagen, Stellplatzen, Nebengebauden und Nebenanlagen zu Bauvor-
haben nach den Nummern 1 und 2,

unter den Voraussetzungen des Absatzes 2 gegenuber der BremLBO unverandert.

Jedoch wird der Anwendungsbereich mit dem neu hinzugefiigten Satz 2 entsprechend, der
Synopse zur MBO-Fortschreibung vom 14.03.2023 (siehe TOP 13 der 332. Sitzung der FK
Bauaufsicht) nach Beschluss der 142 BMK vom 23./24.11.2023 zu TOP 11 folgend, um die
Vorhaben nach den Nummern 1 und 2 ausgeweitet.

Nach der neuen Nummer 1 fallen unter den Voraussetzungen des Absatzes 2 Nummer 3
und 4 im Anwendungsbereich des § 34 BauGB die Anderung und Nutzungsénderung von
Dachgeschossen zu Wohnzwecken einschlieBlich der Errichtung von Dachgauben bei Ge-
bauden ebenfalls in den Anwendungsbereich der Genehmigungsfreistellung.

Bisher ist der Ausbau von Dachgeschossen zu Wohnzwecken nur im Bereich qualifizierter
Bebauungsplane dem Genehmigungsfreistellungsverfahren zugewiesen, wenn er den Fest-
setzungen des fir den Bereich malRgeblichen Bebauungsplans entspricht. Auerhalb von
Bebauungsplangebieten ist dagegen ein vereinfachtes Baugenehmigungsverfahren nach

§ 63 oder — soweit durch den Dachgeschossausbau das Gebaude zu einem Sonderbau wird
— das regulare Baugenehmigungsverfahren nach § 64 erforderlich.

In Bereichen nach § 34 BauGB hat der Dachgeschossausbau regelmafig keine Auswirkun-
gen auf das Tatbestandsmerkmal ,Einfligen® hinsichtlich des MaRes baulicher Nutzung, da
sich die Kubatur des Geb&audes nicht wesentlich verandert. Damit ist das Risiko, dass ohne
Prifung der bauplanungsrechtlichen Zulassigkeit des Dachgeschossausbaus stadtebauliche
Missstéande verursacht oder verscharft werden, gering. Daher soll auch der Dachgeschoss-
ausbau im unbeplanten Innenbereich genehmigungsfrei gestellt werden und schafft damit
eine wesentliche verfahrensrechtliche Erleichterung fir Umbauten im Bestand.

Soweit die bauplanungsrechtliche Zulassigkeit aus Sicht der Gemeinde zweifelhaft ist, kann
sie nach Absatz 2 Nummer 4 ohne weitere Begrindung in das vereinfachte Genehmigungs-
verfahren Uberleiten. In der relativen Vielzahl der unproblematischen Falle kénnte der Bau-
herr nach Absatz 3 dagegen einen Monat nach Einreichen vollstandiger Unterlagen bei der
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Gemeinde mit der Ausflihrung seines Vorhabens beginnen.

Den Belangen des Brandschutzes und der Standsicherheit wird dadurch entsprochen, dass
auch im Genehmigungsfreistellungsverfahren bautechnische Nachweise zu erstellen und
ggf. zu prufen sind.

Die Genehmigungsfreistellung gilt nicht, wenn das Gebaude durch den Dachgeschossaus-
bau zu einem Sonderbau wird. In diesem Fall ist das Genehmigungsverfahren nach § 64
durchzufihren.

Nach der neuen Nummer 2 fallt die Modernisierung und der Ersatz von Anlagen zur Erzeu-
gung von Strom aus erneuerbaren Energie (Repowering) nun ebenfalls in den Anwendungs-
bereich der Genehmigungsfreistellung.

Die Anderung dient der Umsetzung des Artikels 16 Abs. 6 der Richtlinie (EU) 2018/2001, wo-
nach das Repowering bestehender Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer Energien durch ein
vereinfachtes, zlgiges Verfahren erleichtert werden soll.

Durch die Anderung wird die Genehmigungsfreistellung auch fiir das Repowering von Anla-
gen ermdglicht, die nach § 2 Absatz 4 Nummer 2 Sonderbauten sind, soweit die sonstigen
Voraussetzungen des Absatzes 2 erfiillt sind. Das betrifft vorrangig Windenergieanlagen mit
einer Hohe von mehr als 30 m, jedoch nicht solche Anlagen die nach § 60 eines fachrechtli-
chen Genehmigungsverfahrens bedurfen.

Die Satze 2 und 3 entsprechen unverandert der BremLBO-2022

Absatz 2 entspricht unverandert der BremLBO-2022 und enthalt die Voraussetzungen fur
die Genehmigungsfreistellung.

Absatz 3 enthalt unverandert den verfahrensrechtlichen Ablauf der Genehmigungsfreistel-
lung.

Nach Satz 1 hat die Bauherrin oder der Bauherr die erforderlichen Bauvorlagen bei der Ge-
meinde einzureichen. Mit dem Bauvorhaben darf nach Satz 2 einen Monat nach Eingang der
erforderlichen Bauvorlagen bei der Gemeinde begonnen werden. Teilt die Gemeinde der
Bauherrin oder dem Bauherrn vor Ablauf der Frist mit, dass kein Genehmigungsverfahren
durchgefluhrt werden soll und sie eine Untersagung nach § 15 Absatz 1 Satz 2 des Bauge-
setzbuches nicht beantragen wird, darf die Bauherrin oder der Bauherr nach Satz 3 mit der
Ausfihrung des Bauvorhabens beginnen.

Nach dem entsprechend der MBO-Synopse vom September 2021 (Beschluss der 327. FK
Bauaufsicht) gednderten Satz 4 erlischt das Recht zur Ausfihrung des Bauvorhabens ent-
sprechend der eingereichten Unterlagen, wenn innerhalb von drei Jahren nach Vorliegen der
Voraussetzungen nach den Satzen 2 und 3 mit dessen Ausflhrung nicht begonnen wurde,
oder die Bauausfilhrung mehr als drei Jahre unterbrochen worden ist.

Durch die Anderung des Satzes 4 werden der Genehmigungsfreistellung unterfallende Bau-
vorhaben insoweit den genehmigungsbedurftigen Vorhaben gleichgestellt, als entsprechend
nach § 73 Absatz 1 das Recht zur Bauausfuhrung erlischt, wenn nicht innerhalb von drei
Jahre nach dem méglichen Baubeginn der Bau begonnen oder die Bauausfiihrung mehr als
drei Jahre unterbrochen wird.

Da in der Genehmigungsfreistellung keinerlei Prifung der materiell-rechtlichen Zulassigkeit
erfolgt, tragt der Bauherr die alleinige Verantwortung fur die Einhaltung aller Anforderungen.
Allerdings ware es nicht sachgerecht, den Bauherrn dem Risiko auszusetzen, dass sich zwi-
schen mdglichem Baubeginn und Fertigstellung Anforderungen des Bauplanungs- und/oder
Bauordnungsrechts andern. Durch die Genehmigungsfreistellung soll lediglich auf eine pra-
ventive Priifung des materiellen Rechts verzichtet werden, im Ubrigen aber keine Besser-
oder Schlechterstellung von Bauherren erfolgen. Daher kann ein Bauvorhaben fur die Dauer
der Gliltigkeit der Bauanzeige entsprechend der zum Zeitpunkt der Einreichung der Bauvor-
lagen geltenden Rechtslage durchgefihrt werden. Aus der Wendung “Das Recht zur Ausfiih-
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rung ... erlischt...” ergibt sich auch, dass keine wie auch immer geartete fiktive Genehmi-
gung erteilt wird. War das angezeigte Bauvorhaben materiell unzuldssig, hat nie ein Recht
zur Ausflihrung des Bauvorhabens bestanden, das erldschen konnte.

Hinsichtlich der Bestandskraft gegentiiber einer Anderung des Bebauungsplans wird auch
der Gedanke des § 16 Absatz 3 BauGB aufgegriffen, wonach eine Veranderungssperre Bau-
vorhaben nicht berlhrt, von denen die Gemeinde nach MalRgabe des Bauordnungsrechts
Kenntnis erlangt hat und mit deren Ausfihrung vor dem Inkrafttreten der Veranderungs-
sperre hatte begonnen werden diirfen. Nach dieser Regelung soll eine Anderung der fiir das
Bauvorhaben maRgeblichen bauplanungsrechtlichen Grundlagen das Recht zur Ausflihrung
entsprechend der bisherigen Rechtslage nicht bertuhren.

Absatz 4 entspricht unverandert der BremLBO-2022 und enthalt mit Verweis auf Absatz 2
Nummer 4 verfahrensrechtliche Klarstellungen fiir eine mégliche Uberleitung von Vorhaben
der Genehmigungsfreistellung in das vereinfachte Baugenehmigungsverfahren nach § 63
BremLBO.

Die verfahrensrechtlichen Verweise in Absatz 5 entsprechen der BremLBO-2022, werden
entsprechend der Synopse zur MBO-Fortschreibung vom 14.03.2023 (siehe TOP 13 der
332. Sitzung der FK Bauaufsicht) nach Beschluss der 142 BMK vom 23./24.11.2023 zu TOP
11 um den Verweis auf den ebenfalls neu eingefligten § 69 Absatz 4 erganzt.

Die Anderung dient der Umsetzung des Artikels 16 Absatz 1 bis 3 der Richtlinie (EU)
2018/2001, wonach eine Anlaufstelle zu bilden ist, die auf Wunsch des Bauherrn wahrend
des gesamten Verwaltungsverfahrens hinsichtlich aller erforderlicher Genehmigungen berat
und unterstutzt.

Bei der Genehmigungsfreistellung handelt es sich im Wortsinn zwar nicht um eine Genehmi-
gung. Bei sachgerechter Auslegung der Richtlinie (EU) 2018/2001 dirften aber alle Verwal-
tungsverfahren gemeint sein, die durchzuflihren sind, um eine Anlage errichten und betrei-
ben zu dirfen. Durch den ergéanzenden Verweis auf § 69 Absatz 4 werden die fir Genehmi-
gungsverfahren geltenden Regelungen zur einheitlichen Stelle fur die Genehmigungsfreistel-
lung fur entsprechend anwendbar erklart. Dies betrifft hier im Wesentlichen jedoch nur Vor-
haben zur Modernisierung und der Ersatz von Anlagen zur Erzeugung von Strom aus erneu-
erbaren Energien (Repowering), die nach Absatz 1 Satz1 Buchstabe €) neu in den Anwen-
dungsbereich der Genehmigungsfreistellung fallen.

Zu § 63 — vereinfachtes Baugenehmigungsverfahren

Absatz 1 enthalt unverandert gegeniber der BremLBO-2022 in Satz 1 mit den Buchstaben
a) und b) den Anwendungsbereich und mit den Nummern 1 bis 3 den Prifumfang des ver-
einfachten Genehmigungsverfahrens.

Satz 2 stellt ebenfalls unverandert klar, dass die Prifung bautechnischer Nachweise ,verfah-
rensunabhangig nach den in § 66 geregelten Anforderungen durchzufihren ist.

Absatz 2 ist neu und wird entsprechend der Synopse zur MBO-Fortschreibung vom
14.03.2023 (siehe TOP 13 der 332. Sitzung der FK Bauaufsicht) nach Beschluss der 142
BMK vom 23./24.11.2023 zu TOP 11 neu hinzugefugt.

Satz 1 dient der Umsetzung von Artikel 16 Absatz 5 und 6 der Richtlinie (EU) 2018/2001, wo-
nach das Genehmigungsverfahren fiir die dort genannten Anlagen nicht langer als ein Jahr
dauern darf. Nur in besonderen Fallen ist eine Verlangerung auf zwei Jahre mdglich. Die
Folge einer Fristuberschreitung wird in der Richtlinie (EU) 2018/2001 nicht geregelt. Eine in
diesem Fall eintretende Genehmigungsfiktion entspricht nach Satz 2 der Konzeption des

§ 42a des Bremischen Verwaltungsverfahrensgesetzes.

Far Baugenehmigungsverfahren nach § 63 wird in § 72 Absatz 1a neu eine Genehmigungs-
fiktion eingefuhrt. Aus Grinden der Verfahrensbeschleunigung entfallt fir diese Vorhaben
die bisher durchgeflihrte Schlusspunktprifung durch die Bauaufsichtsbehdrde vor Erteilung
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der Baugenehmigung nach § 72 Absatz 1 Satz 1. Auf die Ausflihrungen zu § 72 Absatz 1
und dem neu hinzugefiigten Absatz 1a wird erganzend hingewiesen.

Zu § 64 — Baugenehmigungsverfahren

§ 64 bleibt unverandert gegeniber der BremLBO-2022 und regelt das umfangliche Bauge-
nehmigungsverfahren flr alle Vorhaben des Nichtwohnungsbaus und Sonderbauten.

Satz 1 enthalt mit den Nummern 1 bis 3 den unveranderten verfahrensrechtlichen Prifum-
fang. Satz 2 stellt mit Verweis auf § 61 Absatz 3 Satz 3 wie bisher klar, dass in bestimmten
Fallen auch fir die Beseitigung von Anlagen ein Baugenehmigungsverfahren durchgefuhrt
werden kann. Satz 3 stellt ebenfalls unverandert klar, dass die Prifung bautechnischer
Nachweise ,verfahrensunabhangig nach den in § 66 geregelten Anforderungen durchzufih-
ren ist.

Zu § 64a — bauaufsichtliche Zustimmung

Absatz 2 wird entsprechend der MBO-Synopse vom September 2021 nach Beschluss der
327. Sitzung der Fachkommission Bauaufsicht zu TOP 10.01 neu eingefligt und stellt klar,
dass es sich bei Schutzobjekten im Sinne des Artikels 13 der Seveso-IlI-Richtlinie auch um
BaumafRnahmen handeln kann, fur die ein Zustimmungsverfahren durchgefuhrt werden soll.
Es ist auch bei diesen Bauvorhaben sicherzustellen, dass sowohl eine bauplanungsrechtli-
che Priifung als auch die nach Artikel 15 der Seveso-llI-Richtlinie erforderliche Offentlich-
keitsbeteiligung durchgefiihrt wird.

Durch die Bezugnahme auf § 70 Absatz 3 wird sichergestellt, dass fir alle Bauvorhaben, die
dem Schutzzweck des Artikel 13 Seveso-IlI-Richtlinie unterfallen, ein Verfahren stattfindet, in
dem die bauplanungsrechtliche Prifung erfolgt und auch eine Baugenehmigung erteilt wird.

Zu § 65 BremLBO — Bauvorlageberechtigung

Vorbemerkungen:

Die Regelungen zur Bauvorlageberechtigung werden entsprechend dem Beschluss der Vor-
lage zu TOP 8 der 140. Bauministerkonferenz vom September 2022 mustertreu in der Bremi-
schen Landesbauordnung und im Bremischen Ingenieurgesetz angepasst.

Die bisherigen Regelungen zur Bauvorlageberechtigung in der Musterbauordnung (MBO)
und entsprechend gleichlautend landesrechtlich Gbertragen in die Landesbauordnung Nord-
rhein-Westfalen waren Ausgangspunkt eines von der Europaischen Kommission (KOM) ge-
gen die Bundesrepublik Deutschland angestrengten Vertragsverletzungsverfahrens (VVV
2018/2291). Nachdem die Kommission Uber das damalige Bundeswirtschaftsministerium
(BMWi), heute Bundesministerium fur Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK) im Januar 2019
erganzende Informationen zu Regelungen in weiteren Landesbauordnungen erbeten hatte,
wurde das Verfahren auf mehrere Lander ausgedehnt.

In Absprache mit dem BMWi/BMWK haben nach Einleitung des Vertragsverletzungsverfah-
rens mehrere Gesprache mit der EU-Kommission stattgefunden und es wurden verschie-
dene Entwirfe zur Anderung der MBO diskutiert. Deutschland wurde auf Landerseite von
Nordrhein-Westfalen, Sachsen und Bayern vertreten. Hauptkritikpunkt der Kommission war
das Erfordernis der zweijahrigen Berufserfahrung flr die Bauvorlageberechtigung nach § 65
MBO, in Bremen in § 13 des Bremischen Ingenieurgesetzes geregelt.

Zudem rugte die Kommission die bei der voribergehenden Dienstleistungserbringung in der
MBO vorgesehene ex-ante Prifung der Qualifikation (§ 65d MBO) und die fehlende Wahl-
moglichkeit zwischen den vorgesehenen AusgleichsmalRnahmen im Rahmen der Berufsan-
erkennung (§ 65¢ MBO). In den Gesprachen mit der Kommission wurde der Entwurf fur die
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Anderung der MBO besprochen und entsprechend der Kritikpunkte der Kommission ange-
passt. Der BMK im September 2022 zur Beschlussfassung vorgelegte Fassung zu Anderung
des § 65 MBO entspricht der in den Gesprachen mit der Kommission erarbeiteten Fassung,
die die Kommission nunmehr akzeptiert hat. Die Kommission hat gegenliber dem BMWi/
BMWK erklart, bei Umsetzung der Anderung werde das Vertragsverletzungsverfahren been-
det. Die Kommission hat aber auch betont, dass sie eine Anderung der MBO im besproche-
nen Sinn noch im Herbst 2022 erwarte. Sie erwarte ferner nach dem Beschluss der BMK
Uber die Anderung der MBO fiir jedes Land einen Zeitplan, wann die Umsetzung im jeweili-
gen Land erfolge. Andernfalls steht die Fortflihrung des Vertragsverletzungsverfahrens mit
ggaf. entsprechenden Zwangsgeldern zu Lasten der Lander im Raum, die die Vorgaben nicht
umsetzen.

Das Land Bremen ist zwar im Rahmen des Vertragsverletzungsverfahren nicht direkt be-
klagt, hat aber gleichlautende Reglungen in der BremLBO, weshalb mit dieser Novelle aus
den dargelegten Grunden ebenfalls notwendiger Anpassungsbedarf besteht.

Die nun vorliegende Neuregelung ist umfangreich, weil sie dem Wunsch der Kommission
Rechnung tragt, die notwendigen Anderungen méglichst zentral in der MBO mit den §§ 65 —
65d und der dazugehdrigen Anlage 1 vorzunehmen. Das schlief8t nicht aus, dass bei der
Umsetzung in Landesrecht durch Verweis auf bestehende Berufsqualifikationsgesetze in die
Landesbauordnung nur ein Teil der Regelungen ibernommen wird, wahrend der Gbrige Teil
im Bremischen Ingenieurgesetz angepasst wird, so dass sich die Regelungen im Landes-
recht wie folgt wiederfinden

§ 65 MBO entsprechend Entwurf BremLBO-2024 Entwurf BremingG-2024
BMK-Beschluss vom

22.09.2022

§ 65 § 65 verbleibt angepasst entspre-

Bauvorlageberechtigung Bauvorlageberechtigung chend der bisherigen lan-
desrechtlichen Regelungs-
systematik in der BremLBO

§ 65a Neu, wird musterkonform § 13a

entsprechend der bisherigen

landesrechtlichen Rege- tragung in die Liste nach §

gngsfyséemaf“k in das 65 Absatz 2 Nr. 2 und Abs.
remingG aurgenommen 3 Nr. 1 BremLBO

Voraussetzung flr die Ein-
tragung in die Liste nach §
65 Absatz 2 Nr. 2

Voraussetzung fir die Ein-

§ 65b Neu, wird musterkonform §13b

Eintragungsverfahren fir entsprechend der bisherigen Eintragungsverfahren fur

Antragstellende nach § 65a :andesrefhtllcltjsp R:jege- Antragstellende nach § 13a
Absatz 3 ungssystematix in das Absatz 3
BremIngG aufgenommen

§ 65¢ Neu, wird musterkonform § 13c
entsprechend der bisherigen
landesrechtlichen Rege-
lungssystematik in das
BremIingG aufgenommen

Ausgleichsmalinahmen Ausgleichsmalinahmen

§ 65d Neu, wird musterkonform §13d
entsprechend der bisherigen
landesrechtlichen Rege-
lungssystematik in das
BremIingG aufgenommen

Vorubergehende und gele-
gentliche Dienstleistungser-

Vorubergehende und gele-
gentliche Dienstleistungser-
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§ 65 MBO entsprechend
BMK-Beschluss vom
22.09.2022

Entwurf BremLBO-2024

Entwurf BremingG-2024

bringung von bauvorlagebe-
rechtigten Ingenieuren, An-
zeigeverfahren

bringung von bauvorlagebe-
rechtigten Ingenieuren, An-
zeigeverfahren

Anlage 1 (§ 65 Abs. 3 Nr. 3,
zu 65a Abs. 1 Nr. 1)

Neu, wird musterkonform
entsprechend der bisherigen

Anlage 1 (§ 65 Abs. 3 Nr. 3
BremLBO und, zu 13a Abs.

Leitlinien zu Ausbildungsin- :a:dzirif:;“g[?sf‘n%ﬁe' 1Nr.1)
halten Ungssy i Leitlinien zu Ausbildungsin-
BremIngG aufgenommen halten

Am 22.02.2023 wurde von einer landerubergreifenden Arbeitsgruppe unter Federfihrung des
Landes Mecklenburg-Vorpommern eine Musterbegriindung zu § 65 MBO vorgelegt und auf
der 332. Sitzung der Fachkommission Bauaufsicht zur Kenntnis genommen, die thematisch
zu den einzelnen Paragrafen wie folgt einleitet und im Nachfolgenden bremisch angepasst
bzw. erganzt wird:

Aufgrund eines von der Europaischen Kommission gegen Deutschland eingeleiteten Vertrags-
verletzungsverfahrens (VVV 2018/2291 - Bauvorlageberechtigung) wegen unzureichender
Richtlinienumsetzung der Richtlinie EG 2005/36 haben die Europdische Kommission (KOM)
und Deutschland gemeinsam einen Kompromiss zur Beilegung des Vertragsverletzungsver-
fahrens hinsichtlich der Bauvorlageberechtigung der Ingenieure ausgehandelt. Dieser Kom-
promiss flihrt zu Anderungen in der Musterbauordnung in den §§ 65 ff. Diese Anderungen sind
zwingend ins Landesrecht als Mindeststandard umzusetzen, um die Beendigung des Vertrags-
verletzungsverfahrens sicherzustellen. Zum Zwecke der Angleichung an die Regelungen der
Musterbauordnung zur Bauvorlageberechtigung werden daher durch Artikelgesetz in der Bre-
mischen Landesbauordnung (Artikel 1) in § 65 die Absatze 1 bis 6 neu gefasst, wahrend die
Umsetzung der §§ 65a bis d inklusive der Anlage 1 im Bremischen Ingenieurgesetz (Artikel 3)
mit den §§ 13 bis 13d erfolgt. Auf die dortigen Ausfihrungen in der Begrindung wird verwie-
sen.

Zu den materiellen Regelungsinhalten:
Absatz 1 — Erfordernis der Bauvorlageberechtigung

Absatz 1 entspricht unverandert § 65 Absatz 1 BremLBO-2022 und enthalt in Satz 1 die Grund-
anforderung, wonach Bauvorlagen fiir die nicht verfahrensfreie Errichtung und Anderung von
Gebauden mussen von einer Entwurfsverfasserin oder einem Entwurfsverfasser erstellt sein
mussen, die oder der entsprechend der nachfolgenden Kriterien bauvorlageberechtigt ist.

Satz 2 enthalt die bisherigen Ruckausnahmeregelungen bei, wonach Satz 1 nicht gilt fur

Nach Nummer 1 Bauvorlagen, die uUblicherweise von Fachkraften mit anderer Ausbildung als
nach Absatz 2 verfasst werden,

nach Nummer 2 geringfligige oder technisch einfache Bauvorhaben, hierzu zahlen insbeson-
dere verfahrensfreie Bauvorhaben nach § 61 Absatz 1 und

nach Nummer 3 bautechnische Nachweise nach § 66. An die Ersteller dieser Nachweise wer-
den je nach Schwierigkeitsgrad des Vorhabens andere Anforderungen gestellt, die z.B. in der
Vorschrift selbst (qualifizierter Brandschutzplaner), in der Bremischen Verordnung tber die
Prifingenieurinnen und Prifingenieure (BremPPV) oder in § 13 e des Bremischen Ingenieur-
gesetzes betreffend die Anforderungen an Tragwerksplanerinnen und Tragwerksplaner fest-
geschrieben sind.
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Absatz 2 — umfangliche Bauvorlageberechtigung

Im neugefassten Absatz 2 werden nur noch die Personen erfasst, die unbeschrankt bauvorla-
geberechtigt sind. Hierzu zahlen Personen, die

unverandert nach Nummer 1 entsprechend den im Bremischen Architektengesetz geregel-
ten Anforderungen die Berufsbezeichnung ,Architektin oder ,Architekt” fihren darf oder

unverandert nach Nummer 2 in die von der Ingenieurkammer der Freien Hansestadt Bre-
men gefuhrte Liste der Bauvorlageberechtigten eingetragen ist; Eintragungen anderer Lan-
der gelten auch im Land Bremen. Die Voraussetzungen fir die Eintragung in diese Liste wer-
den zuklnftig in § 13a des Bremischen Ingenieurgesetzes geregelt. Fur diese Personen wird
zudem der Kreis der Bauvorlageberechtigten redaktionell erweitert. Wie bisher sind neben
den in der von der Ingenieurkammer gefiihrten Liste eingetragene Bauvorlageberechtigte
auch Personen bauvorlageberechtigt, die ohne eine solche Listeneintragung geman § 13d
des Bremischen Ingenieurgesetzes voribergehend und gelegentliche Dienstleistungen als
EU auswartige, bauvorlageberechtigte Ingenieure im Land Bremen erbringen.

Die Gruppe der Innenarchitekten, die bisher nach Nummer 3 a.F. eingeschrankt bauvorlage-
berechtigt war, wird nach Absatz 3 Nummer 2 verschoben. Gleiches gilt flr die Gruppe der
~technischen Objektplaner und die ,staatlichen Hochbautechniker®, die bisher nach Nummer
4 a.F. bauvorlageberechtigt waren und zukinftig nach Absatz 3 Nummer 3 bauvorlageberech-
tigt sind.

Absatz 3 — eingeschrankte Bauvorlageberechtigung

Absatz 2 und der neue Absatz 3 bilden insoweit ein Stufenverhaltnis. In Absatz 3 werden all
jene Personen erfasst, die personlich und oder sachlich eingeschrankt Bauvorlageberechtigt
sind.

Nach der neuen Nummer 1 sind Berufsangehdrige, welche tber die in § 13a des Bremischen
Ingenieurgesetzes genannten inlandischen oder auswartigen HochschulabschlUsse verfigen
fur die in Absatz 1 Satz 2 genannten Vorhaben sowie die in lit. a) bis ¢) genannten Gebaude
bauvorlageberechtigt. Dies sind

Nach Buchstabe a) freistehende oder nur einseitig angebaute oder anbaubare Wohnge-
baude der Gebaudeklassen 1 bis 3,

nach Buchstabe b) eingeschossige gewerblich genutzte Gebaude, die keine Sonderbauten
sind und

nach Buchstabe c) land- und forstwirtschaftlich genutzte Gebaude, die keine Sonderbauten
sind,

Der vorhabenbezogene Bezug zu Absatz 1 Satz 2 dient lediglich der Klarstellung, da bei for-
maler Betrachtung fiir derartige Bauvorhaben keine Bauvorlageberechtigung erforderlich ist.
Damit wird dem Umstand Rechnung getragen, dass insbesondere auswartige Hochschulab-
solventen aus EU Mitgliedstaaten, die Uber einen Hochschulabschluss nach § 13a des Bremi-
schen Ingenieurgesetzes verfiigen, dariber informiert werden, dass die eingeschrankte Bau-
vorlageberechtigung auch die Berechtigung zur Erstellung von Bauvorlagen flir Bauvorhaben
nach Absatz 1 Satz 2 erfasst.

Des Weiteren wird fur die eingeschrankte Bauvorlageberechtigung nach Nummer 1 keine
zweijahrige praktische Berufserfahrung auf dem Gebiet der Entwurfsplanung von Gebduden
gefordert. Im Gegenzug wird jedoch die Bauvorlageberechtigung auf die in lit. a) bis c) be-
nannten Gebaude beschrankt.

Die bestehenden eingeschrankten Bauvorlageberechtigungen der Innenarchitekten und Be-
rufsangehdrigen im Bereich des offentlichen Rechts auf dem Gebiet der Objektplanung wer-
den aus systematischen Griinden kiinftig in Absatz 3 Nummer 2 und 3 verortet.

Nummer 2 entspricht Absatz 2 Nummer 3 a.F. und enthalt die beschrankte Bauvorlagebe-
rechtigung fur Berufsangehdrige, welche
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nach Buchstabe a) die Berufsbezeichnung ,Innenarchitektin“ oder ,Innenarchitekt® fiihren dur-
fen, fur die mit der Berufsaufgabe der Innenarchitektin oder des Innenarchitekten verbundenen
baulichen Anderungen von Gebauden, sowie

mit dem neuen Buchstaben b) die Berufsbezeichnung ,Landschaftsarchitektin“ oder ,Land-
schaftsarchitekt® fihren dirfen, flr die mit der Berufsaufgabe der Landschaftsarchitektin oder
des Landschaftsarchitekten verbundenen BaumalRnahmen im Sinne dieses Gesetzes.

Die Aufnahme dieser Berufsgruppe in die beschrankte Bauvorlageberechtigung erfolgt vor
dem Hintergrund, dass fir eine

1. Entsiegelung / Begrinung / Freiflachengestaltung nach § 8 Absatz 1 und 2 BremLBO-
2024,

2. Flachdachbegriinung, auch in Kombination mit Photovoltaik auf Dachflachen nach § 32
Absatz 10 und 11 BremLBO-2024 in Verbindung mit dem Bremischen Solargesetz

sowie eine bislang
3.  freiwillige Fassadenbegrinung

eine rechtzeitige Verknipfung mit anderen Gebaudeplanungen bauvorlagerberechtigter Per-
sonen oder Fachplanenden notwendig sein kann.

Nummer 3 entspricht unverandert Absatz 2 Nummer 4 a.F. und enthalt die Bauvorlageberech-
tigung fur Berufsangehdrige, welche einen berufsqualifizierenden Hochschulabschluss eines
Studiums der Fachrichtung Bauingenieurwesen gemald den in Anlage 1 zu § 65 Absatz 3
Nummer 3 BremLBO und zu § 13 Absatz 1 Nummer 1 im Bremischen Ingenieurgesetz gere-
gelten Leitlinien zu Ausbildungsinhalten oder der Fachrichtung Architektur nachweisen kon-
nen, danach mindestens zwei Jahre auf dem Gebiet der Objekt- und Entwurfsplanung von
Gebauden praktisch tatig gewesen sind und fir Bedienstete einer juristischen Person des 6f-
fentlichen Rechts sind, fur deren dienstliche Tatigkeit.

Im Ergebnis ergibt sich daraus zusammengefasst folgendes dreistufiges System der Bauvor-
lageberechtigung:

1.  keine Bauvorlageberechtigung erforderlich, § 65 Absatz 1 Satz 2
2 unbeschrankte Bauvorlageberechtigung, § 65 Absatz 2

3.  eingeschrankte Bauvorlageberechtigung, § 65 Absatz 3

4 kleine ,Handwerker“-Bauvorlageberechtigung, § 65 Absatz 6.

Absatz 4 - Listenfiihrung

Nach dem neuen Absatz 4 werden Personen, die nach § 65 Absatz 3 Nummer 1 beschrankt
Bauvorlageberechtigt sind, kinftig in eine von der Ingenieurkammer der Freien Hansestadt
Bremen zu fuhrende Liste eingetragen. Eine Konkretisierung erfolgt tber § 13a BremIngG.

Abweichend vom Muster wird hierflr nicht der Begriff ,Verzeichnis®, sondern das Wort ,Liste”
verwendet, da hierunter in Abstimmung mit der Ingenieurkammer der Freien Hansestadt alle
Verzeichnisse fallen, fur die sich aus der jeweiligen Vorschrift ein gesetzlicher Auftrag zur Fuh-
rung einer offiziellen Liste ergibt.

Absatz 5 — Verkniipfungsklausel zum BremingG

Absatz 5 ist ebenfalls neu und enthalt die notwendige Verknipfungsklausel zum BremingG,
die die Anforderungen an die Bauvorlageberechtigung in § 65 BremLBO nicht abschlielend
geregelt werden, sondern der bisherigen Systematik folgend, die fachlichen Qualifikationsan-
forderungen an Bauvorlageberechtigte weiterhin in § 13 des Bremischen Ingenieurgesetzes
geregelt bleiben. Demnach mussen Bauvorlageberechtigte nach Absatz 2 Nummer 2 und Ab-
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satz 3 Nummer 1 die im §§ 13 bis § 13 d des Bremischen Ingenieurgesetzes geregelten An-
forderungen an ihre berufliche Qualifikation erfullen. Dort werden die Regelungen des § 65a
bis d MBO-2022 inhaltsgleich umgesetzt.

Absatz 6 — kleine ,,Handwerker“-Bauvorlageberechtigung

Die in vielen Bundeslandern in den Landesbauordnungen langjahrig enthaltene kleine ,Hand-
werker“-Bauvorlageberechtigung war nicht Gegenstand des von der Europaischen Kommis-
sion (KOM) gegen die Bundesrepublik Deutschland angestrengten Vertragsverletzungsverfah-
rens (VVV 2018/2291). Die bisher in § 65 Absatz 3 a.F. Regelung soll deshalb beibehalten
werden und wird leicht modifiziert in Absatz 6 Uberfuhrt. Gestrichen wird die ,kleine Bauvorla-
geberechtigung” fur die die Berufsangehorigen der Fachrichtung Bauingenieurwesen, die auf-
grund des Bremischen Ingenieurgesetzes zur Fuhrung der Berufsbezeichnung ,Ingenieurin®
oder ,Ingenieur” berechtigt sind, da diese nun in Absatz 3 Nummer 1 enthalten sind und somit
von den hohergestuften Vorhabenprofilen der neuen Zwischenstufe der ,eingeschrankten
Bauvorlageberechtigung“ profitieren.

Demnach bleiben nach Satz 1 bauvorlageberechtigt flr

1. Einfamilienhduser, einschliellich einer Einliegerwohnung, mit einer Geschossflache bis
zu 200 m?, ausgenommen sind Vorhaben an Kulturdenkmalern oder in ihrer Umge-
bung,

2. gewerbliche Gebaude mit nicht mehr als einem oberirdischen Geschoss bis zu 250 m?
Grundflache und bis zu 5 m Wandhéhe im Sinne von § 6 Absatz 4,

3. landwirtschaftliche Betriebsgebaude mit nicht mehr als 2 oberirdischen Geschossen bis
250 m2 Grundflache,

4, Garagen bis 100 m? Nutzungsflache,
5.  einfache Anderungen von sonstigen Geb&uden

auch die Handwerksmeisterinnen oder Handwerksmeister des Maurer-, des Beton- oder
Stahlbetonbauer- oder Zimmererhandwerks und Personen, die diesen handwerksrechtlich
gleichgestellt sind sowie die staatlich gepruften Technikerinnen und Techniker der Fachrich-
tung Bautechnik mit Schwerpunkt Hochbau.

Satz 2 legt entsprechend dem bisherigen Recht unverandert fest, dass die kleine Bauvorla-
geberechtigung nach Satz 1 acht Jahre nach Erwerb der dort genannten Qualifikation ent-
steht. Die Gleichstellungsklausel nach Satz 3 besagt, dass Staatsangehdrige eines anderen
Mitgliedstaates der Europaischen Union oder eines nach dem Recht der Europdischen Ge-
meinschaft gleichgestellten Staates im Sinn des Satzes 1 bauvorlageberechtigt sind, wenn
sie eine entsprechende Berechtigung besitzen und daflr vergleichbare Qualifikationen erful-
len mussten oder vergleichbare Qualifikationen besitzen.

Die bisher in Absatz 4 a.F. enthaltene ,Altfallregelung” wird gestrichen. Sollten sich fir die-
sen Personenkreis noch seltene Anwendungsfélle ergeben, wird in den Ubergangsvorschrif-
ten in § 87 Absatz 5 eine Besitzstandswahrungsklausel eingefligt, die diesen Personen bis
zur Beendigung ihrer dienstlichen Tatigkeit eine nach damaligen Vorschriften anerkannte
Bauvorlageberechtigung weiterhin zugesteht.

zu § 66 — Bautechnische Nachweise

In § 66 sind mit Bezug auf die Anderungen betreffend die Anforderungen an die Bauvorlage-
berechtigung die Verweise anzupassen. Daruber hinaus werden an der Vorschrift weitere
punktuelle Anderungen vorgenommen.

Absatz 1 enthalt die Grundanforderungen an bautechnische Nachweise, die entsprechend
der Bremischen Bauvorlagenverordnung zu erstellen sind.
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Satz 2 enthalt den angepassten Verweis auf die Bauvorlageberechtigung nach § 65 Absatz 2
(umfanglich), Absatz 3 Nummer 1 (eingeschrankt) und Nummer 3 (Objektplaner) sowie Ab-
satz 6 (fur kleine ,Handwerker-Bauvorlageberechtigung“)) und schlie3t die Berechtigung zur
Erstellung der bautechnischen Nachweise ein, soweit nicht nachfolgend Abweichendes be-
stimmt ist.

Absatz 2 regelt die Anforderungen an die Erstellung des Standsicherheitsnachweises mit
den nach § 10 BremBauVorlV erforderlichen Angaben.

Der Standsicherheitsnachweis muss nach Satz 1 Halbsatz 1 bei

nach Nummer 1 Gebauden der Gebaudeklassen 1 bis 3 oder

nach Nummer 2 sonstigen baulichen Anlagen, die keine Gebaude sind,
von einer Person erstellt sein, die nach Halbsatz 2

nach Buchstabe a entweder in eine nach § 13e Absatz 1 des Bremischen Ingenieurgeset-
zes von der Ingenieurkammer der Freien Hansestadt Bremen fuhrenden Liste der Tragwerk-
splanerin oder Tragwerksplaner eingetragen ist; Eintragungen anderer Lander gelten auch
im Land Bremen oder

nach dem neuen Buchstaben b auf Grundlage der Bremischen Verordnung tber die Prifin-
genieurinnen und Prufingenieure als Prufingenieurin oder Prifingenieur fir Standsicherheit
anerkannt ist. Diese Regelung wurde in Anlehnung an eine gleichlautende Regelung der
Brandenburgischen Bauordnung Gbernommen.

Nach Satz 2 darf der Standsicherheitsnachweis auch bei anderen Bauvorhaben (héhere Ge-
baudeklassen oder Sonderbauten) von einer Tragwerksplanerin oder einem Tragwerkspla-
ner oder einer Prifingenieurin oder einem Prifingenieur nach Satz 1 erstellt werden.

Diese Aufweitung der Aufsteller-Qualifikation erscheint gerechtfertigt, da es auch bei der Auf-
stellung des Brandschutznachweises zulassig ist, dass dieser durch eine Prifingenieurin o-
der einen Prifingenieur flr Brandschutz erstellt werden darf, sofern in beiden Fallen zwin-
gend darauf zu achten ist, dass eine moégliche sich anschlieRende bauaufsichtliche Prifung
nicht durch die gleiche Person erfolgt, um das ,Vier-Augen-Prinzip“ sicherzustellen.

Absatz 3 regelt, in welchen Fallen eine bauaufsichtliche Prifung des Standsicherheitsnach-
weises erforderlich ist. Dies ist nach Satz 1 Nummer 1 grundsatzlich bei Gebauden der Ge-
baudeklassen 4 und 5 der Fall. Sofern dieses nach Satz 1 Nummer 2 nach Mallgabe eines
in der Rechtsverordnung nach § 84 Absatz 3 (Bremische Bauvorlagenverordnung) geregel-
ten Kriterienkatalogs ebenfalls erforderlich ist, bei

nach Buchstabe a Gebiuden der Gebaudeklassen 1 bis 3,
nach Buchstabe b Behaltern, Bricken, Stiitzmauern, Triblnen,

nach Buchstabe ¢ sonstigen baulichen Anlagen, die keine Gebaude sind, mit einer Héhe
von mehr als 10 m.

Entsprechend der Synopse zur MBO-Fortschreibung vom 14.03.2023 (siehe TOP 14 der
332. Sitzung der FK Bauaufsicht) nach Beschluss der 142 BMK vom 23./24.11.2023 zu

TOP 11 wird in der Aufzahlung Buchstabe d neu hinzugefiigt. der auch Fundamente fur
Windenergieanlagen mit einer Hohe von mehr als 10 m, die im Ubrigen dem Anwendungsbe-
reich der Richtlinie 2006/42/EG unterliegen, einer baustatischen Prifung unterwirft.

Der Nachweis uber die Erflillung der grundlegenden Sicherheits- und Gesundheitsschutzan-
forderungen einer Maschine ist bereits Uber die Konformitatsvermutung von Konformitatser-
klarung und CE-Kennzeichnung nach Artikel 7 Absatz 1 der Richtlinie 2006/42/EG gefuhrt.
Die Mitgliedstaaten haben — ohne weitere Priifung — davon auszugehen, dass die Anforde-
rungen der Richtlinie — einschlieBlich der Standsicherheit — erfillt sind. Es darf daher kein
zusatzlicher Nachweis verlangt werden, soweit Konformitatserklarung und CE-Kennzeich-
nung reichen.
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Soweit Windenergieanlagen nach der Richtlinie 2006/42/EG in Verkehr gebracht werden,
kann kein Standsicherheitsnachweis verlangt werden. Die Fundamente sind jedoch regelma-
Rig nicht Bestandteil der ,Maschine Windenergieanlage“ und unterliegen daher dem bauauf-
sichtlichen Regelwerk. Da die Fundamente und die Verbindung der Windenergieanlagen mit
den Fundamenten fir die Standsicherheit der Gesamtanlage wesentlich sind, kann eine Uber-
prifung der Standsicherheit erforderlich sein. Die Héhe von 10 m als Untergrenze der Prif-
pflicht wird gewahlt, da diese Hohe bei Anlagen, die nicht nach der Maschinenrichtlinie in
Verkehr gebracht werden, nach Satz 1 Nummer 2 Buchstabe c flir die Priufpflicht mafigeblich
ware.

Werden Gondel, Turm und Fundament insgesamt nach der Maschinenrichtlinie in Verkehr
gebracht, kann insgesamt kein Standsicherheitsnachweis verlangt werden.

Soweit der Turm nicht Bestandteil der Maschine ist, richtet sich die Prifpflicht fir Turm und
Fundament nach Satz 1 Nummer 2 Buchstabe c.

Das Priferfordernis einer bautechnischen Prifung gilt grundsatzlich nicht fir Wohngebaude
der Gebaudeklassen 1 und 2. Satz 3 erdffnet ein Ermessen fir die untere Bauaufsichtsbe-
hoérde, abweichend von Satz 1 im begrindeten Einzelfall hinsichtlich des Risikopotenzials
eine bauaufsichtliche Prifung des Standsicherheitsnachweises fordern zu kdnnen.

Absatz 4 regelt, in welchen Fallen eine bauaufsichtliche Prifung des Brandschutznachwei-
ses erforderlich ist. Dies ist nach Satz 1 Nummer 1 grundsatzlich bei Sonderbauten, nach
Nummer 2 bei Mittel- und Grol3garagen im Sinne der Muster-Garagenverordnung und nach
Nummer 3 bei Gebauden der Gebaudeklassen 4 und 5 der Fall.

Nach Satz 2 ist seit der BremLBO-2020 ist eine bauaufsichtliche Prufung nach Satz 1 bei
Gebauden der Gebaudeklasse 4 nicht erforderlich, wenn der Brandschutznachweis erstellt
worden ist von

nach Nummer 1 einer Prifingenieurin oder einem Prufingenieur fur Brandschutz oder
nach Nummer 2 einer Brandschutzplanerin oder einem Brandschutzplaner, die oder der

nach Buchstabe a) Angehdrige oder Angehdriger der Fachrichtung Architektur, Hochbau,
Bauingenieurwesen oder eines Studiengangs mit Schwerpunkt Brandschutz ist oder die oder
der ein Studium an einer deutschen Hochschule, ein gleichwertiges Studium an einer auslan-
dischen Hochschule oder die Ausbildung flir mindestens den gehobenen feuerwehrtechni-
schen Dienst abgeschlossen hat,

nach Buchstabe b) danach mindestens zwei Jahre auf dem Gebiet der brandschutztechni-
schen Planung und Ausfiihrung von Gebauden oder deren Prifung praktisch tatig gewesen
ist,

nach Buchstabe c) die erforderlichen Kenntnisse des Brandschutzes nachgewiesen hat und

nach Buchstabe d) unter Beachtung der Eintragungsvoraussetzungen des § 13a des Bremi-
schen Ingenieurgesetzes in einer von der Architekten- und Ingenieurkammer der Freien Han-
sestadt Bremen zu fihrenden Liste als Brandschutzplanerin oder Brandschutzplaner einge-
tragen ist; Eintragungen anderer Lander gelten auch im Land Bremen.

Nach Satz 3 muss die Berufsfeuerwehr vor Einreichung des Bauantrages in Textform besta-
tigt haben, dass hinsichtlich der Personenrettung keine Bedenken bestehen. Fiur Personen,
die einen Brandschutznachweis nach Satz 2 erstellen, verweist Satz 4 auf § 80 Absatz 2
Nummer 2 mit der entsprechenden MalRgabe, dass die mit dem Brandschutznachweis Uber-
einstimmende Bauausfuhrung ist von der Nachweiserstellerin oder vom Nachweisersteller
gegenuber der unteren Bauaufsichtsbehdrde zu bestatigen ist. Nach Satz 5 darf auch bei an-
deren Bauvorhaben der Brandschutznachweis von einer Brandschutzplanerin oder einem
Brandschutzplaner nach Satz 2 Nummer 2 erstellt werden.

Entsprechend der Gleichstellungsklausel in Satz 6 gilt fur Personen, die in einem anderen
Mitgliedstaat der Europaischen Union oder einem nach dem Recht der Europaischen Union
gleichgestellten Staat zur Erstellung von Brandschutznachweisen niedergelassen sind, § 13a
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Absatz 2 bis 4 und § 13d Absatz 5 des Bremischen Ingenieurgesetzes mit der MalRgabe ent-
sprechend, dass die Anzeige beziehungsweise der Antrag auf Erteilung einer Bescheinigung
bei der Architekten- und Ingenieurkammer der Freien Hansestadt Bremen entsprechend der
nach § 84 Absatz 2a erlassenen Regelungen einzureichen ist.

Absatz 5 stellt unverandert in Satz 1 klar, dass auf3er in den Féallen der Abséatze 3 und 4
bautechnische Nachweise nicht geprift werden; § 67 bleibt unberthrt. Dartiber hinaus kann
die Bauaufsichtsbehérde nach Satz 2 bei Vorhaben mit geringem Risikopotenzial und unter-
geordneter Bedeutung auf eine ansonsten nach Absatz 3 oder 4 erforderliche bauaufsichtli-
che Prifung der bautechnischen Nachweise verzichten. Einer bauaufsichtlichen Prifung be-
darf es ferner nach dem um das Instrument der Typengenehmigung nach § 72a erganzten
Satz 3 nicht, soweit fur das Bauvorhaben Standsicherheitsnachweise vorliegen, die von ei-
nem Prufamt fur Standsicherheit allgemein geprift sind (Typenprifung) oder fur die bereits
eine diesbezlgliche Typengenehmigung nach § 72a vorliegt; Typenprifungen anderer Lan-
der gelten auch im Land Bremen.

Zu § 67 — Abweichungen

Die in materiell-rechtlicher Hinsicht ,vor die Klammer gezogene“ Abweichungsvorschrift, ent-
halt in Absatz 1 die grundsatzliche Abweichungsmadglichkeit von bauordnungsrechtlichen
Vorschriften im Rahmen einer von der unteren Bauaufsichtsbehoérde zu treffenden Ermes-
sensentscheidung.

Satz 1 entspricht unverandert der BremLBO-2022. Demnach kann die Bauaufsichtsbehérde
Abweichungen von Anforderungen dieses Gesetzes und aufgrund dieses Gesetzes erlasse-
ner Vorschriften zulassen, wenn sie unter Berlicksichtigung des Zwecks der jeweiligen Anfor-
derung und unter Wirdigung der 6ffentlich-rechtlich geschitzten nachbarlichen Belange mit
den offentlichen Belangen, insbesondere den Anforderungen des § 3 vereinbar ist. Nach

§ 40 BremVwVfG hat die Behorde ihr Ermessen entsprechend dem Zweck der Erméchtigung
auszuiben und die gesetzlichen Grenzen des Ermessens einzuhalten. Im Rahmen des Aus-
wahlermessens obliegt es der Behorde, die rechtmafige sowie sachgerechte und zweckma-
Rige Auswahl von verschiedenen mdglichen MaRnahmen zu treffen. Da die Bauaufsichtsbe-
hdérde weiterhin einen Entscheidungsspielraum hat, besteht kein Rechtsanspruch auf eine
positive Ermessensausiibung im Sinne der antragstellenden Person.

Satz 2 stellt klar, dass § 85 Absatz 1 Satz 3 unberuhrt bleibt. Demnach kann von den in den
Technischen Baubestimmungen enthaltenen Planungs-, Bemessungs- und Ausfihrungsre-
gelungen abgewichen werden, wenn mit einer anderen Losung in gleichem Male die Anfor-
derungen erflllt werden und in der Technischen Baubestimmung eine Abweichung nicht aus-
geschlossen ist.

Satz 3 ist neu und privilegiert bestimmte Vorhaben in Bezug auf die Abweichungstatbe-
stande des Satzes 1, dies betrifft Ermdglichung des mit dieser Novelle neu eingefuhrten ,Ge-
baudetyp E“. Die Erganzung erfolgt ebenfalls in Anlehnung an die Synopse zur MBO-Fort-
schreibung vom 14.03.2023 (siehe TOP 14 der 332. Sitzung der FK Bauaufsicht) und Be-
schluss der 142 BMK vom 23./24.11.2023 zu TOP 11 und 13.

Abweichend vom generell eingeraumten Kann-Ermessen nach Satz 1 sind Abweichungen
bei diesen nach Satz 3 privilegierten Vorhaben jedoch nach einem intendierten Soll-Ermes-
sen zu beurteilen.

Angesichts der hohen Anforderungen, die das Gesetz an die Zulassung der Abweichung
stellt, insbesondere, dass die Abweichung mit 6éffentlichen und privaten Belangen sowie den
in der Generalklausel des § 3 genannten Anforderungen vereinbar sein muss, hat sich die
Bauaufsichtsbehérde, wenn die tatbestandlichen Voraussetzungen bejaht werden, im Regel-
fall fir die Zulassung der Abweichung zu entscheiden, es sei denn, besondere Umstande
stehen dem entgegen (sog. intendiertes Ermessen, vgl. VGH Minchen Beschl. v. 6.8.2013 —
15 CS 13.1076, Rn. 25). Diesem von der Rechtsprechung anerkannten intendierten Ermes-
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sen soll dadurch Rechnung getragen werden, dass Absatz 1 Satz 3 als ,Soll-Vorschrift* aus-
gestaltet wird. Damit wird klargestellt, dass Abweichungen stets dann erteilt werden, wenn
die bauaufsichtlichen Anforderungen eingehalten werden. Dies betrifft Vorhaben des Bund-
Lander-Bauturbos und verbandelbergreifend vielfach geforderten ,Gebaudetyps E“. Dieses
Regelbeispiel soll ungeachtet noch bestehender zivilrechtlicher Fragestellungen als neue
~Experimentierklausel“ zur praktischen Erprobung neuer Bau- und Wohnformen nach vorhe-
riger Abstimmung mit der zustéandigen unteren Bauaufsichtsbehérde dienen.

Bei der Errichtung von Gebauden besteht ein Spannungsfeld zwischen bauaufsichtlichen
Mindestanforderungen (in der BremLBO und eingeflihrte Technische Baubestimmungen),
allgemeinen Regeln der Technik und einer Gebrauchstauglichkeit.

Nach Sachstandsdiskussion vom Marz 2023 in den der Gremien der Bauministerkonferenz
(ARGEBAU) auf der 332. Sitzung der FK Bauaufsicht zu TOP 11 liege das eigentliche Prob-
lem aus Sicht zur Schaffung von Erleichterungen im Zivilrecht, denn im Werkvertragsrecht
schulde der Auftragnehmer ein mangelfreies Werk mittlerer Art und Gite.

Selbst bei genehmigten Abweichungen kdnne zivilrechtlich weiterhin ein Mangel vorliegen,
wenn beispielsweise die allgemeinen Regeln der Technik nicht eingehalten werden. Die L6-
sung dieser zivilrechtlichen Problematik kann daher ausschlieRlich im Zivilrecht liegen.

Es sei also eine korrespondierende Anpassung § 633 BGB erforderlich. Die Schaffung eines
~,Gebaudetyp E* wurde bereits in der Landerabfrage des ASBW vom 27.02.2023 zum Blind-
nis bezahlbarer Wohnraum aufgegriffen. Die 94. Justizministerkonferenz der Lander im Mai
2023 hat mit Beschluss TOP zu |.25 das Bundesjustizministerium gebeten, die Errichtung
des Gebaudetyps E zivilrechtlich zu flankieren. Die Bundesarchitektenkammer hat diesen
Beschluss aulierordentlich begriifit, da sie sich seit Iangerem auch fir Erleichterungen beim
Neubau von Gebauden einsetze.

Zusammenfassend lasst sich die Thematik des neuen ,Gebaudetyps E* in drei grofRe The-
menkomplexe gliedern:

1. Das Bauordnungsrecht (erster offentlich-rechtlicher Aspekt, Abweichungen sind nach
§ 67 und 85 BremLBO bereits mdglich, weitergehende Experimentierklausel wird durch
die aktuellen Bauordnungsnovellen der Lander erganzt) und eine Fulle weiterer 6ffent-
lich-rechtlicher Vorschriften betreffend den Gebaudesektor,

2. das Normungswesen (zweiter offentlich-rechtlicher Aspekt, der bereits durch den ange-
passten DIN Lander Vertrag auf den Weg gebracht ist) und

3.  das Werkvertragsrecht nach BGB (zivilrechtliche Komponente, Anderung durch den
Bund noch ausstehend)

In der Anwendung sollen die Entwurfsverfassenden zunachst beschreiben, wie so ein Ge-
baudeneubau nach Gebaudetyp E aussehen soll. Mdgliche Pilotprojekte sind zuerst auf der
Grundlage geltenden Rechts zu beurteilen. Im Anschluss soll untersucht werden, ob sich der
Ansatz ,einfach bauen® im geltenden Recht des Weiteren unter Ausnutzung der vorhande-
nen Abweichungsmaglichkeiten realisieren lasse. Erst wenn dies nicht mdglich ist, soll in Ab-
stimmung mit der unteren Bauaufsichtsbehdrde die neue Experimentierklausel nach Satz 3
zur Anwendung kommen.

Im Rahmen des Anhdrungsverfahrens ist die geplante Einfihrung des Gebaudetyps E
grundsatzlich von den meisten Akteuren begrifdt worden. Allerdings wird bemangelt, dass
die mit Satz 3 neu geschaffene Abweichungsmaoglichkeit zur Ermoglichung des Gebaude-
typs E zu unbestimmt sei und es bestehen Beflirchtungen, dass einige Themenkomplexe wie
z.B. die Begrinung baulicher Anlagen oder die Barrierefreiheit dadurch unterlaufen werden
konnten.

Fir den Gesetzesvollzug ist deshalb folgendes Vorgehen vereinbart worden:
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a) Die neue Abweichungsmdglichkeit in § 67 Absatz 1 Satz 3 BremLBO wird wie geplant
mit dieser Novelle eingeflhrt, um einfaches / experimentelles Bauen entsprechend der
MBO-2023 mit intendiertem Ermessen zu ermdglichen.

b)  Auf bewusste thematische Riickausnahmen soll zum jetzigen Zeitpunkt bewusst ver-
zichtet werden, um den Experimentierspielraum ganzheitlich zu erhalten.

c) Der Bund hat eine Handlungshilfe angekindigt, die den Umgang mit der neuen Vor-
schrift erlautern soll. Diese ist im Rahmen der Genehmigungsentscheidung zu bertck-
sichtigen.

d) In Abstimmung mit der bremischen Architekten- / Ingenieurkammer sollen ausgewahlte
Pilotprojekte vorangetrieben und vom Fachbereich Bau engmaschig begleitet werden.

e) Der Bund wird von den Landern weiterhin in der Pflicht gesehen, auch das BGB hin-
sichtlich der Mangelhaftungsregelungen als zivilrechtliche Komponente entsprechend
anzupassen.

Absatz 2 enthalt in Satz 1 unverandert die verfahrensrechtlichen Anforderungen an die Zu-
lassung von Abweichungen nach Absatz 1, von Ausnahmen und Befreiungen von den Fest-
setzungen eines Bebauungsplans oder einer sonstigen stadtebaulichen Satzung oder von
Regelungen der Baunutzungsverordnung. Diese sind gesondert zu beantragen; der Antrag
ist zu begrinden. Der Befreiungsantrag kann entweder auf dem von der obersten Bauauf-
sichtsbehdrde veroffentlichten Formblatt, per formloser Mail in Textform oder Gber die On-
line-Antragstrecke der betreffenden Facette des jeweiligen bauaufsichtlichen Verfahrens ge-
stellt werden.

Satz 2 stellt klar, dass flr Anlagen, die keiner Genehmigung bedurfen sowie flir Abweichun-
gen von Vorschriften, die im Genehmigungsverfahren nicht geprift werden, Satz 1 entspre-
chend gilt. In diesen Fallen sind von den Bauaufsichtsbehérden isolierte Abweichungsent-
scheidungen® zu erteilen.

Satz 3 wird entsprechend der MBO-Synopse vom September 2021 nach Beschluss der

327. Sitzung der Fachkommission Bauaufsicht zu TOP 10.01 neu eingefugt und regelt die
Geltungsdauer der Zulassung von isolierten Abweichungen, die korrespondierend zu § 73
Absatz 1 auf drei Jahre festgesetzt ist. Ohne diese Regelung wirden Zulassungen von Ab-
weichungen zeitlich unbegrenzt gelten, soweit sie nicht nach § 43 Absatz 2 BremVwVfG un-
wirksam werden. Die Regelung gilt sowohl fir isolierte Abweichungen von Bestimmungen
des Bauordnungsrechts (einschlielich értlicher Bauvorschriften nach § 86) als auch des
Bauplanungsrechts. Insbesondere bei Abweichungen von Festsetzungen eines Bebauungs-
plans ist eine Befristung sinnvoll, damit die Gemeinde nach einer bestimmten Frist Gewiss-
heit hat, ob noch Bauvorhaben abweichend von den bisherigen Festsetzungen eines Bebau-
ungsplans durchgeflhrt werden, die entweder bei weiteren Antragen zu einer Ermessensbin-
dung fuhren oder fir zukinftige Plananderungen maoglicherweise Zwangspunkte setzen.

Der Verweis auf § 73 Absatz 2 in Halbsatz 2 stellt klar, dass auch erteilte Abweichungen bei
analoger Rechtsanwendung lediglich einmal um zwei Jahre verlangert werden kénnen.

Zu § 68 — Bauantrag, Bauvorlagen
§ 68 bleibt unverandert gegenuber der BremLBO-2022.

Zu § 69 — Behandlung des Bauantrages

Absatz 1 bleibt unverandert gegeniiber der BremLBO-2022 und regelt die Beteiligung erfor-
derlicher Stellen im bauaufsichtlichen Verfahren.

Absatz 2 bleibt unverandert gegenliber der BremLBO-2022 und regelt die Eingangsbestati-
gung bei Vollstandigkeit sowie die Ricknahmefiktion.
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Absatz 3 bleibt unverandert gegeniiber der BremLBO-2022 und legt fest, dass die Bauauf-
sichtsbehdérde innerhalb von zwdlf Wochen Uber den Bauantrag zu entscheiden hat, es sei
denn es ist aus wichtigen Grinden eine Fristverlangerung bekanntgegeben worden.

Absatz 4 ist neu und wird entsprechend der Synopse zur MBO-Fortschreibung vom
14.03.2023 (siehe TOP 13 der 332. Sitzung der FK Bauaufsicht) nach Beschluss der 142
BMK vom 23./24.11.2023 zu TOP 11 neu hinzugefugt und setzt Artikel 15 Absatz 1 Unterab-
satz 2 Buchstabe a, Artikel 16 Absatz 1 bis 3 der Erneuerbare-Energien-Richtlinie (EU-EERL
/ Red-lI-Richtlinie) 2018/2001 um.

Satz 1 legt mit den Nummern 1 bis 3 die in Landesrecht umzusetzenden Anforderungen der
Red-lI-Richtlinie fest.

Nummer 1 erméglicht die Verfahrensabwicklung ber eine einheitliche Stelle nach §§ 71a
bis 71e BremVwVfG. Die Inanspruchnahme der einheitlichen Stelle durch den Bauherrn ist
freiwillig. Das Verfahren Uber eine einheitliche Stelle schlie3t alle Zulassungsverfahren ein,
die fir die Durchfiihrung des Vorhabens nach Bundes- oder Landesrecht erforderlich sind.
Sofern fUr ein Bauvorhaben neben dem Genehmigungsverfahren eine Anzeige erforderlich
ist, umfasst die Abwicklung Uber die einheitliche Stelle nach § 71b BremVwVfG auch die An-
zeige.

Die einheitliche Stelle hat — abgesehen von den im jeweiligen bauaufsichtlichen Verfahren
geregelten Zustandigkeiten — keine materiellen Befugnisse, sondern allein verfahrensbezo-
gene Aufgaben. Eine Entscheidungs- oder Verfahrenskonzentration findet nicht statt. Im Fall
ihrer Inanspruchnahme dient die einheitliche Stelle als Kontaktpunkt im Verhaltnis zum Bau-
herren. Die Zustandigkeiten der jeweils fur die sachliche Prifung und Entscheidung zustandi-
gen Behdrden und das durch sie zu vollziehende Fachrecht bleiben unberiihrt. Uber die bau-
aufsichtlichen Zustandigkeiten hinaus erfolgen damit ausschlief3lich ,Serviceleistungen® zur
Beschleunigung des Verfahrens.

Nummer 2 setzt Artikel 16 Absatz 3 der Richtlinie (EU) 2018/2001 zum Verfahrenshandbuch
und zu online zur Verfugung zu stellenden Informationen um. Nach Satz 3 des Erwagungs-
grundes 51 der Richtlinie sollte ein Verfahrenshandbuch zur Verfigung gestellt werden, da-
mit Projektentwickler und Burger, die in erneuerbare Energie investieren mochten, die Ver-
fahren leichter verstehen kdnnen. Nach Satz 2 ist im Verfahrenshandbuch gesondert auf
kleinere Vorhaben und Vorhaben zur Eigenversorgung mit Elektrizitat einzugehen. Satz 3
gewabhrleistet, dass eine zustandige Stelle im Internet auch solche Informationen veréffent-
licht, die es dem Trager des Vorhabens erméglichen, die fir das konkrete Vorhaben zustan-
dige einheitliche Stelle zu erkennen. Damit wird Artikel 16 Absatz 3 Satz 3 der Richtlinie um-
gesetzt.

Nummer 3 verpflichtet die untere Bauaufsichtsbehérde als Genehmigungsbehérde, nach
Eingang der vollstandigen Antragsunterlagen einen Zeitplan fir das weitere Verfahren aufzu-
stellen und mitzuteilen. Damit wird die in Artikel 15 Abs. 1 Unterabsatz 2 Buchstabe a der
Richtlinie (EU) 2018/2001 enthaltene Vorgabe zur Aufstellung vorhersehbarer Zeitplane um-
gesetzt. Die Regelung dient auch der Verfahrenstransparenz im Sinne von Artikel 16 Ab-
satz 2 Satz 1 der Richtlinie.

Einheitliche Stelle ist nach Satz 2 die untere Bauaufsichtsbehorde, da ihr auch bisher schon
bei komplexen Baugenehmigungsverfahren nach § 64 mit umfanglicher Baunebenrechtspru-
fung eine Moderations- und verfahrenssteuernde Funktion zukommt.

Auch wenn die Untere Bauaufsichtsbehoérde in § 69 Absatz 4 BremLBO-2024 als einheitliche
Stelle benannt ist, erfolgt nach vorheriger Absprache eine Aufgabenwahrnehmung in enger
Abstimmung mit der Senatorin fur Umwelt, Klima und Wissenschaft, bei der der Themen-
komplex der Energie- und Warmewende fachlich angesiedelt ist. Das im Sinne der RED-II-
Richtlinie erforderliche Verfahrenshandbuch soll aufgrund der thematischen Federfliihrung
von der Senatorin fiir Umwelt, Klima und Wissenschaft erstellt werden. In der Ubergangs-
phase kann eine Orientierung am bereits vorliegenden ,Verfahrenshandbuch Erneuerbare
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Energien® des Bayerischen Staatsministeriums flir Umwelt und Verbraucherschutz (Stand
Januar 2023) erfolgen.

Zu § 70 — Beteiligungen der Nachbarinnen und Nachbarn und der Offentlichkeit

Eine Anderung des Gesetzestextes und der Begriindung wurde bereits im Rahmen der Digi-
talisierungsnovelle der BremLBO-2022 umgesetzt und entspricht der MBO-Synopse aus
September 2021 nach Beschluss der Fachkommission Bauaufsicht auf ihrer 327. Sitzung zu
TOP 10.

Absatz 1 regelt die Beteiligung der Nachbarinnen und Nachbarn im bauaufsichtlichen Ver-
fahren durch die Bauaufsichtsbehdrde.

Absatz 2 regelt die alternativ mdgliche praventive nachbarliche Zustimmung.

Absatz 3 regelt die 6ffentliche Bekanntmachung eines Bauvorhabens durch die untere Bau-
aufsichtsbehorde entweder auf Wunsch der Bauherrin oder des Bauherrn oder wenn es auf-
grund der Seveso-llI-Richtlinie (2012/18) EU erforderlich ist.

Absatz 4 legt die Inhalte der Bekanntmachung nach Absatz 3 fest.

Absatz 5 schreibt die anschlieRende einmonatige Auslegung der Unterlagen durch die Bau-
aufsichtsbehdrde vor.

Absatz 6 enthalt die Moglichkeit, bei mehr als zwanzig betroffenen Nachbarinnen und Nach-
barn die ansonsten ubliche Zustellung durch 6ffentliche Bekanntmachung zu ersetzen.

Zu § 71 — Verarbeitung personenbezogener Daten

§ 71 bleibt unverandert gegenlber der BremLBO-2022. Eine entsprechende Konkretisierung
fur die jeweiligen bauaufsichtlichen Verfahrensschritte erfolgt Gber § 14 der Bremischen Bau-
vorlagenverordnung.

Zu § 72 — Baugenehmiqung

Absatz 1 legt die notwendigen Bedingungen flr die Erteilung der Baugenehmigung fest. Im
Hinblick auf die mit dem Absatz 1a neu eingeflihrte Genehmigungsfiktion flir Vorhaben des
Wohnungsbaus nach § 63 BremLBO ist es in Satz 1 erforderlich, die Schlusspunktprifung
aus Grunden der Verfahrensbeschleunigung nur noch auf das umféngliche Baugenehmi-
gungsverfahren nach § 64 zu beschranken. Dies vor dem Hintergrund, um das Entstehen fik-
tiver Genehmigungen bei Vorhaben auszuschlief3en, bei denen die Bauaufsichtsbehérde die
Verzdgerung nicht zu vertreten hat, wenn z.B. die fachbehdrdliche Entscheidung im Rahmen
eines anderen Zulassungsverfahrens (z.B. beim Baumschutz oder nach Wasserrecht) bei
Ablauf der Entscheidungsfrist nach § 69 Absatz 3 noch nicht abgeschlossen ist. Bei Geneh-
migungsverfahren nach § 63 BremLBO muss die Bauherrin oder der Bauherr also eigenstan-
dig darauf achten, dass eine Baugenehmigung als ,leere Hulle nicht umgesetzt werden
kann, wenn die erganzend erforderlichen fachrechtlichen Gestattungen (noch) nicht vorlie-
gen.

Absatz 1a ist neu und fuhrt entsprechend dem Beschluss der 142 BMK am 23./24.11.2023
im Rahmen von TOP 11 in Verbindung mit dem Bund-Lander-,Bauturbo“ das Instrument der
Genehmigungsfiktion flr Verfahren nach § 63 ein.

Nach Satz 1 gilt die beantragte Baugenehmigung fiir die Errichtung oder Anderung eines
Gebaudes, das dem vereinfachten Genehmigungsverfahren nach § 63 unterliegt, entspre-
chend § 69 Absatz 3 Satz 1 zwoIf Wochen nach Beginn der Entscheidungsfrist als geneh-
migt. Grundlegende Vorschrift fir die Genehmigungsfiktion ist § 1 Absatz 1 Satz 1 des Bre-
mischen Verwaltungsverfahrensgesetzes (BremVwVfG) i.Vm § 42a Verwaltungsverfahrens-
gesetzes (VWVfG), auf den die Vorschrift entsprechend verweist.
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Dabei wird § 42a VwVfG entsprechend den Erfordernissen des bauaufsichtlichen Genehmi-
gungsverfahrens modifiziert. Die Frist fir die Genehmigungsfiktion beginnt nach Buch-
stabe a bei Vorliegen eines vollstandigen Bauantrags drei Wochen nach Zugang des Bauan-
trags bei der zustandigen unteren Bauaufsichtsbehérde. Verlangt die Bauaufsichtsbehérde
nach Buchstabe b die Vervollstandigung der Unterlagen, beginnt die dreimonatige Fiktions-
frist hingegen erst drei Wochen nach Vorlage der verlangten Unterlagen zu laufen. Dieser
dreiwdchige Zeitraum wird als sog. ,Vorfrist* bezeichnet, in der die Bauaufsichtsbehdrde so-
wohl die Vollstandigkeit der erforderlichen Bauvorlagen nach der BremBauVorlV als auch die
Plausibilitdt bzw. eine materielle Priffahigkeit der Bauvorlagen festzustellen hat.

Die Moglichkeit zur Verlangerung der Fiktionsfrist ist durch den Verweis auf § 42a VwVfG
und die Voraussetzungen in § 42a Absatze 2 Satze 3 und 4 VwWVfG gewahrleistet.

Satz 2 raumt der Antragstellerin oder dem Antragsteller die Moglichkeit ein, vor Ablauf der
Entscheidungsfrist nach § 69 Absatz 3 Satz 1 in Textform auf den Eintritt der Genehmi-
gungsfiktion zu verzichten. Dies ist dann anzuraten, wenn insbesondere aus Griinden der
Rechtssicherheit fiir das Vorhaben eine Baugenehmigung nach Absatz 1 als zweckmaRiger
Nachweis angesehen wird. Sollte die behdrdliche Bearbeitungszeit die Frist nach § 69 Ab-
satz 3 Satz 1 deutlich Uberschreiten, ist eine Untatigkeitsklage nach § 75 VwWGO mdglich.
Diese kann auch erhoben werden, falls die nach Satz 1 Nummer 2 erforderliche Fiktionsbe-
scheinigung nicht zeitnah ausgestellt werden sollte.

Satz 3 stellt klar, dass die Absatze 2 und 3 im Falle der Genehmigungsfiktion nach Satz 1
keine Anwendung finden. Da Satz 1 Nummer 2 die Modalitaten der Fiktionsbescheinigung
regelt, bedarf es der Vorgaben in Absatz 2 nicht. Angesichts des Fiktionseintritts kann die
Baugenehmigung auch nicht nach Absatz 3 mit Auflagen, Bedingungen und dem Vorbehalt
der nachtraglichen Aufnahme, Anderung oder Erganzung sowie befristet erteilt werden. Die
Anforderung nach Absatz 5 Nummer 1, dass mit der Bauausfilhrung oder mit der Ausflihrung
des jeweiligen Bauabschnitts erst begonnen werden darf, wenn die Baugenehmigung der
Bauherrin oder dem Bauherrn zugegangen ist, trifft ebenfalls nicht zu.

Die Anforderungen des Absatz 5 Nummern 2 und 3 sowie die Absatze 6 und 7 sind hingegen
auch beim Eintritt der Genehmigungsfiktion unverandert anzuwenden.

Die Prifung bautechnischer Nachweise richtet sich verfahrensunabhangig nach den Vorga-
ben des § 66. Sollte eine noch nicht abgeschlossene Prufung bautechnischer Nachweise bei
Eintritt der Genehmigungsfiktion negativ ausfallen, ist die Bauaufsichtsbehdrde berichtigt, die
Fiktion mit Ricknahmebescheid nach § 48 VwVfG aufzuheben. Dies gilt auch, wenn andere
gravierende materielle Mangel festgestellt werden.

Da die Fiktionsbescheinigung als Verwaltungsakt einzustufen ist, welche den Nachbarinnen
und Nachbarn zuzustellen ist, welche dem Bauvorhaben nicht zugestimmt haben, ist auch
eine Aufhebung der Fiktion im Rechtsbehelfs- bzw. Rechtsmittelverfahren méglich, sofern
ein Verstol’ gegen drittschlitzende Vorschriften festgestellt werden sollte.

Hinsichtlich der Gultigkeit der Genehmigungsfiktion ist § 73 entsprechend anzuwenden.

Absatz 2 wird im Hinblick auf die Digitalisierung des bauaufsichtlichen Verfahrens ,technolo-
gieoffen” aufgeweitet. Nach Halbsatz 1 bedarf die Baugenehmigung wie bisher der Schrift-
form. Alternativ kann das bestehende Schriftformerfordernis der BremLBO fir die Baugeneh-
migung durch die qualifizierte elektronische Signatur dieses Verwaltungsaktes ersetzt wer-
den. Dies ist durch die Ausgestaltung des § 3a des BremVwVfG jederzeit moglich, weshalb
die Nennung dieser Moglichkeit nur klarstellenden Charakter hat. Auch wenn sich der Len-
kungsausschuss der Projektgruppe ,Digitalisierung des bauaufsichtlichen Verfahrens® am
13.12.2022 sich fiir die Einflhrung der qualifizierenden elektronischen Signatur ausgespro-
chen hat, soll der Gesetzentwurf es dariiber hinaus zulassen, dass eine behordliche Authen-
tifizierung der Baugenehmigung auch tber eine anderweitige Signatur erfolgen kann, sofern
dies in einer anderen offentlich-rechtlichen Vorschrift fir zulassig erklart wird.
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Halbsatz 2 bleibt unverandert, indem die Baugenehmigung nur insoweit zu begrinden ist,
als Abweichungen oder Befreiungen von nachbarschiitzenden Vorschriften zugelassen wer-
den und die Nachbarin oder der Nachbar nicht nach § 70 Absatz 2 zugestimmt hat.

Die Absitze 3 bis 7 bleiben unverandert gegenuber der BremLBO-2022.

Zu § 72a — Typengenehmigung

Die Bauministerkonferenz hat im Jahr 2019 die Aufnahme des Instruments der Typengeneh-
migung in die Musterbauordnung beschlossen.

Die Einfliihrung der Typengenehmigung tragt dem Umstand Rechnung, dass bauliche Anla-
gen oft in derselben Ausfiihrung an vielen Stellen errichtet werden. Es dient somit der Ver-
waltungsvereinfachung, wenn der Typ der baulichen Anlage durch eine Bauaufsichtsbehérde
einheitlich fir das ganze Land genehmigt wird.

Um das modulare und serielle Bauen auch im Bundesland Bremen zu erleichtern, soll die
Vorschrift mustertreu in das Bremische Landesrecht ibernommen werden.

Nach dem neuen Absatz 1 Satz 1 wird fur bauliche Anlagen, die in derselben Ausflhrung an
mehreren Stellen errichtet werden sollen, wird auf Antrag durch die zustandige untere Bau-
aufsichtsbehdrde eine Typengenehmigung erteilt, wenn die baulichen Anlagen oder Teile
von baulichen Anlagen den Anforderungen nach diesem Gesetz oder aufgrund dieses Ge-
setzes erlassenen Vorschriften entsprechen. Es handelt sich somit um eine ,generelle Besta-
tigung®, dass z.B. die Konstruktion die bauordnungsrechtlichen Anforderungen einhalt.

Damit das neue Instrument flexibel gehandhabt werden kann, eréffnet Satz 2 Halbsatz 1 die
Maoglichkeit, Typengenehmigungen auch fur bauliche Anlagen zu erteilen, die in unterschied-
licher Ausfuhrung, aber nach einem bestimmten System und aus bestimmten Bauteilen an
mehreren Stellen errichtet werden sollen; nach Halbsatz 2 ist in der Typengenehmigung die
zulassige Veranderbarkeit festzulegen. Satz 3 stellt klar, dass fir Fliegende Bauten eine Ty-
pengenehmigung nicht erteilt wird.

Da neue technische Erkenntnisse und Erfahrungen der Weiterverwendung eines Typs entge-
genstehen kdnnen, wird die Geltungsdauer der Typengenehmigung nach Absatz 2 Satz 1
auf finf Jahre begrenzt. Die Frist kann nach Satz 2 auf Antrag jeweils bis zu funf Jahren ver-
langert werden. Der Verweis auf § 73 Absatz 2 Satz 2 stellt klar, dass die Typengenehmi-
gung auch rickwirkend verlangert werden kann, wenn der Antrag vor Fristablauf bei der
Bauaufsichtsbehdrde eingegangen ist. Fir die bauteilbezogene Typengenehmigung ist damit
eine langere Geltungsdauer als fir die ,ganzheitliche Baugenehmigung“ nach § 73 BremLBO
maoglich.

Die gesetzliche Regelung in Absatz 3 entburokratisiert durch foderale Strukturen entstan-
dene Unterschiede zwischen den Landern, denn sofern im Rahmen eines bauaufsichtlichen
Verfahrens nach Absatz 4 Satz 1 die Zustimmung der zustandigen unteren Bauaufsichtsbe-
horde erteilt wird, gelten Typengenehmigungen anderer Lander auch im in der Freien Hanse-
stadt Bremen. Ein erganzender Verwaltungsakt ist flir Anlagenteile nach Absatz 1 nicht mehr
notig.

Absatz 4 Satz 1 stellt jedoch ausdricklich klar, dass eine erteilte Typengenehmigung nicht
von der Verpflichtung entbindet, ein bauaufsichtliches Verfahren durchzufiihren. Lediglich die
in der Typengenehmigung bereits entschiedenen Fragen sind nach Satz 2 von der Bauauf-
sichtsbehdrde nicht mehr zu prifen. Dies vor dem Hintergrund, dass durch die Typengeneh-
migung lediglich die typisierte Baukonstruktion erfasst wird. Es ist damit noch nicht behoérd-
lich festgestellt, dass der genehmigte Typ Uberall in gleicher Weise verwendet werden kann.
Dem kdénnen zum Beispiel bauplanungsrechtliche Belange am gewahlten Standort entgegen-
stehen. Die Bauherrin oder der Bauherr muss daher in jedem Einzelfall eine grundstiicksbe-
zogene Baugenehmigung flr ihr oder sein Vorhaben einholen, die dartber hinaus auch eine
baunebenrechtliche Prifung beinhaltet, sofern das Vorhaben nicht von der Genehmigungs-
freistellung erfasst ist.
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Zu § 73 — Geltungsdauer der Genehmigung

Die Regelungen zur Geltungsdauer der Baugenehmigung werden entsprechend der MBO-
Synopse vom September 2021 nach Beschluss der Fachkommission Bauaufsicht auf ihrer
327. Sitzung zu TOP 10 mit dem Ziel angepasst die Rechtssicherheit zu erhéhen.

Nach dem erweiterten Absatz 1 Satz 1 erléschen die Baugenehmigung und die Teilbauge-
nehmigung einschlieBlich der durch die Baugenehmigung nach § 63 Satz 1 Nr. 3, § 64 Satz
1 Nr. 3 ersetzten Entscheidungen sowie Abweichungen nach § 67 Absatz 2 Satz 2, wenn die
Voraussetzungen der Nummern 1 oder 2 vorliegen.

Nach genehmigten Bauvorlagen errichtete Gebaude genie3en Bestandsschutz und kénnen
grundsatzlich unabhangig von Rechtsanderungen in der genehmigten Form bestehen blei-
ben. Diese Stabilitat gegeniber Rechtsanderungen ist nicht erforderlich, wenn tber die Pla-
nungs- und Genehmigungskosten hinaus keine wesentlichen Aufwendungen angefallen sind.
Daher sieht Absatz 1 Satz 1 mit den Nummern 1 und 2 das Erldschen der Baugenehmigung
vor.

Nach Nummer 1 erlischt die Baugenehmigung unverandert gegeniber § 73 Absatz 1
BremLBO-2022, wenn innerhalb von drei Jahren nach ihrer Erteilung mit der Ausflihrung des
Bauvorhabens nicht begonnen wurde. Die Regelung ist vorrangig deswegen erforderlich, da-
mit Gemeinden nach einer bestimmten Zeit die Gewissheit haben, inwieweit sie noch mit der
Durchfiihrung eines mdglicherweise zuklnftige Planungen behindernden Bauvorhabens
rechnen missen. Daneben gewahrleistet die Regelung, dass bei Anderungen bauordnungs-
rechtlicher Anforderungen jedenfalls ein Teil der noch nicht begonnenen Bauvorhaben nicht
mehr nach den bisher geltenden Regelungen errichtet werden kann und damit die Prifung
eines Anpassungsverlangens entbehrlich ist.

Aus dem gleichen Grund soll die Baugenehmigung nach einer langeren Unterbrechung der
Bauarbeiten erléschen. Dabei wird die Frist nach Nummer 2 von bisher einem Jahr entspre-
chend der MBO auf drei Jahre verlangert, da insbesondere nicht vorhersehbare technische
Probleme oder auch die Insolvenz von Auftragnehmern dazu fihren kénnen, dass Baumalf}-
nahmen langer als ein Jahr unterbrochen werden. Die Verlangerung der zulassigen Unter-
brechung auf drei Jahre vermeidet, dass ,irgendwelche* Arbeiten durchgefihrt werden, bei
denen im Einzelfall fraglich sein kann, ob sie tatsachlich der Vollendung des genehmigten
Bauvorhabens dienen sollen. Eine weitere Ausdehnung des Zeitraums, fir den die Unterbre-
chung der Bauausfuhrung unbeachtlich ist, ist nicht erforderlich, da drei Jahre regelmalfig fur
eine Fortfihrung der Bauarbeiten ausreichen.

Die Erléschensregelungen bzw. die sich im Umkehrschluss daraus ergebende Geltungs-
dauer der Baugenehmigung gelten auch fiir nach § 63 Satz 1 Nummer 3 oder § 64 Satz 1
Nummer 3 durch die Baugenehmigung ersetzte Entscheidungen des so genannten ,aufge-
drangten Baunebenrechts®, auch wenn in dem jeweiligen Fachgesetz andere Geltungsdau-
ern bestimmt sind. Daruber hinaus gilt die Dreijahresfrist auch fir ,isolierte bauaufsichtliche
Entscheidungen nach § 67 Absatz 2 Satz 2

Der neue Satz 2 stellt klar, dass die Einlegung eines Rechtsbehelfs den Lauf der Fristen bis
zur Unanfechtbarkeit der Baugenehmigung hemmt. Nach § 212a BauGB haben Widerspruch
und Anfechtungsklage eines Dritten gegen die bauaufsichtliche Zulassung eines Vorhabens
keine aufschiebende Wirkung. Allerdings baut ein Bauherr im Fall eines Drittwiderspruchs
auf eigenes Risiko und muss davon ausgehen, dass im Fall eines erfolgreichen Drittwider-
spruchs ein Ruckbau angeordnet wird. Wartet der Bauherr wegen dieses Risikos die Be-
standkraft der Genehmigung ab, kénnte der Fall eintreten, dass die Geltungsdauer mit Be-
standskraft der Entscheidung scheinbar bereits abgelaufen ist. Auch wenn die Rechtspre-
chung eher davon ausgeht, dass ein Drittwiderspruch zur Hemmung des Fristlaufs fiihren
kann, ist wegen maoglicher Auslegungsfragen zumindest eine Klarstellung erforderlich (vgl.
SachsOVG, Urteil vom 9. Juni 2011 — 1 A 504/09 —, Rn. 42 juris, m.w.Nw.).

Absatz 2 entspricht redaktionell unverandert der BremLBO-2022. Nach Satz 1 kann die Frist
fur den Baubeginn nach Absatz 1 Nummer 1 auf in Textform gestellten Antrag einmal um
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zwei Jahre verlangert werden. Die Verlangerung stellt rechtlich die Neuerteilung der Bauge-
nehmigung unter Verzicht auf die erneute Einreichung von Bauvorlagen dar. Eine Verlange-
rung der Baugenehmigung ist daher nur mdglich, wenn auch eine Neuerteilung mdéglich
ware.

Satz 2 stellt wie bisher klar, dass die Baugenehmigung auch riickwirkend verlangert werden
kann, wenn der Antrag vor Fristablauf bei der Bauaufsichtsbehérde eingegangen ist.

Zu § 74 — Teilbaugenehmigung
§ 74 bleibt unverandert gegeniber der BremLBO-2022.

Zu § 75 — Vorbescheid

Die Anforderungen an den Bauvorbescheid werden entsprechend der MBO-Synopse vom
September 2021 nach Beschluss der 327. Sitzung der Fachkommission Bauaufsicht zu
TOP 10 wie folgt angepasst.

Je nach Art und Umfang eines Bauvorhabens kann dessen Planung einen erheblichen Zeit-
und Kostenaufwand erfordern. Das gilt insbesondere dann, wenn zur Beurteilung des Bau-
vorhabens erganzende Gutachten zu erstellen sind, die langerfristige naturschutzfachliche
Beobachtungen oder besondere Untersuchungen erfordern. Dieser Aufwand ist jedenfalls
dann nicht gerechtfertigt, wenn die Zulassigkeit des Bauvorhabens von Vorfragen abhangt,
die verhaltnismafig einfach beantwortet werden kénnen.

Satz 1 ermdglicht die Vorklarung dieser Fragen in einem besonderen Verfahren und raumt
dem Bauherrn einen ausdricklichen Rechtsanspruch auf Erteilung des Vorbescheids ein.

Da der Vorbescheid vorweggenommener Teil der Baugenehmigung ist, kommt er nur bei
baugenehmigungsbediirftigen Vorhaben nach §§ 63 und 64 in Betracht. Durch die muster-
konforme Erganzung des Einschubs ,die im Baugenehmigungsverfahren zu prufen sind,
wird verdeutlicht, dass in einem Vorbescheid einerseits nur Fragen entschieden werden kon-
nen, die Gegenstand des fur das konkrete Vorhaben durchzufihrenden Baugenehmigungs-
verfahrens sein kdnnen. Andererseits ergibt sich daraus auch, dass sich der Vorbescheid auf
alle Fragen erstrecken kann, die zum Prifumfang des Baugenehmigungsverfahrens fiir das
konkrete Bauvorhaben gehoéren kénnen, einschliellich Fragen des so genannten ,aufge-
drangten Baunebenrechts® nach § 63 Absatz 1 Nummer 3 oder § 64 Satz 1 Nummer 3; auch
insoweit enthalt der Vorbescheid eine abschlieRende Entscheidung.

Die Sédtze 2 und 3 regeln die Geltungsdauer des Vorbescheids und die Mdglichkeit der Ver-
langerung entsprechend den fir die Baugenehmigung geltenden Regelungen des § 73.
Demnach gilt der Vorbescheid drei Jahre und kann einmal um zwei Jahre verlangert werden.

Da der Vorbescheid hinsichtlich der durch ihn entschiedenen Fragen die gleiche Wirkung hat
wie die Baugenehmigung, werden in Satz 4 fir das Baugenehmigungsverfahren geltende
Regelungen fir sinngemal anwendbar erklart.

Ausgeweitet wird die entsprechende Geltung auf § 71 (Ubermittlung personenbezogener Da-
ten) und die analog geltende Fristenregelung des neuen § 73 Absatz 1 Satz 2 und § 73 Ab-
satz 2 Satz 2 fUr die rickwirkende Verlangerung.

Zu § 76 — Fliegende Bauten

Die Vorschrift wird entsprechend der Synopse zur MBO-Fortschreibung vom 14.03.2023
(siehe TOP 13 der 332. Sitzung der FK Bauaufsicht) nach Beschluss der 142 BMK vom
23./24.11.2023 zu TOP 11 in einigen Teilen Uberarbeitet.
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Die redaktionell gekiirzte Uberschrift ist préziser, weil § 76 nicht nur das Genehmigungsver-
fahren fur Fliegende Bauten regelt, sondern auch die Gebrauchsabnahme am jeweiligen Auf-
stellort und die Legaldefinition Fliegender Bauten umfasst.

Absatz 1 entspricht unverandert der BremLBO-2022 und definiert in Satz 1 den Begriff Flie-
gender Bauten als bauliche Anlagen, die geeignet und bestimmt sind, an verschiedenen Or-
ten wiederholt aufgestellt und zerlegt zu werden. Satz 2 stellt klar, dass Baustelleneinrichtun-
gen und Baugeruste keine Fliegenden Bauten sind.

In Absatz 2 wird nach Satz 1 der bisherige Grundsatz beibehalten, dass Fliegende Bauten,
bevor sie erstmals aufgestellt und in Gebrauch genommen werden, einer Ausflihrungsge-
nehmigung bedurfen.

In Satz 2 werden entsprechend der MBO die Verfahrensfreistellungen neu strukturiert und
erganzt. Die neue Struktur vereinfacht den Vollzug, weil die Zuordnung eindeutiger ausge-
staltet ist.

Ziel der Regelung ist es, bestimmte Fliegende Bauten von der Genehmigungspflicht freizu-
stellen, bei denen Gefahren auf Grund ihrer Hohenentwicklung, ihrer Grundflache und der
Bewegungsablaufe erfahrungsgemal gering sind. Die Anforderung des Bauordnungsrechtes
an bauliche Anlagen - z. B. an die Standsicherheit - reichen, um Gefahrdungen durch verfah-
rensfreigestellte Fliegende Bauten zu vermeiden.

Nummer 1 entspricht fur Zelte mit einer Grundflache bis zu 75 m? inhaltlich unverandert Satz
2 Nummer 4 der bisherigen Fassung. Dieser Freistellungstatbestand enthalt bewusst keine
Hohenbegrenzung, damit die Spitzen z. B. von Pagodenzelten und Tipis mit begrenzter
Grundflache und damit konstruktiv begrenzter Hohe von ca. 7 m keine Genehmigungspflicht
auslosen. Dekorative Aufbauten sind auf Zelten unublich.

Nummer 2 wird gegenuber Satz 2 Nummer 4 der bisherigen Fassung klarstellend geregelt,
dass auch Schaugeschéafte von der Verfahrensfreistellung erfasst sind und eine Verkaufsta-
tigkeit keine Bedingung darstellt. Belustigungsgeschéafte werden auf Grund des erhdhten Ge-
fahrdungspotenzials fir die Benutzerinnen und Benutzer (z. B. Drehscheiben, Wackeltrep-
pen, rollende Tonnen) hier nicht erfasst. Zudem enthalt die Musterrichtlinie fur den Bau und
Betrieb Fliegender Bauten besondere Vorschriften fur Belustigungsgeschafte. Die Einfuhrung
einer HOhenbegrenzung von bis zu 5 Metern stellt die VerhaltnismaRigkeit zu Satz 2 Num-
mer 7 bzw. Satz 2 Nummer 1 der bisherigen Fassung her. Verfahrensfreigestellte Verkaufs-
und Schaugeschéfte, die von Besucherinnen und Besuchern betreten werden kénnen, dur-
fen unter Aspekten der VerhaltnismaRigkeit nicht héher sein als andere freigestellte Flie-
gende Bauten nach Satz 2 Nummer 7, die nicht zur Betretung durch Besucherinnen und Be-
sucher bestimmt sind.

Nummer 3 enthalt einen neuen Freistellungstatbestand fir Triblnen und Podien mit sehr ge-
ringer Bauhéhe der betretbaren Flachen bis 1 Meter. Hinsichtlich der Grundflache orientiert
sich der neue Freistellungstatbestand am kleinsten tblichen Grundmaf (75 m?) der bisheri-
gen Freistellungstatbestande fiir Fliegende Bauten. Uberdachungen sind bewusst ausge-
nommen, weil aus ihnen ein erhéhtes Gefahrenpotenzial erwachsen kann. Durch den neuen
Freistellungstatbestand werden nicht nur die Genehmigungsbehérden, sondern auch die ge-
brauchsabnehmenden Bauaufsichtsbehdrden im Vollzug entlastet.

Die Nummern 4 und 5 entsprechen inhaltlich unverandert Satz 2 Nummer 3 und Nummer 2
der bisherigen Fassung. Sie sind redaktionell kiirzer gefasst. Uberdachte Bilhnen mit be-
grenzter Grundflache kdnnen weiterhin freigestellt bleiben, weil sie nicht von Besucherinnen
und Besuchern, sondern in der Regel von einem eingewiesenen Personenkreis, betreten
werden.

Nummer 6 entspricht unverandert dem Satz 2 Nummer 5 der bisherigen Fassung.

Nummer 7 entspricht Satz 2 Nummer 1 der bisherigen Fassung und wurde bewusst ans
Ende der Aufzahlung gestellt. Damit wird verdeutlicht, dass dieser Freistellungstatbestand fur
verschiedene Fliegende Bauten zur Anwendung kommen kann, aber nicht fur Fliegende
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Bauten, fiir die eine der Nummern 1 bis 6 einschl&gig ist. Im Ubrigen bildet die gewahite Rei-
henfolge der Freistellungstatbestéande die erwartete Haufigkeit der Anwendung ab.

Die Absitze 3 bis 5 entsprechen unverandert- der BremLBO-2022

In Absatz 6 Satz 1 der bisherigen Fassung wird eine Korrektur erforderlich, weil sie nicht in
allen Fallen sachgerecht ist. Im Fall einer bereits einmal erfolgten Ubertragung einer Aus-
fhrungsgenehmigung ist es nicht sinnvoll, die Anzeige weiterer Veranderungen an die Be-
horde zu richten, die die Ausfiihrungsgenehmigung (urspringlich) erteilt hat. Die Inhaberin
oder der Inhaber der Ausflihrungsgenehmigung muss die Anzeigen an die fir sie oder ihn
zustandige Behdrde richten, die die Ausfihrungsgenehmigung zuletzt tibertragen bekom-
men hat und das Behoérdenexemplar fihrt. Da viele Lander von § 76 Absatz 4 Gebrauch ge-
macht haben und die Genehmigungszustandigkeit zentralisiert wurde, kdnnen Bauauf-
sichtsbehdrden, die friiher Ausfiihrungsgenehmigungen erteilt haben, heute keine Geneh-
migungszustandigkeit mehr haben. Satz 1 ist kurzer und damit klarer. Satz 2 bleibt unver-
andert wonach die Behérde die Anderungen in das Prifbuch einzutragen und sie, wenn mit
den Anderungen ein Wechsel der Zustandigkeit verbunden ist, der nunmehr zustandigen
Behodrde mitzuteilen hat.

In Absatz 7 verfolgen die Satze 1 bis Satz 3 konsequent das Ziel, dass im Zuge der Aufstel-
lung genehmigungspflichtiger Fliegender Bauten das Prufbuch bei der ortlich zustandigen
Bauaufsichtsbehdrde rechtzeitig vorgelegt werden muss. Auf eine Bestatigung der Vorlage
durch die Bauaufsichtsbehorde wird abweichend von der MBO entsprechend der BremLBO-
2022 auch zukunftig verzichtet.

In Satz 1 wird der Verweis auf Satz 1 des Absatzes 2 zur Klarstellung gestrichen. Welche
Fliegenden Bauten einer Ausfihrungsgenehmigung bedurfen ergibt sich insgesamt aus Ab-
satz 2. Im Ubrigen wird Absatz 7 der neuen Fassung durch die Streichung von Satz 4 der al-
ten Fassung gestrafft. Fir den bisherigen Satz 4 (,In der Ausfihrungsgenehmigung kann be-
stimmt werden, dass Anzeigen nach Satz 1 nicht erforderlich sind, wenn eine Gefahrdung im
Sinne des § 3 nicht zu erwarten ist“) sind keine Anwendungsfalle bekannt geworden, so dass
dieser gestrichen wird.

Die Absétze 8 bis 10 entsprechen unverandert der BremLBO-2022.

Zu § 77 — Verbot unrechtmiaRig gekennzeichneter Bauprodukte
§ 77 bleibt unverandert gegeniber der BremLBO-2022.

Zu § 78 — Einstellung von Arbeiten
§ 78 bleibt unverandert gegenuber der BremLBO-2022.

Zu § 79 — Beseitigung von Anlagen, Nutzungsuntersagung
§ 79 bleibt unverandert gegeniber der BremLBO-2022.

Zu § 80 — Bauiiberwachung
§ 80 bleibt unverandert gegenuber der BremLBO-2022.

Zu § 81 — Bauzustandsanzeigen, Aufnahme der Nutzung

Absatz 1 bleibt unverandert gegeniiber der BremLBO-2022. Satz 1 und raumt der Bauauf-
sichtsbehdrde das Recht ein, sich den Beginn und Beendigung bestimmter Bauarbeiten oder
Bauzustande anzeigen zu lassen. So ist z.B. eine darauffolgende Rohbau- oder Schlussab-
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nahme durch Auflagen in der Baugenehmigung festzulegen. Nach Satz 2 dirfen die Bauar-
beiten dirfen erst fortgesetzt werden, wenn die Bauaufsichtsbehoérde der Fortfiihrung der
Bauarbeiten zugestimmt hat.

Absatz 2 enthalt nahezu unverandert gegentiber der BremLBO-2022 die Anforderungen an
die Aufnahme der Nutzung. Nach Satz 1 hat die Bauherrin oder der Bauherr die beabsich-

tigte Aufnahme der Nutzung einer nicht verfahrensfreien baulichen Anlage mindestens zwei
Wochen vorher der Bauaufsichtsbehorde anzuzeigen. Satz 2 stellt klar, dass eine bauliche

Anlage erst benutzt werden darf, wenn sie selbst, Zufahrtswege, Wasserversorgungs- und

Abwasserentsorgungs- sowie Gemeinschaftsanlagen in dem erforderlichen Umfang sicher

benutzbar sind, nicht jedoch vor dem in Satz 1 bezeichneten Zeitpunkt.

Satz 3 entspricht unverandert der BremLBO-2022. Auch entsprechend der MBO-Synopse
vom September 2021 nach Beschluss der 327. Sitzung der FK Bauaufsicht zu TOP 10 wird
nun auch nach der Musterbauordnung fur die Inbetriebnahme von Feuerstatten, Verbren-
nungsmotoren und Blockheizkraftwerken die vorherige Abnahme der Abgasanlagen durch
den Bezirksschornsteinfegermeister oder den bevolimachtigten Bezirksschornsteinfeger ver-
langt. Dabei kommt es nicht nur auf die isolierte Beurteilung der Abgas- oder Liftungsanlage
an, sondern auch darauf, dass diese fir die jeweilige haustechnische Anlage geeignet ist. Es
ist also sowohl die Tauglichkeit als auch die sichere Benutzbarkeit zu prifen und zu beschei-
nigen.

Satz 4 regelt unverandert, dass die Abnahmepflichten nach Satz 3 auch bei einer wesentli-
chen Anderung von Anlagen gelten.

Zu § 82— Baulasten
§ 82 bleibt unverandert gegenuber der BremLBO-2022.

Zu § 83 - Ordnungswidrigkeiten

In Absatz 1 Satz 1 bleiben mit den Nummern 1 bis 17 die bisherigen Ordnungswidrigkeiten-
tatbestande der BremLBO-2022 unverandert, werden jedoch um die aus § 6 des Begri-
nungsOG-2023 uberfuhrten Tatbestadnde erganzt.

Demnach handelt ordnungswidrig, wer vorsatzlich oder fahrlassig

nach Nummer 18 nicht fir bauliche Anlagen genutzte Grundstlicksflachen nicht nach § 8
Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 dauerhaft begriint oder bepflanzt und

nach Nummer 19 Flachdachflachen nicht entsprechend den Vorgaben des § 32 Absatz 11
errichtet.

Satz 2 sowie die Absdtze 2 bis 4 bleiben gegenliber der BremLBO-2022 unverandert.
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Zu § 84— Rechtsvorschriften

Die in § 84 fir die oberste Bauaufsichtsbehdrde enthaltenen Ermachtigungsgrundlagen wer-
den wie folgt angepasst:

In Absatz 1 Nummer 2 wird entsprechend der Synopse zur MBO-Fortschreibung vom
14.03.2023 (siehe TOP 14 der 332. Sitzung der FK Bauaufsicht) nach Beschluss der 142
BMK vom 23./24.11.2023 zu TOP 11 zur Klarstellung Uber die méglichen Regelungsinhalte
der Muster-Feuerungsverordnung die Ermachtigungsgrundlage auf die in § 42 (neu) genann-
ten sonstigen Anlagen zur Warmeerzeugung und Energiebereitstellung ausgeweitet.

Die namentliche Anpassung in Absatz 2a ist redaktioneller Natur.

In Absatz 3 Satz 2 wird die Ermachtigungsgrundlage zum Erlass der Bremischen Bauvorla-
genverordnung im Hinblick auf die Digitalisierung der bauaufsichtlichen Verfahren dergestalt
aufgeweitet, dass nach Nummer 1 die Art und Anforderungen an die Ubermittlung und die
Signatur, insbesondere unter Bertcksichtigung der Anforderungen an elektronische Kommu-
nikation und Verfahrensablaufe vorgeschrieben werden kénnen.

Die Offnungsklausel ist erforderlich, falls zu einem spateren Zeitpunkt von der qualifizierten
elektronischen Signatur abgewichen werden soll und die Notwendigkeit bestehen sollte, be-
stimmte Verfahrensablaufe einheitlich verbindlich festzulegen.

Absatz 5 wird entsprechend der MBO-Synopse vom September 2021 nach Beschluss der
327. Sitzung der Fachkommission Bauaufsicht zu TOP 10 und entsprechend der Synopse
zur MBO-Fortschreibung vom 14.03.2023 (siehe TOP 13der 332. Sitzung der FK Bauauf-
sicht) nach Beschluss der 142 BMK vom 23./24.11.2023 zu TOP 11 redaktionell angepasst.

Aus rechtsformlichen Grinden wird die Fundstelle des Gesetzes uber Uberwachungsbedurf-
tige Anlagen (UANIG) eingefugt.

Auf Grundlage des § 49 Absatz 4 des Energiewirtschaftsgesetzes wurden folgende Verord-
nungen erlassen:

a) Verordnung uber technische Mindestanforderungen an den sicheren und interoperablen
Aufbau und Betrieb von 6ffentlich zuganglichen Ladepunkten fiir elektrisch betriebene
Fahrzeuge (Ladesaulenverordnung - LSV)

b) Verordnung Uber Gashochdruckleitungen (Gashochdruckleitungsverordnung - GasH-
DrLtgV)

c) Verordnung zum Nachweis von elektrotechnischen Eigenschaften von Energieanlagen
(Elektrotechnische-Eigenschaften-Nachweis-Verordnung - NELEV)

Nach der Verordnungsermachtigung hatte der Bund auch nicht éffentlich zugangliche Lade-
saulen regeln kénnen, was aber ausdrticklich nicht erfolgt ist. Ein Regelungsbedurfnis auf
landesrechtlicher Grundlage bestehet nicht. Bei den beiden anderen Verordnungen ist eben-
falls kein Bedarf zu erkennen fiir eine Anwendung auf Anlagen, die weder gewerblichen noch
wirtschaftlichen Zwecken dienen und in deren Gefahrenbereich auch keine Arbeitnehmer be-
schaftigt werden. Die Verordnungsermachtigung soll daher insoweit aufgehoben werden.

Da die Betriebssicherheitsverordnung auch auf Grundlage des UANIG erlassen wurde, muss
nicht explizit aufgefiihrt werden. Ein weitergehender Anderungsbedarf diirfte nach dem Be-
schluss der FK Bauaufsicht abgesehen von der Aufnahme der Fundstellen daher nicht be-
stehen fir die MBO und somit auch fir die jeweiligen Landesbauordnungen nicht bestehen.

Zu § 85— Technische Baubestimmungen
§ 85 bleibt unverandert gegenuber der BremLBO-2022.
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Zu § 86— Ortliche Bauvorschriften
§ 86 bleibt unverandert gegeniber der BremLBO-2022.

Zu § 87— Ubergangsvorschriften
In Absatz 1 entspricht unverandert der BremLBO-2022.

Entsprechend der MBO-Synopse vom September 2021 nach Beschluss der 327. Sitzung der
Fachkommission Bauaufsicht zu TOP 10 soll hier der Begriindungstext informativ aufgefiihrt
werden:

Die Regelung in Absatz 1 bestimmt in allgemeiner Form, flir welche Bauvorhaben das vor
Inkrafttreten einer Anderung des Bauordnungsrechts geltende Verfahrens- und materielle
Recht weiter anwendbar ist. Vorbehaltlich einer Neuentscheidung in einem spateren Gesetz-
gebungsverfahren gilt das auch fiir zuklinftige Anderungen. Die Regelung gilt nur bei einer
Anderung der BremLBO selbst. Bei einer Anderung von Verordnungen, Satzungen oder der
Uber die BremVVTB fiir direkt anwendbar erklarte MVV TB muss in der Anderungsregelung
selbst (iber Ubergangsregelungen entschieden werden, soweit nicht die allgemeinen
Grundsatze anwendbar sei sollen.

Nach Satz 1 werden vor einer Rechtsanderung férmlich eingeleitete Verfahren nach den bis
dahin geltenden Bestimmungen abgeschlossen. Dadurch werden die andernfalls mdglicher-
weise erforderliche Riicknahme eines Antrags, dessen Uberarbeitung und gegebenenfalls
die Wiederholung von Verfahrensschritten vermieden. Ein Verfahren wird durch den Eingang
eines Antrags oder z.B. im Fall der Genehmigungsfreistellung durch die Einreichung der er-
forderlichen Unterlagen bei der jeweils zustéandigen Stelle eingeleitet.

Das bedeutet fur die einzelnen Verfahrensarten Folgendes:

a) Fur die Genehmigungsfreistellung nach § 62 hat die Regelung nur Bedeutung fur das
Verfahren bis zum nach § 62 Abs. 3 mdglichen Baubeginn, da in diesem Verfahren An-
forderungen des Bauordnungsrechts nicht gepruft werden.

b) Im vereinfachten Genehmigungsverfahren nach § 63 sind die bisher geltenden Verfah-
rensbestimmungen weiter anzuwenden. Das materielle Bauordnungsrecht ist insoweit
anzuwenden, als nach § 63 Absatz Satz 1 Nummer 2 Uber beantragte Abweichungen zu
entscheiden ist. Diese werden grundsatzlich nach dem zum Zeitpunkt der Antragstellung
geltenden Recht beurteilt.

c) Im Genehmigungsverfahren nach § 64 gilt das bisher geltende Recht sowohl fir das Ver-
fahren als auch fir die Prifung des Bauordnungsrechts.

Satz 2 regelt, ob im Fall einer Gesetzesanderung die bisher geltenden Bestimmungen des
materiellen Rechts oder die gednderten Bestimmungen anzuwenden sind. Die Regelung gilt
ausschlief3lich fur materiell-rechtliche Vorschriften.

Anzuwenden ist das flr den Bauherrn jeweils glinstigere Recht (,Meistbeglnstigungsklau-
sel“). Das muss nicht zwingend das Recht sein, das die kostenguinstigere Lésung ermdglicht,
da es fur den Bauherrn glnstiger sein kann, ein bereits geplantes oder begonnenes Bauvor-
haben nach den bisher geltenden Bestimmungen zu vollenden, um beispielsweise Verzdge-
rungen und dadurch verursachte Kostensteigerungen zu vermeiden.

Bei einem Vergleich, ob das geanderte Recht gunstiger ist, ist nicht ein Gesamtvergleich al-
ler fir das Bauvorhaben mafigeblichen gednderten Regelungen mit den bisher geltenden
vorzunehmen. Vielmehr kénnen zusammenhangende Regelungen (z.B. zum System der
Rettungswege) fur sich betrachtet werden. Nicht zulassig ist jedoch ein sog. ,Rosinenpi-
cken®.

Das ,Einfrieren” des bisher geltenden materiellen Rechts auf den Zeitpunkt der Verfah-
renseinleitung gilt fir alle Bauvorhaben, fiir die ein Verfahren erforderlich ist. Das sind so-
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wohl Vorhaben, die den Verfahren nach den §§ 62 bis 64a unterliegen als auch fir Vorha-
ben, fir die eine sog. isolierte Abweichung nach § 67 Absatz 2 beantragt wird. Ein Verfahren
wird mit Eingang eines Antrags bei der zustandigen unteren Bauaufsichtsbehoérde eingelei-

tet.

Es ist wie folgt zu differenzieren:

a)

Fir das Genehmigungsverfahren nach § 64 ergibt sich aus dem Zusammenspiel der
Satze 1 und 2, dass fur eingeleitete Genehmigungsverfahren grundsatzlich das zum
Zeitpunkt der Einreichung geltende materielle Recht Grundlage der Priifung und Ge-
nehmigung ist. Das geanderte Recht ist nur insoweit — gegebenenfalls teilweise — an-
wendbar, als es fur den Bauherrn gunstiger ist. Ist die Baugenehmigung erteilt, darf
und muss das Bauvorhaben entsprechend den genehmigten Bauvorlagen ausgefihrt
werden, auch wenn sich das materielle Recht andert.

Andern sich die fiir die Planung des Bauvorhabens maRgeblichen Regelungen der Ver-
waltungsvorschrift nach § 85 (BremVVTB i.V.m. MVVTB), ist ebenfalls keine Anpas-
sung der Planung erforderlich. Dagegen sind bei der Ausfiihrung die Anforderungen zu
beachten, die zum Zeitpunkt der Ausflihrung gelten.

Im vereinfachten Baugenehmigungsverfahren nach § 63 ist eine fur die Geltungsdauer
der Genehmigung Bestandsschutz vermittelnde Entscheidung tber bauordnungsrecht-
liche Anforderungen nicht erfolgt. Daraus durfte sich fur den Bauherrn die Verpflichtung
ergeben, bei einer Anderung der BremLBO seine Planung entsprechend anzupassen.
Das kann — wenn auch mit Mehrkosten — dann noch moglich sein, wenn mit dem Bau
noch nicht begonnen wurde. Wurden dagegen bereits wesentliche Teile fertiggestellt,
stellt sich die Frage, ob entsprechend dem bisher geltenden Recht weitergebaut wer-
den darf oder das Bauwerk ganz oder teilweise geandert werden muss.

Kame man zu dem Ergebnis, dass eine Anpassung bereits ausgefiihrter Bauarbeiten
erforderlich wird, kommt man zu dem Wertungswiderspruch, dass der Bauherr, der ent-
sprechend der BremLBO geplant hat, schlechter gestellt ware, als derjenige, dessen
Planung von einzelnen Anforderungen abgewichen ist und der deswegen eine Abwei-
chung beantragt hat, fUr die die gleiche Geltungsdauer gilt, wie flir die Baugenehmi-
gung insgesamt. Daher soll fir die bauordnungsrechtliche Zulassigkeit eines im verein-
fachten Baugenehmigungsverfahren genehmigten Bauvorhabens das zum Zeitpunkt
der Erteilung der Baugenehmigung geltende Bauordnungsrecht fir die Geltungsdauer
der Baugenehmigung maRygeblich bleiben, soweit nicht das geanderte Recht flir den
Bauherrn gunstiger ist.

Bauvorhaben, die der Genehmigungsfreistellung nach § 62 unterliegen, sind aus bau-
ordnungsrechtlicher Sicht den im vereinfachten Baugenehmigungsverfahren geneh-
migten Bauvorhaben gleichzusetzen. Es handelt sich in beiden Verfahrensarten um die
gleichen Bauvorhaben, die in bauordnungsrechtlicher Sicht nicht deswegen andere
Probleme aufwerfen, weil sie au’erhalb eines Bebauungsplangebiets oder abweichend
von den Festsetzungen eines Bebauungsplans durchgefihrt werden sollen. Die Ver-
antwortung fur den Bauherrn und die mdglichen Risiken fur Nutzer und Dritte sind iden-
tisch. Es ist daher gerechtfertigt, fur die in der Genehmigungsfreistellung nicht gepruf-
ten Anforderungen des Bauordnungsrechts die gleiche Entscheidung zu treffen wie far
die im vereinfachten Baugenehmigungsverfahren nicht gepriften bauordnungsrechtli-
chen Anforderungen.

Daher bleibt fur die bauordnungsrechtliche Zulassigkeit eines der Genehmigungsfrei-
stellung unterliegenden Bauvorhabens das zum Zeitpunkt der Einreichung der Unterla-
gen bei der Gemeinde geltende Bauordnungsrecht malRgeblich, solange das Bauvor-
haben nach § 62 Absatz 3 Satz 4 ausgeflhrt werden darf, soweit nicht das geanderte
Recht fir den Bauherrn glnstiger ist.
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In Absatz 2 wird in den Satzen 1 und 2 redaktionell klargestellt, dass die Verwendung des
U-Zeichens seit dem Tag des Inkrafttretens der BremLBO-2018 vom 4. September 2018
(Brem.GBI. S. 320) am 1. Oktober 2018 nicht mehr zulassig ist.

Die Absitze 3 und 4 entsprechen unverandert der BremLBO-2022.

Absatz 5 ist neu und regelt, dass Bauvorlageberechtigte, die ihre Befugnisse aufgrund des
§ 65 Absatz 4 der BremLBO-2022 und ihrer Vorgangerfassungen besitzen, bleiben bis zur
Beendigung ihrer beruflichen Tatigkeit bauvorlageberechtigt bleiben. Diese Besitzstandwah-
rungsklausel bezieht sich auf die mit dieser Novelle entfallende Vorschrift des § 65 Absatz 4
a.F. und stellt damit klar, dass alle Befugnisse, die sich aus den durch die oberste Bauauf-
sichtsbehorde bisher erteilten Bauvorlageberechtigungen ergeben, unberthrt bleiben.

Absatz 6 wird ebenfalls neu hinzugefiigt und fordert, dass bestehende unbebaute Freifla-
chen mussen spatestens bis zum 31. Dezember 2026 den Anforderungen des § 8 Absatz 1
entsprechen. Mit dieser Regelung wird das bisher in § 8 Absatz 2 des Begrilinungsortsgeset-
zes geregelte Anpassungsverlangen auf die landesrechtliche Ebene Gbernommen und gilt
damit auch fir die Stadtgemeinde Bremerhaven.

Die Begrunungspflicht wird daher perspektivisch auch auf alle bestehenden unbebauten Be-
standsflachen (unabhangig von privater oder 6ffentlicher Eigentimerschaft) ausgeweitet und
es erfolgt damit ein Eingriff in den vorhandenen Bestand, der Uber das grundsatzlich magli-
che Anpassungsverlangen nach § 58 Absatz 4 BremLBO hinausgeht. Dies festgesetzte
Ubergangsfrist bis zum 31. Dezember 2026 wird als angemessen angesehen, da den Grund-
stlickseigentimern somit ein ausreichender Vorlauf zur Anpassung der unbebauten Freifla-
chen verbleiben, bevor ab dem Jahre 2027 ein ermessensgesteuertes bauaufsichtliches Ein-
schreiten der unteren Bauaufsichtsbehérden nach § 58 Absatz 2 erfolgen soll.

Zu Artikel 2— Anderung der Bremischen Landesbauordnung zum 14. Januar 2027

Artikel 2 wird entsprechend der Synopse zur MBO-Fortschreibung vom 14.03.2023 (siehe
TOP 14 der 332. Sitzung der FK Bauaufsicht) nach Beschluss der 142 BMK vom
23./24.11.2023 zu TOP 11 neu hinzugefligt und stellt klar, dass die EU-Maschinenrichtlinie
mit Wirkung vom 14. Januar 2027 durch die Verordnung (EU) 2023/1230 ersetzt wird und die
Bezugnahmen in der BremLBO entsprechend der Nummern 1 und 2 ab diesem Zeitpunkt in
dem geadnderten Wortlaut anzuwenden sind.

Zu Artikel 3— Anderung des Bremischen Ingenieurgesetzes

Begrindung siehe separates Dokument

Zu Artikel 4- Bekanntmachungserlaubnis

Artikel 4 ist angelehnt an den entfallenen § 88 Absatz 2 a.F. und erméachtigt die Senatorin
oder der Senator flir Bau, Mobilitdt und Stadtentwicklung den Wortlaut der Bremischen Lan-
desbauordnung in der vom 1. Juli 2024 und in der vom 14. Januar 2027 an geltenden Fas-
sung entsprechend der Anpassung nach Artikel 2 im Bremischen Gesetzblatt bekannt zu
machen.

Artikel 5— Inkrafttreten, AuBerkrafttreten
Artikel 5 entspricht in seinem Wesensgehalt § 88 Absatz 1 BremLBO-2022.

Absatz 1 Satz 1 regelt das Inkrafttreten des Artikelgesetzes zum 1. Juli 2024. Satz 2 stellt
klar, dass damit gleichzeitig die die Bremische Landesbauordnung vom 18. Oktober 2022
(Brem.GBI. S. 603) auler Kraft tritt.

Absatz 2 enthalt die Rickausnahme bezuglich des verzdgerten Inkrafttretens von Artikel 2
zum 14. Januar 2027.
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	Die Legaldefinition ist notwendig, um auf dieser Grundlage eine rechtssichere Beurteilung vornehmen zu können, ob es sich um eine überwiegend unzulässiger Weise mit Befestigungsmaterial bedeckte, unbegrünte Freifläche handelt, die erkennbar nicht mehr...
	Klarstellend sei darauf hingewiesen, dass gepflasterte oder betonierte Vollversiegelungen und ggf. betonierte Fugen bereits nach § 8 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 aufgrund fehlender Wasserdurchlässigkeit i.V.m. dem Begrünungsgebot nach § 8 Absatz 1 Satz 1 ...
	Die im Sinne dieses Gesetzes vorgenommene Begrünung oder Bepflanzung kann im Sinne einer ökologisch wertvollen Zwischennutzung zu einem späteren Zeitpunkt wieder entfernt werden, wenn die Freifläche für eine zulässige bauliche Nutzung verwendet werden...
	Der bereits mit dem BegrünungsOG-2023 auf 50 m² herabgesetzte Schwellenwert für die verpflichtende Dachbegrünung knüpft an die bestehenden Flächenbeschränkungen für verfahrensfreie Bauvorhaben im Aufzählungskatalog nach § 61 Absatz 1 an. Regelungsziel...
	Andererseits fallen seit dem 2023 nachgeschärften BegrünungsOG auch Reihenhauszeilen mit Flachdächern, die z. B. bei durchschnittlicher Breite von ca. 5,00 Metern und einer Länge von mehr als 10,00 Metern über eine Flachdachfläche von mehr als 50 m² j...
	Reihenhäuser in der Rechtsform nach WEG werden bauordnungsrechtlich als ein Gebäude betrachtet, wenn diese einzelnen Nutzungseinheiten (Hausgrundstücke im Sondereigentum) in baulicher Verbindung miteinander stehen, z.B. gemeinsame Regenrinnen, durchgä...

	Sofern bei real geteilten Reihenhäusern die Flachdachfläche je Grundstück unterhalb des Schwellenwertes von 50 m² liegt, bleibt es bei einer freiwilligen Dachbegrünungsentscheidung durch den Eigentümer. Gleiches gilt für die Begrünung verfahrensfreier...
	Die nachfolgenden Ausführungen wurden aus dem Mustererlass der ARGEBAU zum Thema „Brandverhalten begrünter Dächer“ vom Juni 1989 übernommen und sind bei der Planung und Bauausführung zu beachten:
	Gemeint ist die Vegetationstragschicht ohne Drän-, Filter-, Vlies- und Speicherelemente. Die Mindestschichtdicke liegt damit im unteren Bereich der Substratstärken für extensive Dachbegrüngen für die 8 bis 15 cm üblich sind. Dadurch wird einerseits da...
	Satz 3 entspricht unverändert § 4 Absatz 1 Satz 3 BegrünungsOG und ermöglicht als Erleichterung, dass bei hallenartigen Gebäuden auch geringere Schichtdicken zulässig sind, sofern die durchwurzelbare Schicht mindestens 4 cm beträgt und der Spitzenabfl...
	Satz 4 wird ebenfalls unverändert aus § 4 Absatz 2 BegrünungsOG a.F. übernommen und regelt, dass Flächen für haustechnische Anlagen, für Tageslicht-Beleuchtungselemente und Dachterrassen bis zu einem Flächenanteil von insgesamt 30 Prozent der jeweilig...
	Der in § 4 Absatz 1 Satz 4 des BegrünungsOG a.F. enthaltene Hinweis, dass die Dachbegrünung in den entsprechenden Bauvorlagen darzustellen ist, ist entbehrlich, weil diese Anforderung zwischenzeitlich direkt ablesbar in § 8 Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe...
	Buchstabe a) enthält weiterhin eingeschossige, auch gewerblich genutzte Gebäude mit einer Bruttogrundfläche bis zu 10 m², außer im Außenbereich, wird aber im Innenbereich um die Zulässigkeit von Gartengerätehäusern bis 12 m² Bruttogrundfläche ergänzt.
	Die Erweiterung nimmt Bezug auf geänderte Wohnbedürfnisse. Insbesondere bei Einfamilien- oder Reihenhäusern hat sich die bisherige verfahrensfreie Grenze von 10 m² bei den Wohnnebenanlagen als nicht mehr angemessen erwiesen. Im Rahmen der Förderung de...
	Nach Buchstabe b) wird die Verfahrensfreiheit von Garagen, einschließlich überdachter Stellplätze mit einer mittleren Wandhöhe nach § 6 Absatz 8 Satz 1 Nummer 1 bis zu 3 m und einer Bruttogrundfläche bis zu insgesamt 50 m² je Baugrundstück, außer im A...
	Dies vor dem Hintergrund, dass § 9 Absatz 4 des Mobilitätsbauortsgesetztes für die Stadtgemeinde Bremen fordert, dass Flächen mit mehr als zehn notwendigen Fahrradabstellplätzen zu überdachen sind. Sofern diese Abstellflächen nicht im Gebäude untergeb...
	Allerdings ist für diese baulichen Anlagen auch weiterhin eine isolierte planungsrechtliche Befreiung erforderlich, sofern diese auf nicht überbaubarer Grundstücksfläche errichtet werden sollen.
	Nach der neuen Nummer 2 fällt die Modernisierung und der Ersatz von Anlagen zur Erzeugung von Strom aus erneuerbaren Energie (Repowering) nun ebenfalls in den Anwendungsbereich der Genehmigungsfreistellung.

	1. Einfamilienhäuser, einschließlich einer Einliegerwohnung, mit einer Geschossfläche bis zu 200 m², ausgenommen sind Vorhaben an Kulturdenkmälern oder in ihrer Umgebung,
	2. gewerbliche Gebäude mit nicht mehr als einem oberirdischen Geschoss bis zu 250 m² Grundfläche und bis zu 5 m Wandhöhe im Sinne von § 6 Absatz 4,
	3. landwirtschaftliche Betriebsgebäude mit nicht mehr als 2 oberirdischen Geschossen bis 250 m2 Grundfläche,
	4. Garagen bis 100 m² Nutzungsfläche,
	5. einfache Änderungen von sonstigen Gebäuden
	In Absatz 1 Satz 1 bleiben mit den Nummern 1 bis 17 die bisherigen Ordnungswidrigkeitentatbestände der BremLBO-2022 unverändert, werden jedoch um die aus § 6 des BegrünungsOG-2023 überführten Tatbestände ergänzt.
	Demnach handelt ordnungswidrig, wer vorsätzlich oder fahrlässig
	nach Nummer 18 nicht für bauliche Anlagen genutzte Grundstücksflächen nicht nach § 8 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 dauerhaft begrünt oder bepflanzt und
	nach Nummer 19 Flachdachflächen nicht entsprechend den Vorgaben des § 32 Absatz 11 errichtet.


